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Die Zeichen stehen auf Sturm

Am 29. Oktober kündigte Bundeskanzlerin 
Angela Merkel an, auf dem CDU-Parteitag 

Anfang Dezember nicht mehr für den Partei-
vorsitz zu kandidieren. Wann sie ihr Regie-

rungsamt verliert, ist seither unbestimmt. 
Das besagt: Sie hat eine politische Krise aus-
gelöst. Die ist allerdings keine Personalfrage, 
sondern ein Resultat langfristiger Tendenzen.
Nach der Konterrevolution in der DDR und 
der daraus folgenden enormen Verschie-
bung des Kräfteverhältnisses der Klassen 
in der Bundesrepublik zugunsten des Kapi-
tals wurde die Arbeiterbewegung durch 
die Regierungen Kohl, Schröder und Merkel 
systematisch geschwächt. Lange vor dem 
Auftauchen der AfD verfolgten die drei Bun-
deskanzler Großmachtambitionen und nah-
men soziale Zugeständnisse zurück, die nicht 
zuletzt wegen der Existenz der DDR und der 
anderen sozialistischen Länder Europas bis 
1990 erkämpft worden waren. Im Ergebnis 
dieser Politik gehört die Bundesrepublik 
heute zu den Industrieländern mit der tief-
sten Spaltung zwischen Arm und Reich.
Dem sozialen Krieg nach innen, für den als 
Symbol Hartz IV steht, entspricht die nach 
1990 sprunghaft gestiegene Aggressivität 
nach außen. Seit 1990 geht von deutschem 
Boden wieder Krieg aus – ob mit direkter 
Beteiligung der Bundeswehr oder indirekt 
durch Bereitstellung zentraler Schaltstellen 
für die US-Streitkräfte. 
Zugleich gelang es mit einer faktisch chau-
vinistischen und rassistischen Ideologie, 

Protest dagegen zurückzudrängen und 
ein weitgehendes St il lhalten der deut-
schen Bevölkerung zu erreichen, nie aller-
dings das Einverständnis einer Mehrheit. 

Die Rede von der „westlichen Wertege-
meinschaft“ bedeutet, daß Kriegsgegner 
mindere Werte repräsentieren und insbe-
sondere das Leben ihrer Bevölkerungen 
nichts wert ist. Die Behauptung, für Men-
schenrechte und Demokratie zu kämpfen, 
schließt die Folterprogramme der CIA, bei 
denen auch die Bundesrepublik umfassende 
Hilfe leistete, ein sowie die Auslöschung 
ganzer Regionen weit weg von deutschen 
Grenzen. Das W  ort „Untermensch“ wird 
nicht benutzt, ist aber gemeint. Als die AfD 
mit ihrer Hetze gegen das „faule“ Griechen-
land und später gegen Zuwanderer begann, 
erntete sie, was die Kriegsparteien CDU/
CSU, SPD, FDP und Grüne gesät hatten.
Die Weltfinanz- und Weltwirtschaftskrise 
ab 2007 war ein Rückschlag für den globa-
len Imperialismus. Angela Merkels Kanzler-
schaft war von dieser Krise, die bis heute 
schwelt, geprägt. Sie hatte aber seit 2008 
zu ihrem politischen Ziel erklärt, Deutsch-
land „gestärkt“ daraus hervorgehen zu las-
sen. Das ist ihr gelungen, allerdings zu einem 
hohen Preis. Die Ungleichgewichte innerhalb 
der EU haben sich in ihrer Amtszeit in einem 
Maße zugunsten des deutschen Kapitals ver-
schoben, der das imperialistische Konstrukt 
in eine Existenzkrise gebracht hat. Der Vor-
sprung Deutschlands zu Frankreich ist z. B., 

gemessen am Umfang des Bruttoinlandspro-
dukts, von langjährig rund 600 Milliarden 
US-Dollar auf über eine Billion Dollar gestie-
gen, gleiches gilt für Großbritannien, das aus 
der EU strebt.
Nun kündigt sich die nächste ökonomische 
Erschütterung an, selbst bürgerliche Ökono-
men nehmen wieder das Wort „Rezession“ in 
den Mund. Am 3. November warnte Angela 
Merkel, daß sich die Lage der Weltwirtschaft 
„eintrübt“; im Klartext: Die Zeichen stehen 
auf Sturm. Jede Wirtschaftskrise bedeu-
tet aber eine Zuspitzung der Widersprüche 
zwischen imperialistischen Staaten und in 
deren Innern. Der Kampf um die zukünftige 
Herrschaftsform ist der Hintergrund für 
Merkels Rückzug auf Raten und die dadurch 
akut gewordene politische Krise. Noch fin-
det die Auseinandersetzung ausschließlich 
innerhalb der herrschenden Klasse statt. 
Der Ausgang dieses Ringens hängt davon ab, 
ob es die Arbeiterklasse der Bundesrepu-
blik und ihre Organisationen, insbesondere 
die Gewerkschaften, schaffen, die Kräfte, 
die angesichts der kommenden Krise eine 
andere Republik und eine radikal rechte 
Regierung anstreben, zu stoppen. 

Arnold Schölzel



Seite 2� RotFuchs / Dezember 2018

Welche Folgen hätte eine Kündigung  
des INF-Vertrags?

Droht mit dem angekündigten Ausstieg der USA 
aus dem Abrüstungsvertrag INF ein globaler 
Atomkrieg? Experten sind sich einig: die Gefahr 
war noch nie so groß. Laut dem Historiker  
Reiner Braun, Ko-Präsident des Internatio-
nal Peace Bureau, wäre Deutsch-
land das Hauptschlachtfeld einer 
nuklearen Vernichtung. Auch zieht 
er Parallelen zum Beginn des Ersten 
Weltkriegs.

Herr Braun, erstmals seit den 
80ern wächst die Angst vor einem 
atomaren Wettrüsten. US-Präsi-
dent Donald Trump hatte angekün-
digt, das Abrüstungsabkommen INF 
zu verlassen. Sollte das tatsächlich 
geschehen, welche Folgen könnte 
dies haben?
Die entscheidende Folge wäre, 
daß w ir ein neues atomares 
Wettrüsten bei den Mittelstrec-
kenraketen haben. Diese würden, 
in Europa stationiert, die Vorwarnzeiten 
drastisch verkürzen. Damit wäre die Gefahr 
eines Atomkrieges aus Zufall, aus Versehen 
oder auch bewußt, dramatisch nach oben 
geschraubt. Der Schritt des US-Präsidenten 
ist ein absolut verheerender Schritt hin zu 
einem nuklearen Desaster.

Offiziell existieren aktuell rund 14 500 nukle-
are Sprengköpfe weltweit. Die meisten davon 
in Rußland und den USA. Die Dunkelziffer ist 
noch höher, da es z. B. aus China keine gesicher-
ten Informationen gibt. Wie hoch ist denn die 
tatsächliche Gefahr eines Atomkriegs?
Ich glaube, daß keine der aktuellen Atom-
mächte real plant, morgen einen Atomkrieg zu 
beginnen. Trotzdem ist in der aktuellen Situa-
tion der globalen Konfrontation, vor allem 
zwischen der NATO, Rußland und China, die 
Gefahr von Konflikten – die sich bis zu einem 
atomaren Krieg entwickeln können – so hoch 
wie seit 30 Jahren nicht. Wir leben also wirk-
lich in der Gefahr, daß ein großer atomarer 
Krieg wieder möglich ist.
Ich verweise da historisch immer auf den 
Ersten Weltkrieg: Auch damals, Ende Juni 
1914, als alle in die Ferien gegangen sind, 
hatte keiner damit gerechnet, daß im August 
ein Krieg ausbrechen würde, an dessen Ende 
18 Millionen Tote und ein total zerstörtes Eu-
ropa stehen würden. Die Dynamik von Kon-
flikten durch fehlgeleitete Politik, die nicht 
mehr beherrschbar sind, die haben wir natür-
lich definitiv auch heute wieder. Das bringt 
die Gefahr eines großen Krieges mit sich. 
Diese Gefahr ist zur Zeit verdammt groß.

Inwieweit ist Deutschland beteiligt, das ja tra-
ditionell zahlreiche US-Militärbasen beheima-
tet? Und was könnte speziell auf Deutschland 
zukommen, sollten die USA das INF-Abkommen 
kündigen?
Also erstens ist in einer atomaren Schlacht 
zwischen Ost und West Deutschland das erste 

und total vernichtete Schlachtfeld. Da gibt es 
gar keine Illusionen, das haben bereits zahl-
reiche Studien nachgewiesen. Deutschlands 
Rolle ist mehr als zwiespältig. Durch seine 
NATO-Treue ist Deutschland eher ein Teil des 

Problems als ein Teil der Lösung. Wir haben 
die nukleare Teilhabe. Das heißt, deutsche 
Soldaten werden im Umgang mit US-Atom-
waffen trainiert, um sie im Kriegsfall auch 
ins Ziel zu bringen. Die Atomwaffen der US-
Amerikaner lagern im rheinland-pfälzischen 
Büchel. Was aus meiner Sicht völkerrechts-
widrig ist. Denn es verstößt gegen den Atom-
waffensperrvertrag, der jeglichen Zugriff auf 
Atomwaffen verbietet – auch ein Training an 
ihnen.   
Zweitens gibt es in Deutschland seit eini-
gen Jahren angesichts eines US-Präsidenten 
Trump wieder die Diskussion, ob wir nicht 
eigene oder europäische Atomwaffen brau-
chen. Ein weiterer völliger Fehlweg: Anstatt 
Atomwaffen abzuschaffen und mindestens 
den Atomwaffenverbotsvertrag zu unter-
schreiben nun statt dessen zu glauben, mit 
Atomwaffen würde die Welt auch nur ein 
Stück besser.
Und der dritte Punkt ist: Wenn es zur Kündi-
gung des INF-Vertrags durch die USA und zu 
einem neuen atomaren Wettlauf kommt, wür-
den diese US-Atomwaffen als erstes wieder 
in Deutschland stationiert werden. Das heißt, 
die Gegenstationierung der russischen Atom-
waffen würde dann natürlich noch genauer 
auf Deutschland zielen. Für Deutschland ist 
es also als Teil des Problems und als zuerst 
betroffenes Land eine aktuell verheerende 
Situation.

Rußlands Präsident Putin hatte angekün-
digt, Gegenmaßnahmen zu ergreifen, sollten 
die USA ihre Austrittspläne realisieren. Einen 
atomaren Erstschlag werde es seitens Rußlands 
aber nicht geben. Wie glaubhaft ist das, und 
wie sehr vertrauen Sie Donald Trump bei die-
ser Frage?
Also wer Donald Trump vertraut, der sollte 
sich entweder einbuddeln oder auf eine ein-
same Insel ohne Rundfunk, Fernsehen und 
Internet begeben. Trauen kann man diesem 

Präsidenten weiß Gott nicht. Ich glaube, daß 
seine Umgebung – wie sein Sicherheitsbera-
ter John Bolton – auf eine absolute Konfron-
tationspolitik setzen. Diese beinhaltet auch 
die Atomfrage. Rußlands Präsident Putin hat 

wiederum erklärt, daß die Logik 
der Abschreckungspolitik von 
USA und Rußland seit 50 Jahren 
ist: Rüstet der eine auf, rüstet der 
andere nach. Ob das alles klug ist 
und hilft, das wage ich zu bezwei-
feln. Denn die Overkill-Kapazi-
täten beider Seiten sind so groß, 
daß sie immer auch nach einem 
Erstschlag in der Lage sind, einen 
Gegenschlag zu führen. Und der 
würde auch die andere Seite völ-
lig vernichten.
Deshalb wäre es von russischer 
Seite vielleicht klug, Signale aus-
zusenden, daß man weiter an einer 
Reduzierung der Atomwaffen fest-
halten möchte. Putin hatte schon 

öfter erklärt, daß er Atomwaffen für Teu-
felszeug hält. Die gegenseitige Hochrüstung 
destabilisiert und gefährdet den Frieden. Von 
daher ist das insgesamt eine sehr brenzlige 
Situation. 

Herr Braun, Sie setzen sich seit Jahren für 
die Schließung von US-Militärbasen in Deutsch-
land ein. Sie mobilisieren dafür jährlich Tau-
sende Menschen. Sollte es zu einer neuen 
nuklearen Aufrüstung kommen, wie kann man 
die Menschen wieder auf die Straße bekommen, 
so wie es in den 80ern der Fall war?
Es ist ja geradezu verblüffend, daß die Ankün-
digung von US-Präsident Trump nur einen 
Tag vor dem 55. Jahrestag der großen Frie-
densdemonstrationen von 1983 war. Und 
ich glaube, daß die Ankündigung der Neu-
entwicklung von Atomwaffen und ihrer Sta-
tionierung in Europa einen Aufschrei durch 
Europa gehen läßt. Wir als Friedensaktivi-
sten werden sicher alles versuchen, wieder 
Menschen gegen diesen atomaren Wahnsinn 
zu mobilisieren. Wir kommen dann zu einer 
Neuentwicklung einer aktiven Anti-Atom-
waffen-Bewegung – nicht nur in Deutschland, 
sondern sicher auch in ganz Europa.
Ich bin mir sicher, daß wir dabei auch mit 
Friedensaktivisten in den USA eng zusam-
menarbeiten werden. Die Auseinanderset-
zung beginnt jetzt erst. Wir sind darauf 
vorbereitet. Wir bereiten jetzt schon die 
nächsten Aktionen gegen die US-Atomwaf-
fen in Büchel vor. Ebenso wie Aktionen im 
kommenden Jahr gegen die US-Air-Base 
Ramstein, die übrigens wahrscheinlich die 
Einsatzzentrale dieser Atomwaffen werden 
würde. Wir stellen uns für eine längerfri-
stige politische Auseinandersetzung auf. Die 
Ankündigung Trumps ist hoffentlich noch 
nicht gleich die Realisierung dieses wahn-
sinnigen Projektes.

Das Gespräch mit Reiner Braun führte  
Marcel Joppa für „Sputnik news“

Weitere Verstärkung für den US-Luftwaffenstützpunkt Ramstein
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Rede auf der „unteilbar“-Kundgebung am 13. Oktober in Berlin

Klare Kante gegen rechts!
Liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe 
Freundinnen und Freunde!

Seit Chemnitz gibt es keine Ausreden mehr! 
Wer angesichts des Schulterschlusses rechts-
radikaler Kräfte noch von „berechtigtem 
Bürgerprotest“ spricht, wer immer noch 
die AfD unterstützt, um „denen 
da oben eins auszuwischen“, der 
muß wissen, was er tut! Der öff-
net alten und neuen Nazis die 
Türen.
Und wer, wie Innenminister 
Horst Seehofer, Migration zur 

„Mutter aller politischen Pro-
bleme“ erklärt oder „gar am 
liebsten selbst auf die Straße“ 
gegangen wäre, der verläßt rhe-
torisch den demokratischen 
Sektor und macht sich zum Steig-
bügelhalter. Wissentlich!
Deshalb: Weil Arroganz, Ras-
sismus und Rechtspopulismus 
tief in die Gesellschaft eindrin-
gen, ist es so wichtig, daß und 
wie wir heute hier stehen: als 
Demokratiebewegung und für 
Menschenrechte, Toleranz und 
Solidarität. Bunt, vielfältig und 
unteilbar!

Wir zeigen Flagge 
und organisieren den 
Widerstand:

•	 gegen Morgenluft witternde 
Alt-Faschisten

•	 gegen die smarten Jungs und 
Mädels der „Identitären Bewe-
gung“

•	 gegen die Heuchler der AfD, die freundlich 
in Talkshow-Kameras grinsen und in Bier-
zelten und Parlamenten hetzen

•	 und gegen sogenannte Konservative, die 
immer weiter nach rechts rücken, um ein 
paar Wahlprozente zu ergattern.

Wir sagen laut und deutlich: Wir haben die 
Schnauze voll von euch, die ihr euch an Men-
schenrechten und Demokratie zu schaffen 
macht. Die ihr Biedermänner und Brandstif-
ter in einem seid. Wir sind eure Gegner, und 
wir werden alles tun, euch das Handwerk zu 
legen!

Es ist unerträglich, wie sie mit Worten 
lügen.

•	 Wenn sie „Demokratie“ sagen, dann den-
ken sie an deutschtümelnde Patrioten, die 
rechten Ideologen zujubeln.

•	 Wenn sie „Leitkultur“ rufen, dann meinen 
sie Geschichtsklitterung und die Abwer-
tung anderer Kulturen.

•	 Wenn sie vom „Volk“ reden, dann phanta-
sieren sie von einer homogenen Masse, die 
es nie gab und hoffentlich auch nie geben 
wird.

•	 Und wenn sie neuerdings die „soziale 
Frage“ stellen, dann meinen sie „Auslän-
der raus und Grenzen zu – damit für Deut-
sche mehr übrigbleibt“.

Ja, die Rechte hat die soziale Frage als Feld 
ihrer Propaganda entdeckt. Die soziale 
Frage, so tönt der thüringische AfD-Hetzer 
Höcke, verlaufe nicht mehr zwischen oben 
und unten. Denn, Zitat: „Die neue deutsche 
soziale Frage des 21. Jahrhunderts ist die 

Frage nach der Verteilung des Volksvermö-
gens von innen nach außen.“ Innen und außen 
meint: „Deutschtum“ als Zugangsberechti-
gung zu sozialer Sicherung, der Rest guckt 
in die Röhre.

Das ist ein vergiftetes Angebot! Es wendet 
sich an diejenigen, die durch die Agenda-
Politik und Hartz-Reformen an den Rand 
der Gesellschaft gedrängt wurden. Auf diese 
Zumutung kann es nur eine Antwort geben: 
Bleibt uns vom Hals mit eurer völkischen 
Karikatur eines Sozialstaates!
Das hättet ihr gerne, daß wir die Ursache für 
Arbeitslosigkeit, Armut und soziale Spaltun-
gen bei denjenigen suchen, die selbst Opfer 
des Gegenwarts-Kapitalismus sind.
Die neue soziale Frage bleibt im Kern die 
alte. Sie wird auch heute entscheiden zwi-
schen oben und unten, zwischen Reich und 
Arm, zwischen denen, die Geld, Eigentum und 
Macht besitzen und denen, die nichts von dem 
haben.
Oder glaubt denn wirklich jemand, daß die 
Flüchtlinge fairen Löhnen, sicheren Arbeits-
plätzen und sozialer Sicherheit im Wege 
stehen? Oder daß wir Steuerf lucht, explo-
dierende Mieten und obszöne Managerge-
hälter in den Griff bekommen, wenn wir 
die Grenzen schließen und die Menschen 
im Mittelmeer ersaufen lassen? Nein! Hetze 

gegen Minderheiten hilft nicht gegen soziale 
Ungerechtigkeit. Und dazu braucht es keinen 
Nationalismus, sondern internationale Soli-
darität, starke Gewerkschaften und Druck 
aus der Zivilgesellschaft.

Unsere Botschaft lautet: „Klare 
K ante gegen recht s!“ K lare 
Kante gegen alle, die auf der 
Flamme von sozialen Zukunfts-
ängsten vieler Menschen ihre 
braune Suppe kochen, und gegen 
die, die sich als Anwälte der 
angeblich „kleinen Leute“ tar-
nen, um ihre widerlichen Phan-
tasien von Volk und Rasse zu 
vermarkten. Für euren Rassis-
mus ist kein Platz in einer demo-
kratischen Gesellschaft!
Aber ich sage auch: So wich-
tig die klare Kante gegen die 
Ideologen, Organisatoren und 
Galionsf ig uren der rechten 
Bewegungen ist: Genauso wich-
tig ist ein Angebot an diejenigen, 
die an den Rand der Gesellschaft 
gedrängt wurden, die täglich 
vom sozialen Abstieg bedroht 
sind und die ihre Lebensbio-
graphie entwertet und verra-
ten sehen. Denen müssen wir 
die Türen öffnen.
Offene Tür bedeutet nicht, den 
rechten Gesinnungen entgegen-
zukommen. Offene Tür bedeutet 
die Einladung, gegen reaktio-
näre und für solidarische Lösun-

gen sozialer Probleme zu kämpfen. Bei uns, 
in Gewerkschaften, sozialen Bewegungen 
und örtlichen Initiativen.
Für Umverteilung, Geschlechtergerechtig-
keit, ethnischen Pluralismus und sexuelle 
Toleranz. Wer wirklich etwas tun will für 
eine bessere Gesellschaft, der ist unter Ras-
sisten und Nationalisten denkbar schlecht 
und bei uns denkbar gut aufgehoben.

Liebe Freundinnen und Freunde!
Ich stehe hier als Gewerkschafter, der für 
ein breites, unteilbares Bündnis wirbt. Die 
Gewerkschaften, meine IG Metall, sind im 
wahrsten Sinne des Wortes „bunte Haufen“! 
Mit Menschen aus aller Herren Länder, mit 
unterschiedlichen Herkünften, Kulturen und 
Lebensentwürfen. Das macht uns reich!
Eine IG Metall ohne die Kolleginnen und Kol-
legen mit migrantischem Hintergrund oder 
mit nicht-deutschem Paß ist eine Horrorvor-
stellung. Welch ein Verlust an Erfahrungen 
und Impulsen – und an Kampfkraft wäre das! 
So wünsche ich mir auch unsere Gesellschaft: 
Als bunter Haufen mit unterschiedlichen 
Lebensentwürfen und Leidenschaften  – 
und mit demokratischer unteilbarer Wider-
standskraft!

Hans-Jürgen Urban 
(Geschäftsführendes Vorstandsmitglied  

der IG Metall)

 240 000 Menschen auf den Straßen zwischen Alex und Siegessäule
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Brasilien im Rückwärtsgang

Mit der Wahl von Jair Bolsonaro am  
28. Oktober zum 42. Präsidenten Brasili-

ens wurde ein neues, düsteres Kapitel aufge-
schlagen. Die Abstimmung stellte die Weichen 
für einen marktradikalen Autoritarismus 
und bedeutet einen kulturellen Dammbruch:  
55 % der gültigen Stimmen entfielen auf den 
Anhänger der von 1964 bis 1985 währenden 
zivil-militärischen Diktatur, dessen rassisti-
sche, homophobe und frauenfeindliche Aus-
fälle Legion sind, auf einen Anstifter zu Haß 
und Gewalt, der Folter und politische Morde 
rechtfertigt. Neben Generälen vom alten 
Schlag weiß Bolsonaro rechte evangelikale 
Sekten mit Millionenanhang hinter sich. Mit 
Fernando Haddad von der Arbeiterpartei PT 
unterlag die Alternative zur Barbarei letzt-
lich deutlich. Nur vier Jahre nach der Wahl 
der PT-Politikerin und früheren Widerstands-
kämpferin Dilma Rousseff – 2016 durch ein 
Komplott gestürzt und durch ihren konser-
vativen Vize, Michel Temer, ersetzt – hat sich 
die politische Landschaft gründlich verän-
dert. Das ist das Ergebnis eines von der inne-
ren und der äußeren Reaktion betriebenen 
Rollbacks. Brasiliens Eliten befestigen ihre 
aus der Sklavenhaltergesellschaft überkom-
mene Position, Südamerikas Vormacht wird 
engster Vasall des Weißen Hauses, multina-
tionale Konzerne erhalten Zugriff auf  gewal-
tige Ressourcen. 

Die „braune Welle“ stellt einen Reflex auf die 
tiefe Krise von Staat, Wirtschaft und Gesell-
schaft dar. Sie legt offen, wie verbreitet der 
politische Analphabetismus und wie groß 
die moralisch-ethische Ignoranz insbeson-
dere der weißen Mittelschichten ist. Wie 
schon 1964 folgen sie der autoritären For-
mel aus „Gott, Familie und Vaterland“. Die 
Bolsonaro-Wähler mobilisierte die Angst 
vor der Kriminalität in den Metropolen und 
eine ahistorische, moralisierende Korrup-
tionsdebatte der großen Medien. Gegen die  
13 Jahre lang regierende Arbeiterpartei 
gerichtet, erzeugte sie eine allgemeine Ableh-
nung der traditionellen, oft in Skandale ver-
wickelten Politikerkaste. Das unterstreicht 
auch die Zahl von 41 Millionen Bürgern, 
die trotz Wahlpf licht nicht oder ungültig 
abstimmten. 
Die bürgerlichen Parteien wurden margi-
nalisiert, fielen in die Grube, die sie sich mit 
der verhaßten Temer-Regierung selbst gegra-
ben hatten. Die Linke konnte ihre Bastionen 
im Nordosten und Norden Brasiliens halten. 
Mit 57 Abgeordneten zieht die Arbeiterpar-
tei als stärkste Fraktion ins neue Unterhaus 
ein. Neun der 26 Bundesstaaten werden ab 
der 2019 beginnenden Legislatur von Gou-
verneuren aus dem linken Lager regiert.   
Ein Selbstläufer war Bolsonaros Sieg nicht. 
Er wurde durch Betrug und Manipulation 

erst ermöglicht. Der angebliche Rebell gegen 
das Establishment sitzt seit fast drei Jahr-
zehnten im Kongreß, sein ganzer Clan lebt 
von öffentlichen Ämtern. Gesponsert von 
Unternehmern, wurden von Bolsonaros PR-
Spezialisten per Whatsapp millionenfach 
verleumderische „Fake news“ über Haddad 
verbreitet. Nach Studien sollen bis zu 90 % 
der rechten Wähler diese für bare Münze 
genommen haben. Der frühere Präsident 
Lula da Silva sitzt seit April nach einer Pro-
zeßfarce im Gefängnis. Dem eigentlichen und 
favorisierten PT-Kandidaten untersagte die 
parteiische Justiz den Wahlantritt. Richter 
Sérgio Moro, der ihn hinter Gitter brachte, 
wird nun unter dem Faschisten Bolsonaro 
Justizminister. 
Schon vor Amtsantritt des neuen Präsiden-
ten, der „eine noch nie dagewesene Säube-
rungswelle“ angekündigt hat, herrscht ein 
Klima der Repression. Im Visier haben die 
Bolsonaristas dabei besonders das Bildungs-
wesen. Das Ministerium für Arbeit soll abge-
schafft, die Renten sollen beschnitten und 
kapitalisiert werden. Freie Fahrt erhalten 
Agrarkonzerne: Dem Umweltschutz droht ein 
Supergau. Der Finanzhai Paulo Guedes, Strip-
penzieher hinter Bolsonaro, hat eine gewal-
tige Privatisierungswelle angekündigt. Für 
dessen Wähler wird es ein böses Erwachen 
geben. � Peter Steiniger

Großer Wahlerfolg für belgische Marxisten

Am 14. Oktober fanden in Belgien Kom-
munalwahlen statt . Dabei gelang der 

marxist ischen Partei der Arbeit (PTB/
PvdA) erstmals ein Durchbruch in den 
wichtigsten Städten Flanderns. In Brüs-
sel und im französischsprachigen Wallo-
nien baute sie ihre Erfolge aus. Besonders 
her vorzuheben sind die Ergebnisse in 
Brüssel mit 11,6 Prozent, Antwerpen mit  
8,7 Prozent, den beiden wichtigsten Städ-
ten Walloniens, Lüttich mit 16,3 Prozent 
und Charleroi mit 15,7 Prozent , sowie 
Gent, der zweitgrößten Stadt Flanderns, 
mit 7,1 Prozent.
Am Abend des Wahltags erklärte der popu-
läre PTB-Vorsitzende, Peter Mertens: „Ich 
bin ein glücklicher Parteipräsident, denn mit 
den bisher bekanntgewordenen Ergebnis-
sen haben wir bereits unsere Ziele im gan-
zen Land erreicht. Zum ersten Mal waren wir 
nicht nur auf die Städte Lüttich und Antwer-
pen begrenzt, sondern sind zu einem Faktor 
in fast allen großen und mittleren Städten 
der Wallonie und der Region Brüssel sowie in 
Flandern geworden. Wir sind von 50 auf 157 
gewählte lokale Abgeordnete gekommen.“
In Antwerpen, dem Heimatort von Mertens, 
erhielt die PTB vier Sitze im Gemeinderat 
und 19 in den Bezirksräten. Genosse Mer-
tens erklärte, dort habe „der schwierigste 
Kampf“ stattgefunden. Antwerpen ist eine 

Hochburg der N-VA, der separatistischen, 
rechtskonservativen Flämischen Nationali-
stischen Partei unter Führung von Bart De 
Wever, der seit 2013 Bürgermeister der Stadt 
ist. Die N-VA, so Mertens, „veranstaltete die 
kostspieligste Kampagne aller Zeiten und 
hat ihre Positionen überraschend gut gehal-
ten. Unter diesen Umständen sind wir selbst-
verständlich zufrieden, 8,7 Prozent erreicht 
zu haben.“
Besonders hoch wertete Mertens das Errin-
gen von Stadtratsmandaten in Gent (drei 
Sitze), Löwen (einer) und Hasselt (zwei) 
und von je einem Sitz in sechs weiteren Städ-
ten. Damit sei die Partei in der Lage, bei den 
Parlamentswahlen im Mai 2019 erstmals in 
ihrer Geschichte Mandate in Flandern für 
das Bundes- und das Regionalparlament zu 
gewinnen.
In der Region Brüssel, die aus 19 Gemeinden 
besteht, kam die PTB auf zehn bis 15 Prozent 
und erhöhte die Zahl ihrer Mandate von zwei 
auf 36 in sieben Gemeinden.
In Wallonien erreichte die PTB jeweils 
mehr als 15 Prozent in Lüt t ich (drit t-
stärkste Partei), Charleroi (zweitstärkste) 
und La Louvière (zweitstärkste) sowie im 
gesamten „roten Gürtel“ um Lüttich, mit  
25 Prozent sowohl in Herstal als auch 
Seraing. Für ganz Wallonien stieg die Zahl 
der Sitze von 14 auf 78.

PTB-Sprecher Raoul Hedebouw nannte als 
Gründe für den Erfolg: „Die traditionellen 
Parteien haben im Wahlkampf viel darüber 
diskutiert, wer mit wem und wo koaliert. 
Im Unterschied dazu kümmerte sich die 
PTB um grundlegende Fragen: qualitativ 
hochwertiger Sozialwohnungsbau, kosten-
loser öffentlicher Nahverkehr und seine 
Bedeutung für die Ökologie.“
Auch die Grünen erzielten am 14. Oktober 
gute Ergebnisse, während die Sozialde-
mokraten in Flandern erhebliche Verlu-
ste erlitten, in Brüssel und der Wallonie 
geringere. Sie blieben aber in vielen Städ-
ten die größte Partei. In Flandern siegten 
erneut Nationalisten und Neofaschisten: 
N-VA und V laams Belang kamen in der 
Stadt Antwerpen zusammen auf 45 Pro-
zent der Stimmen. 
Mertens erklärte: „In diesen schwierigen 
Zeiten ist unser Fortschritt Grund zum 
Optimismus. Wir glauben, daß es wich-
tig ist, den Samen des Widerstands gegen 
den Sturm zu säen, sowohl in der Nachbar-
schaft als auch in den Unternehmen.“ Er 
dankte den 14 000 PTB-Mitgliedern für die 
Arbeit im Wahlkampf. Die Partei sei erneut 
gewachsen und stärker geworden.

RF  
Gestützt auf die Website der PTB
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NATO-Feind Nr. 1 oder Wer bedroht eigentlich wen? 

Seit 1999 begann die NATO ihren politischen 
und militärischen Machtbereich massiv zu 

erweitern. (1999: Polen, Tschechien, Ungarn; 
2004: Bulgarien, Rumänien, Slowakei, Slowe-
nien, Estland, Lettland, Litauen, 2009: Alba-
nien, Kroatien, 2017: Montenegro) Sie umfaßt 
gegenwärtig 29 Mitglieder. Weitere Staaten 
(Balkanstaaten, Georgien, Ukraine) sind für 
die Aufnahme in den NATO-Kriegspakt vor-
gesehen. Einstige Zusagen, die NATO nicht bis 
an die Grenzen Rußlands auszudehnen, waren 
und sind reine Makulatur. Von „Selbstverteidi-
gung“ als wichtigste Aufgabe (Art. 5 des NATO-
Vertrages) ist spätestens seit der Aggression 
gegen Jugoslawien 1999 keine Rede mehr. Es 
geht und ging dem Militärpakt nie um Durch-
setzung von Vorstellungen der „westlichen 
Demokratie“ wie „bürgerlich-liberale Gesell-
schaftsordnung“, „Rechtsstaatlichkeit“, Ach-
tung des Völkerrechts auf der Grundlage der 
Charta der Vereinten Nationen usw. Hauptziel 
ist die Sicherung der Vorherrschaft des Impe-
rialismus unter Führung der USA. Nach Ende 
des kalten Krieges wurden zwei Narrative für 
die Begründung der Existenzberechtigung 
erfunden: Terrorismus und eine angebliche 
Bedrohung durch Rußland. Als im Syrienkon-
flikt und in der Ukraine-Krise Rußland begann, 
seine Interessen als Staat offensiv zu vertreten 
und dem Westen politisch entgegentrat, wurde 
Moskau zum Hauptfeind der NATO erklärt. Die 
vorherrschende westliche Propaganda unter-
stellt Rußland Aggressivität und den Versuch, 
seinen Machtbereich auszudehnen. 
Daß diese Behauptungen nicht stimmen, läßt 
sich an wenigen wirtschaftlichen und mili-
tärischen Parametern nachweisen. In Ruß-
land lebten 2017 142,3 Millionen Einwohner. 
Die NATO-Mitgliedsstaaten haben über 928,8 
Millionen Einwohner, mehr als das 6,5fache 
Rußlands. Das russische Bruttoinlandspro-
dukt betrug 2017 ca. 1527 Mrd. US-Dollar. 
Das der USA belief sich auf 19 390 Mrd. Dol-
lar, das 12,7fache. Allein sechs NATO-Län-
der (USA, Großbritannien, Frankreich, BRD, 
Kanada, Italien) hatten zusammen ein Brut-
toinlandsprodukt in Höhe von ca. 31 874 Mrd. 
Dollar, also mehr als 20mal soviel wie Rußland. 

Die russischen Militärausgaben beliefen sich 
2017 auf 66,3 Mrd. US-Dollar, die der USA auf 
610 Mrd. Dollar. Die o. g. NATO-Staaten zusam-
men gaben gigantische 809 Mrd. US-Dollar im 
gleichen Zeitraum für Rüstung aus, mehr als 
das 12fache der russischen Militärausgaben. 
Der Anteil der Militärausgaben am Bruttoin-
landsprodukt aller NATO-Staaten betrug 2017 
2,42 %. (Rußland 4,3 %). Die „aktiven Vertei-
digungskräfte“ der gesamten NATO betrugen 
2017 3,17 Millionen Soldaten. In Rußland sind 
es über ca. 1,2 Mio. Soldaten. Rechnerisch hat 
die NATO das 2,6fache an Soldaten.
Sieben Länder in der Welt verfügen über 
Unterseeboote, die ballistische Raketen 
mit Kernsprengköpfen abfeuern können. 
Die drei Staaten USA (14), Großbritannien 
(4) und Frankreich (4) besitzen zusammen  
22 kernwaffentragende U-Boote, die im NATO-
Dienst stehen. Rußland dagegen hat nur  
12 U-Boote, die ballistische Raketen mit Atom-
sprengköpfen verschießen können. 
Zum „gepflegten“ Feindbild gehört auch die 
Behauptung, daß Rußland viele Auslands-
stützpunkte habe, von denen eine Bedrohung 
ausgehe. Tatsächlich handelt es sich nur um 
20 Stützpunkte, die sich in 10 Ländern (vor-
nehmlich in ehemaligen Sowjetrepubliken) 
befinden. Nur drei Stützpunkte sind klassi-
sche Militärbasen, eine in Vietnam und zwei 
in Syrien. Allein die USA besitzen dagegen nach 
Schätzungen ca. 1000 Militärbasen im Ausland. 
Offiziell hat Washington mehr als 300 000 Sol-
daten im Ausland stationiert. Die USA (6450), 
Großbritannien (215) und Frankreich (300) 
verfügen über insgesamt 6965 Atomwaffen. 
Rußland besitzt 6850 Atomsprengköpfe. 
Gegenwärtig modernisiert das Pentagon 
seine Atomstreitkräfte und Atomwaffen, um 
einen militärischen Vorteil zu erringen bzw. 
eine Erstschlagskapazität zu sichern. Dabei 
wird angestrebt, einen Gegenschlag (Zweit-
schlag) auszuschließen. Verbunden damit ist 
das Konzept, die Schwelle für den Einsatz von 
Kernwaffen durch neue atomare Sprengköpfe 
zu senken. Dafür investieren die USA 400 
Mrd. US-Dollar bis 2026. Rußland ist dabei, 
sein Atomwaffenarsenal gleichfalls zu moder-

nisieren, zumal die 
US-Administration 
bereits am 13. Juni 
2002 einseitig aus 
dem unbefristeten 
ABM-Vertrag (Anti-
B a l l i s t ic  M i s s i le 
Treaty, 26. Mai 1972) 
zur Begrenzung der 
Raketenabwehrsy-
steme ausgestiegen 
ist . Der bilaterale 
INF-Vertrag (Inter-
m e d i a t e  R a n g e 
Nuclear Forces) zwi-
schen den USA und 
Rußland regelt die 
Vernicht ung al ler 
F lu g k ör p er m it t-
ler er u nd k ü r z e -
rer Reichweite. Er 
trat am 1. Juni 1988 

in Kraft. Durch die Stationierung bodenge-
stützter Raketenabwehrsysteme in Polen 
und Rumänien unterlaufen die USA und die 
NATO diesen Vertrag. Diese Abschußvorrich-
tungen sind vermutlich so konzipiert, daß 
sie für neue mittelstreckenwaffenähnliche 
Systeme und für Tomahawk-Raketen genutzt 
werden können. Der amtierende Kriegsmi-
nister Rumäniens, Mihai Fifor, bestätigte 
Anfang August diesen Sachverhalt indirekt: 
„Wie könnte sich Präsident Putin jemals dar-
über freuen, daß in Rumänien auf dem Mili-
tärstützpunkt Deveselu ballistische Raketen 
stationiert sind?“ Ballistische Raketen sind 
reine Angriffs- und keine Verteidigungswaf-
fen.
Noch regelt der START-Vertrag („Strate-
gic Arms Reduction Treaty“, Vertrag läuft 
2021 aus) zwischen den USA und Rußland, 
daß die Atomsprengköpfe auf strategischen 
Trägersystemen (Interkontinentalraketen, 
U-Boot-gestützte Langstreckenraketen und 
Langstreckenbomber) auf je 1550 Stück redu-
ziert sind. Die Zahl der stationierten und 
nicht stationierten Interkontinentalraketen, 
U-Boot-gestützten Raketen und Langstrec-
kenbomber wird insgesamt für jedes Land 
auf 800 Stück begrenzt, wobei nicht mehr als 
700 stationiert sein dürfen. Die Frage steht im 
Raum, wann die Vertragsseiten diesen Ver-
trag überarbeiten und verlängern. Beide Prä-
sidenten, Trump und Putin, haben sich auf 
ihrem Treffen am 16. Juli in Helsinki auf Ver-
handlungen zum Vertrag verständigt.
Gegenwärtig haben wir es mit einem massi-
ven Bestreben der USA und ihrer NATO-Part-
ner zu tun, das strategische Gleichgewicht 
zu verändern. Die Infrastruktur der NATO 
wird immer näher an die russischen Grenzen 
gerückt. Dazu gehören die Schaffung neuer 
NATO-Strukturen und die Verlegung von 
Kampfverbänden nach Polen und in die balti-
schen Staaten. Immer häufigere und größere 
Kriegsmanöver – auch mit Nicht-NATO-Staa-
ten wie Georgien und Ukraine – an Rußlands 
Grenzen stellen eine robuste Bedrohung dar. 
Die NATO hat auf ihrer Tagung am 12. Juli 
beschlossen, neue, schneller einsetzbare 
Kampfverbände aufzubauen und die militä-
rische Mobilität zu verbessern. Auf einer Son-
dersitzung der NATO-Tagung einigten sich die 
Mitgliedsländer darauf, die Militärausgaben 
aufzustocken. Grundlage hierfür bildet das 
Abkommen von Wales (2014), das bis 2024 
eine Erhöhung der Kriegs- und Rüstungsaus-
gaben auf zwei Prozent der Wirtschaftslei-
stung jedes Mitgliedstaates vorsieht. 
Fassen wir alle Fakten zusammen, dann wird 
deutlich, daß nicht Rußland eine Bedrohung 
für die Welt und den Weltfrieden sein kann. 
Der „NATO-Feind Nr. 1“ – Wladimir Putin – 
formulierte bereits 2015: „Nur jemand, der 
keinen gesunden Menschenverstand besitzt 
oder träumt, kann sich vorstellen, daß Ruß-
land eines Tages die NATO angreifen könnte. 
Dieser Gedanke ist sinnlos und vollkommen 
unbegründet. Vielleicht ist jemand ja daran 
interessiert, diese Angst zu schüren.“ (die 

„Welt“ am 7. Juni 2015)
Dr. Ulrich SommerfeldKarikatur: Klaus Stuttmann
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Ein Aufruf an alle:  
Frieden und Freundschaft mit Rußland!

Der Feind steht im Osten und heißt Ruß-
land. Die NATO hat dies einmal mehr mit 

ihrem Großmanöver „Trident Juncture“ vom 
25. Oktober bis zum 23. November in Nor-
wegen betont. Insgesamt 50 000 Soldaten 
aus den NATO-Staaten sowie den Partner-
ländern Finnland und Schweden trainierten 
da die Abwehr eines Angriffs. Die Bundes-
wehr war bei der größten Kriegsübung seit 
Anfang der 90er Jahre mit ca. 8000 Solda-
ten zweitgrößter Truppensteller nach den 
USA. Es gehe um „glaubwürdige Abschrec-
kung“, war in der FAZ ganz im Landser-
Jargon von der Front im kalten Norden zu 
lesen. „Die Soldaten sind froh, endlich zu 
zeigen, was sie können. Panzer, Kanonen, 
Amphibienfahrzeuge, Tanklaster, Werk-
stattcontainer, medizinische Einsatzver-
sorgung, das alles wurde herangeschafft, 
fast alles ist in gutem Zustand. Angekom-
men sind auch die Winterkampfanzüge und 
die moderne Funktionswäsche.“ Die NATO-
Staaten übten „unter heftigen klimatischen 
Bedingungen die rasche Reaktion auf einen 
Angriff aus dem hohen Norden. Darunter 
versteht sich nach Lage der Dinge Rußland, 
auch wenn das in den NATO-Papieren nicht 
ausdrücklich gesagt wird. … Die Waldwege 
haben sich in Humusschlamm verwandelt, 
Schneeregen segelt zwischen Birken und 
Fichten zu Boden. In der Nacht haben sie 
wenig geschlafen … Dennoch sieht man um 
sechs Uhr morgens fast 4000 zufriedene 
Männer und Frauen. Soldaten. Mittendrin 
ein General. Der hat 150 Kilometer nördlich 
von Oslo ebenfalls in einem der Zelte über-
nachtet und nennt das Ganze ‚eine Stern-
stunde‘ seines Berufslebens. In drei Tagen 
sollen hoch im Norden die Roten angrei-
fen. Darauf freuen sich hier die allermei-
sten, besonders die von der Bundeswehr.“
Im „Vorwärts“ erklärt der Bundestagsab-
geordnete Fritz Felgentreu, Sprecher der 
AG Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
der SPD-Bundestagsfraktion, warum  die-
ses NATO-Manöver „zwingend nötig ist“. 
Das Bundesverteidigungsministerium hat 
die Kosten mit 90 Millionen Euro beziffert, 
allein für Deutschland. „Doch dieses Geld 
ist gut angelegt“, weiß der SPD-Parlamen-
tarier. Die Bündnisverteidigung als „Herz 
der NATO“ bleibe „eine leere Hülle“, wenn 
Einsätze „nicht auch ab und zu geübt wer-
den“. Das Manöver sei auch „ein Prüfstein 
für den Zustand der Bundeswehr“. Kritik an 
der Kriegsübung weist der Sozialdemokrat 
im Parteiorgan resolut zurück. „Seit Beste-
hen der NATO hat es immer große Manöver 
gegeben … In den Jahren der sogenannten 
‚Friedensdividende‘ glaubte man, darauf 
verzichten zu können. Logistische Fähigkei-
ten wurden vernachlässigt, die Streitkräfte 
der Mitgliedsländer reduziert. Seit der völ-
kerrechtswidrigen Annexion der Krim kann 
sich die NATO das nicht mehr leisten.“
Angesicht s des Säbelrasselns und der 
Schlachteneuphor ie kommt das Buch 

„Warum wir Frieden und Freundschaft mit 
Russland brauchen“ zur richtigen Zeit. Der 
Sammelband ist ein Aufruf an alle von nam-
haften Politikern der SPD, der Grünen und 
der Partei Die Linke, aber auch der CDU/
CSU und der FDP. Herausgeberin Adelheid 
Bahr, Ehefrau des 2015 verstorbenen Poli-
tikers Egon Bahr, und der Westend-Verlag 
haben hier mit Matthias Platzeck, Sigmar 
Gabriel, Antje Vollmer, Oskar Lafontaine, 
Peter Gauweiler und Wolfgang Kubicki 
sowie mit General a. D. Harald Kujat und den 
Publizisten Gabriele Krone-Schmalz, Peter 
Brandt, Daniela Dahn, Wolfgang Bittner und 
Albrecht Müller Stimmen der Vernunft im 
Umgang mit Rußland zusammengeführt. 
Die Mehrheit der Deutschen will den Stahl-
helm von FAZ und Felgentreu nicht auf-
setzen. Die Schriftstellerin Daniela Dahn 
verweist in diesem Zusammenhang auf eine 
umfangreiche Studie des forsa-Instituts für 
Politik und Sozialforschung vom April 2018. 
Gute Beziehungen zu Rußland halten dem-
nach 94 Prozent der Deutschen für wich-
tig. Bei den SPD-Mitgliedern waren es sogar  
98 Prozent . „Da ist das Erbe von Willy 
Brandt und Egon Bahr noch lebendig“, so 
Dahn. „Da liegen die Genossen noch vor den 
recht rußlandfreundlichen Ostdeutschen, 
die ihre einstige Besatzungsmacht offenbar 
nicht in so schlechter Erinnerung haben.“ 
97 Prozent der Befragten befürworten eine 
von den USA emanzipierte Politik, die die 
russischen Interessen berücksichtigt. Von 
Rußland geht keine Gefahr aus, das empfin-
den 91 Prozent von ihnen. Daran habe auch 
die Krim nichts geändert, schreibt Dahn. Die 
Frage, ob im Völkerrecht das Selbstbestim-
mungsrecht der ansässigen Bevölkerung 
oder die Unverletzlichkeit der territori-
alen Souveränität Vorrang habe, sei für 
viele offen.
In einer seiner letzten Reden hatte Egon 
Bahr 2015 für eine Anerkennung der Rea-
litäten plädiert. Ausgangspunkt westlicher 
Entrüstung über Rußland sei die „Annexion 
der Krim“. Diese stelle auch nach seiner 
Auffassung eine „Verletzung internationa-
ler Verträge dar, die nicht anerkannt wer-
den kann“. Eine solche Forderung habe es 
aus Moskau bislang aber auch nicht gege-
ben. Und Bahr ruft in Erinnerung, daß dies 
1970 anders gewesen sei: „Bonn hat die völ-
kerrechtliche Anerkennung der DDR abge-
lehnt. Brandt hat sie als Staat bezeichnet, 
der für uns nicht Ausland sein kann. Das 
bedeutete de facto die Respektierung der 
DDR als Staat. Diese Respektierung war  
20 Jahre lang der völkerrechtliche Rahmen 
der gesamten Ostpolitik für viele Verträge 
und internationale Abkommen. Die Respek-
tierung der russischen Krim wäre eine Ana-
logie auch ohne zeitliche Begrenzung.“ Den 
Regime-Change-Apologeten und Demokra-
tie-Exporteuren hält das Urgestein der sozi-
aldemokratischen Entspannungspolitik 
entgegen: „Rußland wird allein bestimmen, 

welche Schritte es zur Demokratie geht. Es 
wird eine Demokratie à la Russe sein. Was 
kann der Westen anbieten: die monarchisti-
schen Modelle in London oder Tokio? Oder 
die erfolgreiche Einparteienherrschaft in 
Singapur? Ich habe auch noch keine Erwä-
gung gehört, Sanktionen gegen China oder 
Saudi-Arabien zu verhängen, weil sie unse-
ren demokratischen Vorstellungen nicht 
entsprechen.“
Viele Beiträge nehmen immer wieder Bezug 
zu Ausführungen Bahrs. Übrigens halten 
laut der bereits erwähnten forsa-Befra-
gung 71 Prozent der Deutschen die Abkehr 
von der früheren Entspannungspolitik für 
falsch, darunter viele AfD-Anhänger. Dani-
ela Dahn mahnt in diesem Zusammenhang 
zu Differenzierung und Selbstbewußtsein, 
was vielen Linken heute leider abgeht. Die 
„Neunationalen“ hätten einen Teil ihrer feh-
lenden Programmatik von anderen Parteien 
abgeschrieben, auch von linken. „Das kann 
man bloßstellen und unbeirrt bei seinen 
Zielen bleiben, bekämpfen sollte man den 
kruden Kern.“ Übrigens sind es unter den 
Ostdeutschen 78 Prozent, die sich die Ent-
spannung zurückwünschen, bei den SPD-
Mitgliedern sind es sogar 89 Prozent. „Der 
Bruch von SPD-Außenminister Heiko Maas 
mit der etwas milderen Rußland-Linie sei-
ner Vorgänger Steinmeier und Gabriel ver-
ärgert 81 Prozent der SPD-Mitglieder“, so 
Dahn. Wandel durch Annäherung habe zu 
Entspannung geführt, nicht Wandel durch 
Abschreckung. „Rußland ist kein Gegensatz 
zu Europa, sondern sein Bestandteil“, fährt 
sie fort und mahnt abschließend weitsichtig: 
„Dafür, daß zur deutschen Staatsräson die 
Sicherheit Israels gehört, gibt es unabweis-
bare Gründe. Sie beruhen auf historischer 
Verantwortung. Aus denselben Gründen 
gebietet es sich, auch die Freundschaft zu 
Rußland zur Staatsräson zu erheben.“ 
Jeder einzelne Beitrag in dem Buch ist 
lesenswert, bei allen Differenzen, die es zu 
einzelnen ohne Zweifel gibt. Aus Platzgrün-
den können sie hier nicht weiter gewür-
digt werden. Das Buch in der Summe ist 
ein „Appell an die politischen Institutio-
nen und die mediale Öffentlichkeit unseres 
Landes, sich zu besinnen, innezuhalten, eine 
Zwischenbilanz zu ziehen und einen Neu-
start zu wagen“, wie Adelheid Bahr im Vor-
wort schreibt. Sie endet mit der Maxime: 
„Wir brauchen Frieden und Freundschaft 
mit Rußland. Eine neue Entspannungspoli-
tik ist das Gebot der Stunde!“ Man wünscht, 
sie und die Mehrheit der Deutschen mögen 
im Kanzleramt und am Werderschen Markt 
endlich Gehör finden.

Rüdiger Göbel 
Berlin

Adelheid Bahr (Hg.): Warum wir Frieden 
und Freundschaft mit Russland brauchen. 
Westend-Verlag, Frankfurt/M.  2018, 208 S., 
18 Euro
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Die neue US-Strategie für Afghanistan

Gab es tatsächlich eine neue US-Afgha-
nistan-Strategie, wie die Administra-

tion in Washington angekündigt hatte, oder 
waren es eher „Fake News“, die US-Präsident 
Trump verbreitete? Wenn es eine neue Strate-
gie gegeben hat, was beinhaltete sie?
Im Vorfeld ihrer Verkündung haben die Verei-
nigten Staaten mit mehr als 8000 Kilogramm 
Sprengstoff und elf Tonnen TNT-Äquivalent 
die größte nichtatomare Bombe, die den 
Spitznamen „Mother of all bombs“ (MOAB) 
trug (eigentlich steht die Abkürzung für „Mas-
sive Ordnance Air Blast“), in Afghanistan ein-
gesetzt, meldeten die Presseagenturen am 
14. April 2017. Der als „Mutter aller Bomben“ 
bezeichnete Sprengstoff wurde gegen 7 Uhr 
Ortszeit im Osten, in den Bergen von Tora 
Bora in der Provinz Nangrahar, wo die USA 
in den 80er Jahren für die Mujaheddin Höhlen 
gebaut hatten, gezündet. US-Präsident Donald 
Trump sprach von einem „sehr, sehr erfolg-
reichen Einsatz“, meldeten die Presseagentu-
ren AFP und Reuters. Es wurde von 36 Toten 
gesprochen. Nach Angaben lokaler Behör-
den wurden jedoch 94 Menschen zerfetzt, 
berichtete DPA. Ob Trump den Einsatz per-
sönlich genehmigt hatte, bestätigte er jedoch 
nur indirekt. „Jeder weiß genau, was passiert. 
Also, ich autorisiere unser Militär. Wir haben 
ihnen volle Befugnis gegeben, und das ist es, 
was sie machen.“ 

„Ich habe noch nie im Leben einen solchen 
Knall gehört“, sagte Malik Mohammed, ein 
Stammesältester in Achin, der Deutschen 
Presse-Agentur. Riesige Flammen seien in 
der Gegend hochgeschlagen. Der russische 
Verteidigungspolitiker Franz Klinzewitsch 
äußerte der Agentur Interfax zufolge, der 
Bombeneinsatz sei nicht nötig gewesen, denn 
in letzter Zeit habe sich nichts grundlegend 
an der Situation in Afghanistan geändert. Der 
Afghanistan-Experte Omar Nessar von der 
Russischen Akademie der Wissenschaften in 
Moskau sieht in dem Einsatz der riesigen US-
Bombe eine Demonstration der Stärke gegen-
über Rußland. Washington wolle Rußlands 
Einfluß in Afghanistan eindämmen, meinte er.
Das Vorgängermodell dieser Bombe war 
schon im Golfkrieg getestet worden. Da es 
Zweifel an deren militärischem Nutzen gab, 
wurde die modernisierte Version dann am 
Hindukusch getestet. Seit Beginn des Kriegs 
gegen Afghanistan am 7. Oktober 2001 ist 
das Land zum Testgelände für die neue-
sten Waffen der NATO geworden. Die deut-
schen gepanzerten Fahrzeuge Fuchs bzw. 
Marder, der Nachfolger des Typs Mirage des 
französischen Kampfflugzeugs und die US-
Kampfdrohnen wurden alle in Afghanistan 
eingesetzt, getestet und für den Einsatz unter 
klimatisch ähnlichen Bedingungen anderswo 
weiterentwickelt.
Im ganzen Jahr 2016 hatte die US-Luftwaffe 
1337 Bomben auf Afghanistan abgeworfen. 
Bis Ende Oktober 2017 waren es schon 3554 
und Ende 2017 etwa dreimal so viele Bomben 
wie im Jahre 2016. Nach Angaben der UNO 
stieg in den ersten neun Monaten 2017 die 
Zahl der durch US-Luftangriffe getöteten Zivi-
listen im Vergleich zu 2016 um 52 %. Da die 

UNO nicht die Möglichkeit hat, außerhalb der 
größeren Städten die Opferzahl zu registrie-
ren, muß davon ausgegangen werden, daß 
weitaus mehr Menschen getötet worden sind.
Während des Wahlkampfs hatte Donald 
Trump angekündigt, die Auslandseinsätze 
des US-Militärs schnell zu beenden. Als 
Präsident hat er aber den Krieg verschärft. 
Bei seiner groß angekündigten Rede zur 

„neuen Afghanistan-Strategie“ vor Soldaten 
im Stützpunkt Fort Myer in Virginia „Wir 
werden angreifen“ verkündete er, was er 
in Afghanistan vorhat. Er will den Kampf 
gegen den unter der Bezeichnung Taliban 
und Islamischer Staat (IS) subsumierten 
Widerstand ausweiten. Ziel sei es nun, den 
Krieg in Afghanistan zu gewinnen, verkün-
dete er. Dazu werde er aber keine Abzugster-
mine und auch keine genaue Truppenstärke 
nennen, „um dem Feind keine Informationen 
zu geben“. Es wurde von einer Aufstockung 
der Truppen um 3900 Soldaten gesprochen. 
Auch der Einsatz privater Söldner statt regu-
lärer Soldaten wurde in Erwägung gezogen, 
damit aus Afghanistan in die USA zurückge-
brachte Zinksärge mit den sterblichen Über-
resten Gefallener die Zweifel der US-Bürger 
am Sinn des Krieges nicht noch mehr ver-
tiefen. Auch andere NATO-Mitglieder sollen 
auf einen stärkeren Einsatz verpflichtet wer-
den. Insgesamt haben 15 NATO-Länder ein 
zusätzliches Engagement in Aussicht gestellt. 
Deutschland stellt nach den Vereinigten 
Staaten und Italien das größte Truppen-
kontingent. Bundesverteidigungsministe-
rin Ursula von der Leyen (CDU) plant eine 
deutliche Ausweitung des Bundeswehrein-
satzes. Nach Informationen der Deutschen 
Presse-Agentur vom 4. März 2018 soll die 
Zahl der Bundeswehrsoldaten im Rahmen 
der NATO-Ausbildungsmission „Resolute 
Support“ von 980 auf bis zu 1300 erhöht 
werden. Das ist rund ein Drittel mehr. Nach 
Angaben von NATO-Generalsekretär Jens 
Stoltenberg wird die Zahl der NATO-Solda-
ten zur Ausbildung afghanischer Sicherheits-
kräfte im kommenden Jahr auf rund 16 000 
steigen. Dies entspricht einem Plus von mehr 
als 3000 Kräften. Zu bedenken ist dabei, daß 
die NATO in den Hochphasen des Krieges bis 
150 000 Soldaten in Afghanistan im Einsatz 
hatte und nicht in der Lage war, den Wider-
stand in die Knie zu zwingen. Im Gegenteil. 
Mehr als 16 Jahre nach dem Sturz des Tali-
ban-Regimes Ende 2001 sind die Islamisten 
stärker denn je. Sie kontrollieren 45 der 398 
Distrikte des Landes völlig, 117 Distrikte 
sind zwischen Taliban und Regierungstrup-
pen schwer umkämpft. Beobachter sprechen 
von einer Patt-Situation. Wie US-Präsident 
Trump nun mit 16 000 Soldaten den Krieg 
gewinnen will, bleibt sein Geheimnis. Bei 
einem Treffen in Kabul mit US-Außenmini-
ster Michael Pompeo sagte der afghanische 
Präsident Ashraf Ghani: „Die neue Afgha-
nistan-Strategie der USA, die Präsident 
Donald Trump im vergangenen August vor-
gestellt hatte, funktioniert. Die USA haben 
ihre Truppen aufgestockt und ihre Luft- und 
Bodenoffensiven vor allem gegen die Taliban 

drastisch verschärft.“ Diese Eskalation des 
Krieges ist nicht neu, geschweige denn eine 

„neue Strategie“.
Die afghanische Regierung soll mehr Hilfe 
erhalten, um mit der eigenen Armee gegen die 
Taliban zu kämpfen. Damit wird die Afghani-
sierung des Krieges, die von Barack Obama 
eingeleitet wurde, fortgesetzt. Gleichzeitig 
soll die Regierung in Kabul dazu gebracht 
werden, endlich stärker gegen Korruption 
und Mißwirtschaft vorzugehen. Da die Kor-
ruption wie ein Krebsgeschwür den ganzen 
Körper des afghanischen Staates befallen 
hat, ist die Lösung des Problems dann mög-
lich, wenn man eine komplett neue Regie-
rung schaffen würde. Alles andere ist nur 
Wunschdenken der westlichen Besatzer. 
Trump schloß auch Verhandlungen mit den 
Taliban nicht aus, um irgendwann zu einem 
Frieden zu kommen. Aber „wie schon der frü-
here FBI-Direktor Comey sagte: ,Mit Trump ist 
es, wie mit der Mafia zu verhandeln‘ “, konsta-
tierte die britische Zeitung „The Guardian“ am  
11. Juli. Glenn Kessler von der „Washington 
Post“ wird als Star der Faktenchecker 
bezeichnet, gehört es doch zu seiner Auf-
gabe, u. a. alle Falschaussagen von Donald 
Trump zu dokumentieren. Um nur ein Bei-
spiel zu nennen: „Am 20. Juni [2018] hat er 
77 falsche Aussagen gemacht.“ Der „Guardian“ 
kommentierte Trumps Reise nach Großbri-
tannien so: „Der Präsident der Vereinigten 
Staaten sollte eigentlich unser wichtigster 
Verbündeter sein, mit dessen Land wir eine 
besondere Beziehung beanspruchen und mit 
dem wir grundlegende demokratische Werte 
teilen. Wenn so ein Führer auf die Grundla-
gen dieser Allianz spuckt und aktiv Werte und 
Interessen fördert, die den unseren feindlich 
gegenüberstehen, dann besagt die schwierige 
Lehre der Geschichte, daß er nicht geehrt und 
nicht beschwichtigt werden sollte. Wir unter-
stützen all jene, die friedlich und mit Würde 
gegen die Anwesenheit eines Präsidenten pro-
testieren, der ein schlechter und unzuver-
lässiger Verbündeter ist.“ Stefan Kornelius, 
derzeitiger Leiter des Ressorts Außenpolitik 
der „Süddeutschen Zeitung“, wird noch deut-
licher: „Einem marodierenden Söldnertrupp 
gleich zieht Donald Trump mit seiner Entou-
rage durch Europa, zerstört Gewißheiten 
und Institutionen, verbrennt Freundschaf-
ten und eine 70 Jahre alte Ordnung. Zeiten 
des Umbruchs sind das, Zeiten der Ungewiß-
heit und der Sorge, weil sich in atemberauben-
der Schnelligkeit eine alte Welt verabschiedet, 
ohne daß die neue zu erkennen wäre.“
Selbst wenn die westlichen Verbündeten den 
US-Präsidenten zum Teufel wünschen, wie 
könnte er ein zuverlässiger Verhandlungs-
partner des Widerstandes, d. h. der Taliban, 
sein? Daher kann man davon ausgehen, daß 
jede Verhandlung zwischen Trump und den 
Taliban von vornherein zum Scheitern ver-
urteilt sein wird.
Nach Trumps Vorstellungen sollten Nachbar-
staaten wie Pakistan stärker unter Druck 
gesetzt werden, damit sie nicht weiter zum 
Rückzugsort für die Taliban und Terroristen 
werden, die über die Grenze aus Afghanistan 
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kommen. Diese Forderung der US-Admini-
stration wird von niemandem ernst genom-
men. Sie wird seit Jahren wie eine tibetische 
Gebetsmühle wiederholt, ohne daß kon-
krete Maßnahmen erfolgen würden. Außer-
dem solle sich auch Indien endlich mehr für 
den Konflikt in seiner Nachbarschaft enga-
gieren, forderte Trump. So eine Erwartung 
zeugt von absoluter Unkenntnis der Pro-
bleme in und um Afghanistan, besonders 
was die Beziehungen zwischen Pakistan und 
Indien betrifft und deren diametral entge-
gengesetzte strategische Interessen am Hin-
dukusch.
Es muß deutlich betont werden, daß die 

„neue US-Strategie“ für Afghanistan ein tot-
geborenes Kind ist, das von einem ahnungs-
losen US-Präsidenten in die Welt gesetzt 
wurde.
Der Krieg, ob von der NATO geführt oder 
afghanisiert, hat den Konflikt nicht gelöst. 
Die Greater-Middle-East-Strategie (GME) der 
NEOCONS, welche die US-Regierung wäh-
rend des G8-Gipfels von Sea Island im Juni 
2004 als politische Agenda zur Umstruk-
turierung der Region Großraum Mittlerer 
Osten verkündet hatte, ist an den Bergen 
des Hindukusch zerschellt. Auch die Afgha-
nisierung des Krieges unter Barack Obama 
ist im Sand verlaufen. Da Trumps Strategie 

keine Strategie, sondern eine Verstärkung 
der militärischen Eskalation ist, muß auch 
sie scheitern. Es ist längst an der Zeit, end-
lich den Frieden am Hindukusch zu afgha-
nisieren. Dazu liegt seit langem ein von mir 
ausgearbeiteter 18-Punkte-Friedensplan 
vor. Das afghanische Volk will Frieden. Nach 
einem mehr als 700 Kilometer langen, vielbe-
achteten 40 Tage dauernden Protestmarsch 

– ein Novum in der neuen Geschichte Afgha-
nistans – quer durch das kriegszerrissene 
Land ist eine Gruppe von Friedensaktivisten, 
die in der schwer umkämpften südafghani-
schen Provinz Helmand gestartet war, am  
18. Juni 2018 in Kabul angekommen. Die 
Männer sangen im Chor „Wir wollen Frie-
den“. Zahlreiche Anwohner der Hauptstadt 
begrüßten die Demonstranten und skan-
dierten Friedensparolen. Die Teilnehmer 
forderten eine Verlängerung der Waffenruhe 
zwischen Regierung und Aufständischen, 
Gespräche und einen Zeitplan für den Abzug 
aller ausländischen Truppen aus Afghanistan. 
Wie verhaßt die ausländischen Truppen bei 
der afghanischen Bevölkerung sind, verdeut-
licht ein Beispiel: Als 2008 Bundeswehrsol-
daten während einer Patrouillenfahrt mit 
einem Wolf-Geländefahrzug eine 15 Meter 
tiefe Böschung hinabstürzten und ein Sol-
dat dort für kurze Zeit bewußtlos lag, eilten 

Einheimische zur Unfallstelle. „Die haben den 
Unfall wie einen Sieg gefeiert“, sagte der ver-
letzte Soldat später.
Als der afghanische Präsident Ashraf Ghani 
am 12. Juni 2018 für die Feiertage am Ende 
des Fastenmonats Ramadan eine einsei-
tige Waffenruhe angeordnet hatte, haben 
selbst der islamisch geprägte Widerstand, 
Taliban, Haqqani-Netzwerk und andere das 
Angebot sofort angenommen und ihrerseits 
die Kämpfe eingestellt . Im ganzen Land 
kam es zu Begegnungen und gemeinsamen 
Feierlichkeiten zwischen den Taliban und 
afghanischen Sicherheitskräften, die sich 
umarmten und als Brüder bezeichneten. 

„Sie sind unsere Brüder“, sagte eine Solda-
tin über die Taliban. „Taliban-Kämpfer und 
Regierungssoldaten lagen sich in Städten 
und Dörfern in den Armen, feierten drei 
Tage lang gemeinsam das Ende des heiligen 
Fastenmonats Ramadan.“
Frieden ist möglich, ist er auch gewollt? 
Die Profiteure des Krieges – die NATO und 
die korrupte, vom Westen eingesetzte und 
abhängige afghanische Administration – 
müssen dazu gezwungen werden, den Wil-
len des afghanischen Volkes zu respektieren 
und den Weg für einen Frieden am Hindu-
kusch zu ebnen.

Dr. Matin Baraki

zum 91. Geburtstag
Christa Riemer (Güstrow) am 26. Dezember
Horst Noll (Wuppertal) am 31. Dezember
Jasper Oelze (Berlin) am 31. Dezember

zum 90. Geburtstag
Werner Herzig (Altenbrak) am 16. Dezember
Hellmut Michel (Dohna) am 24. Dezember
Dr. Karl Söder (Panketal) am 15. Dezember

zum 85. Geburtstag
Walter Nitsche (Tönisvorst) am 1. Dezember
Prof. Dr. Alfred Barth (Halle) am 3. Dezember
Gerhard Leuteritz (Berlin) am 8. Dezember
Anneliese Kuligowski (Berlin)  

am 9. Dezember

Gert Schimmelpfennig (Kamenz)  
am 10. Dezember

Dieter Ament (Dabel) am 13. Dezember
Hans Schröder (Eberswalde)  

am 27. Dezember

zum 80. Geburtstag
Hans-Joachim Friedrich (Hoppegarten)  

am 8. Dezember
Wolfgang Kluge (Chemnitz)  

am 13. Dezember

zum 75. Geburtstag
Arnulf Gänsicke (Neukirch, OT Gottschdorf) 

am 8. Dezember
Jürgen Strobel (Erfurt) am 18. Dezember

Olaf Bruhn (Wernigerode) am 22. Dezember
Siegfried Erdmann (Groß Roge,  

OT Neu-Rachow) am 22. Dezember

zum 65. Geburtstag
Leonhard Bergmann (Berlin)  

am 25. Dezember
Reinhardt Simon (Hannover)  

am 21. Dezember
Günter Teichmann (Zella-Mehlis)  

am 18. Dezember

zum 60. Geburtstag
Bernd Kleiszmantatis (Chemnitz)  

am 20. Dezember
Frank Ringmann (Berlin) am 13. Dezember

Wie immer gilt unsere Gratulation auch allen anderen Geburtstagskindern des Monats.

Herzliche Glückwünsche unseren Jubilaren des Monats Dezember! 

Achim Bigus 
aus der niedersächsischen 
Friedensstadt Osnabrück 
wird am 5. Dezember 60.
Wir senden dem roten 
Werkzeugmacher, Sänger 
und Genossen, der 
sich von Beginn an im 
RF-Förderverein engagiert, 
herzliche Grüße und Glückwünsche. Bestimmt 
werden wir von ihm noch viele Arbeiterlieder  
und Lieder gegen den Krieg erleben können –  
bei UZ-Pressefesten wie bei anderen 
Gelegenheiten. Es macht immer Freude, Dir 
zuzuhören und gemeinsam mit Dir zu singen.

Herzliche Grüße und Glückwünsche an 

Prof. Dr. sc. techn.  
Reinhard Schiffel
der am 8. Dezember seinen  
75. Geburtstag begeht. 
Als Wissenschaftler und Techniker auf 
dem Gebiet der Hochfrequenz- und 
Informationstechnik hat er sich in der 
DDR verdient gemacht. 
Wir danken Dir, lieber Genosse Schiffel, 
für Dein Engagement als Vorsitzender 
der Regionalgruppe Falkensee und 
Referent in „RotFuchs“-Gruppen, das 
wir sehr zu schätzen wissen.

Genosse 

Günter Wechsung 
feiert am 12. Dezember 
seinen 80. Geburtstag. 
Langjährig als Vorsitzender 
der Regionalgruppe Saale-
Orla tätig, organisiert Günter 
stets den Schulterschluß mit 
allen Linken der Region.

Wir gratulieren Dir von 
Herzen und danken Dir für 
Dein Wirken im „RotFuchs“-
Förderverein.
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Vor 35 Jahren: Kongreß am Rio Douro

Die Nachricht, daß der zum 15. Dezember 
einberufene X. Parteitag der portugiesi-

schen Kommunisten weder in der Hauptstadt, 
im Industriegürtel um Lissabon noch in der 
Bodenreformzone des Alentejo, sondern im 
Kristallpalast der nördlichen „Hauptstadt“ 
Porto stattfinden wird, hat den mit der Ent-
wicklung eingehender Vertrauten nicht über-
rascht. Denn Portugals zweitgrößte Stadt ist 
längst eine wichtige Bastion der demokrati-
schen Kräfte geworden. Doch wer die Ereig-
nisse in den ersten Jahren nach dem Sturz der 
Caetano-Diktatur – sie wurde durch den Auf
stand antifaschistischer Militärs und des Volkes 
am 25. April 1974 zerschlagen – nur oberfläch-
lich verfolgt hat, mag über die Entscheidung der 
Partei Alvaro Cunhals erstaunt sein, zum ersten 
Mal in ihrer Geschichte einen Kongreß in der 
nördlichen Landeshälfte abzuhalten.
Diese Verwunderung dürfte mit der zweifellos 
verbreiteten Auffassung im Zusammenhang 
stehen, Portugal zerfalle mehr oder weni-
ger in zwei konträr orientierte Zonen: einen 
roten Süden und einen traditionell reaktionä-
ren Norden. Auch wenn die Dinge keineswegs 
so einfach liegen, muß man doch konzedieren, 
daß unterschiedliche historische Abläufe zu 
einer sehr differenzierten Entwicklung der 
beiden Landesteile geführt haben. Während 
beispielsweise im Süden, wo die Bevölkerung 
zwar überwiegend religiös, aber weithin anti-
klerikal ist, die Jesuiten bereits vor Jahrhun
derten ausgetrieben wurden, blieb der Norden 
bis heute unter fast totaler Kontrolle der hier 
besonders konservativen Hierarchie des 
katholischen Klerus. Obwohl sich in den urba-
nen Zentren der Region stets auch bedeutende 
Kräfte im antifaschistischen Widerstand grup-
pierten, bildete die Bevölkerung der dichtbe-
siedelten Landgebiete des Nordens mit ihrer 
rückständig-zwergbäuerlichen Pachtwirt-
schaft die eigentliche Massenbasis der Dikta-
turen Salazars und Caetanos.
Nicht zufällig ging 1926 der zur Aufrich-
tung einer fast fünfzigjährigen Faschisten-
herrschaft führende Militärputsch von der 
im Norden gelegenen Erzbischofsstadt Braga 
aus. Ebensowenig war es Zufall, daß der durch 
die Aprilrevolution von 1974 in Lissabon 

geschaffenen demokratischen Macht, die 
im Landessüden von den Massen entschie-
den verteidigt wurde, nördlich des Rio Tejo 
weitaus mehr Feinde erwuchsen, denen rück-
ständige Schichten der Werktätigen zunächst 
blinde Gefolgschaft leisteten. Nur so läßt sich 
erklären, warum die konterrevolutionären 
Terroristen der verschiedenen antikommu-
nistischen Kommandos jahrelang den gan
zen Landstrich zwischen Minho und Douro 
in Angst und Schrecken versetzen konnten.                                                                    
Ich selbst bin Zeuge vieler Episoden gewor-
den, in denen sich entweder der reaktio-
näre Fanatismus oder die fast täglich zu 
beweisende Tapferkeit der Linken des Nor-
dens widerspiegelte. Einige davon stehen mir 
noch heute plastisch vor Augen.
Als Dr. Günter Kertzscher, ein Meister des 
geschlif fenen Wortes, unlängst seinen  
70. Geburtstag beging, erinnerte er mich, den 
Gratulanten, an eine gemeinsame Reise, die 
uns im Herbst 1976 in vier portugiesische 
Nordbezirke geführt hatte. Zu den stärksten 
Eindrücken dieser Tour rechnete der Senior 
kommunistischer Zeitungsarbeit in der DDR 
die „Begegnungen mit phantastischen Men-
schen“. Zu ihnen zählte er Teresa, eine junge 
Frau aus dem bei Braga gelegenen Textilstädt-
chen Vila Nova de Famalicão. Wir trafen sie 
in dem von faschistischen Banden zunächst 
völlig zerstörten, dann unter großen Schwie-
rigkeiten provisorisch wiederhergerichteten, 
auf Grund der nach wie vor bestehenden 
Attentatsgefahr aber selbst von den meisten 
Genossen noch gemiedenen PCP-Haus des 
Ortes als dessen einzigen „Wachtposten“.
Im Minho, wie die beiden nordportugiesi-
schen Bezirke Viana do Castelo und Braga 
nach dem die Grenze zu Spanien bilden-
den Fluß gleichen Namens heißen, hatten 
im zweiten Jahr nach dem 25. April schwere 
und blutige Klassenkämpfe stattgefunden. 
Sekundiert von rechtssozialistischen Füh-
rern um Mario Soares, die Öl ins Feuer gos-
sen, indem sie die Woge konterrevolutionärer 
Gewalt als „Aufwallung der Volkswut über 
den moskautreuen Kurs der Partei Cunhals“ 
ausgaben, machten rechtsradikale Einsatz
gruppen überall Jagd auf Kommunisten und 
Gewerkschafter. Hunderte Arbeiter wurden 
schwer mißhandelt. In Ponte de Lima erschos-
sen die zur Brandstiftung übergegangenen 
Horden einen der Verteidiger des Parteilokals, 
auch von den meisten anderen PCP-Büros des 
Minho blieben nur die rauchgeschwärzten 
Ruinen. Mit besonderer Brutalität fielen die 
Faschisten über den stundenlang umzingel-
ten Sitz der Bragaer Kommunisten her. An der 
Spitze derer, die in dem zur Feuerfalle gewor-
denen Parteihaus am Campo da Vinha leben-
digen Leibes verbrannt wären, hätte sie nicht 
ein Trupp Soldaten in letzter Minute entsetzt, 
stand mit dem damals erst dreißigjährigen 
ZK-Mitglied Antonio Lopes ein „alter“ Illega-
ler aus den Tagen der Caetano-Herrschaft.
Als Günter Kertzscher und ich 1976 nach 
Braga kamen, war die politische Atmo-
sphäre dort noch zum Zerreißen gespannt. 
Auch wenn die zeitweilig ganz Nord- und 
Zentralportugal überrollende Terrorwelle 

inzwischen durch die Kraft der Volksbewe-
gung zum Stehen gebracht werden konnte, 
lebte es sich für Kommunisten in dieser 
Region auch weiterhin gefährlich. Anonyme 
Morddrohungen an Häuserwänden galten oft 
genug den Bewohnern selbst.
Antonio Lopes, mit dem wir in einem „Aus-
weichquartier“ der Partei zusammengetrof-
fen waren, empfahl uns beim Abschied, auf 
der Rückfahrt unbedingt in Vila Nova de 
Famalicão Station zu machen, um „Genossen 
im vordersten Graben“ aufzusuchen. „Unsere 
Ortsverantwortliche ist noch sehr jung und ... 
meine Schwester“, fügte er hinzu.
Das Parteihaus von Famalicão, nach dem wir 
uns bei erschrockenen Einwohnern erkun-
digten, gehörte zu den ersten „Centros de 
Trabalho“ der portugiesischen Kommuni-
sten, die im August 1975 attackiert worden 
waren. Tagelang hatten sich drei Dutzend 
klassenbewußte Proletarier in dem auf einem 
Hügel gelegenen Gebäude verschanzt und 
alle Vorstöße der Faschisten abgeschlagen. 
Schließlich wurde Militär eingesetzt, aller-
dings nicht zum Schutz der Angegriffenen. 
Der Kommandeur der Einheit befahl, blind 
in die Menge zu schießen, um den Haß auf die 
„Roten“ zu schüren. Nachdem es so auf sei-
ten der Belagerer Tote gegeben hatte, ließ der 
Offizier das Haus gewaltsam räumen und alle 
in ihm angetroffenen KP-Mitglieder auf Last-
wagen zum Verhör nach Porto bringen. Das 
nun unbewachte Centro wurde gestürmt und 
total verwüstet.
Dieses durch die Presse gegangene Bild hatte 
ich vor Augen. Doch über dem PCP-Büro von 
Famalicão wehte inzwischen wieder die rote 
Fahne. Die Haustür war unverschlossen. Beim 
Betreten des Korridors vernahmen wir den 
Gesang einer Frau. Die Stimme gehörte Teresa. 
Mit Besitzerstolz führte sie uns durch das 
zurückeroberte Gebäude. Ihre Arbeit, meinte 
sie, verlaufe „ganz normal“. Die Organisation 
habe „im großen und ganzen“ standgehalten. 
„Wenn nur dieses Haus nicht wäre ...“, sagte 
sie dann plötzlich. „Wieso?“ „Fast alle fürchten 
sich hierherzukommen. Erst letzte Woche sind 
wieder zwei Sprengkörper vor der Tür hochge-
gangen.“ „Und du, hast du keine Angst?“ fragte 
Günter Kertzscher. „Ich wohne hier“, erwiderte 
Teresa. „Einer muß es doch tun.“
Seitdem ist viel Wasser den Rio Minho hinab-
geflossen. Die Hoffnungen jener, die damals 
davon träumten, Portugals Kommunisten 
aus dem Norden des Landes hinausbomben 
zu können, haben sich nicht erfüllt. Im Gegen-
teil: Während die von Reaktion und rechten 
Sozialisten entfachten antikommunistischen 
Kampagnen mit der Zeit an Wirkung verlo-
ren haben, blieben Aufrichtigkeit, Logik und 
Überzeugungskraft der kommunistischen 
Argumente nicht ohne Ergebnis. Der Einfluß 
der Partei nahm auch in für sie schwierigen 
Zonen ständig zu. 
Wenn man am 15. Dezember den X. Parteitag 
der PCP eröffnet, wird unter den Abgesand-
ten der fast 200 000 Kommunisten Portugals 
auch Teresa aus Famalicão sein.

Klaus Steiniger 
(Aus: „Weltbühne“, 49/1983)

Langjährig als Mitglied der Leitung der 
RF-Regionalgruppe Berlin aktiv sowie 
in der „RotFuchs“-Singegruppe, in der 
er mit Leidenschaft wirkte, begeht 

Wolfgang Schulze 
am 31. Dezember seinen  
80. Geburtstag. Deinen großen, 
uneigennützigen Einsatz, lieber 
Wolfgang, für den „RotFuchs“ und 
unsere Sache werden wir nicht 
vergessen. 

Mit einer herzlichen Umarmung 
gratulieren wir Dir und wünschen  
Dir alles Gute für die Zukunft!
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Die nicht gelungene Integration

Das war’s also. Einen Tag davor und einen 
danach haben die Medien wieder mal 

einen Blick nach Osten gerichtet. Diesmal 
außerhalb solcher „Höhepunkte“ wie Chem-
nitz, Freiberg oder Hoyerswerda. Immer noch 

– nach 28 Jahren – zeigt man sich erstaunt, 
wenn jemand von dort über eine schöne 
Kindheit oder ein ganz normales Leben 
berichtet. Und fast gesetzmäßig kommt die 
Frage, warum man nicht in den Westen ging. 
Woran mag es liegen, dieses Desinteresse, 
diese Vorbehalte, dieses Nichtverstehenwol-
len? Wodurch wurde das Bild geprägt, das der 
Osten vom Westen und der Westen vom Osten 
hatte und heute noch hat?
Was haben damals viele im Osten erwartet? 
Natürlich die versprochenen blühenden Land-
schaften, den Konsumrausch, die freien Gren-
zen, das Kennenlernen der Welt. Aber viele 
ahnten nicht oder wollten nicht sehen, wie 
bitter das zu erkaufen war. Der fast durch-
gehende Bruch der Lebensläufe wurde über-
tüncht durch die Erfüllung langgehegter 
Wünsche. 
Die Treuhand schuf eine industrielle Wüste 
mit Folgen für fast jeden: Arbeitslosigkeit, 
wertlose Berufe, Abwanderung, verlassene 
Dörfer und Kleinstädte, zerbrochene Bezie-
hungen. In 40 Jahren gewachsene Selbstver-
ständlichkeiten wie die sichere Arbeit, die 
sorgenfreie Zukunft für die Kinder, die gleich-
wertigen Chancen in der Bildung, die finan-
ziell freie medizinische Behandlung waren 
verdrängt durch all das Neue, was zu erle-
ben war. Erstaunlich, wie weitgehend wider-
standslos das hingenommen wurde und wie 
lange es dauerte, bis sich das Gedächtnis wie-
der meldete.
Und was hat die Meinung im Westen geprägt? 
Erst war es wohl die Begeisterung über die 
glücklichen Menschen hinter der „Mauer“, als 
diese fiel. Dann sah man die kaputten Fassa-
den der Innenstädte und das riesige Poten-
tial der Käufer, den Absatzmarkt. In den 
Medien kamen die zu Wort, die den Enthusi-
asmus prägten, jene also, welche das vergan-
gene Land vergessen wollten, die mit den dort 
bisher herrschenden politischen und ökono-
mischen Verhältnissen nicht übereinstimm-
ten. Die Diskussionen über „Unrechtsstaat“, 

„Stasi“ und marode Wirtschaft setzten die 
Eckpunkte des Wissens über die DDR. Drei 
Daten blieben haften: 17. Juni 53, 13. Au-
gust 61 und 9. November 89. Aufbauleistung, 
erfüllte Lebensläufe, Kultur und Kunst von 
Weltrang, wissenschaftliche Höchstleistun-
gen hatten da keinen Platz. Das konnte es in so 
einem Staat nicht gegeben haben. Ich erinnere 
mich an eine Ausstellung in Weimar, wo man 
Werke von Künstlern der DDR auf unwür-
digste Art darstellte. Danach verschwanden 
sie in den Kellern der Museen. Künstlerver-
bände und Akademien wurden aufgelöst. Was 
nicht der Vernichtung anheimfiel, kam in die 
Archive. Abgerissen wurden der Palast der 
Republik, zahllose Kulturbauten und erst 
recht Wohnhäuser, die heute fehlen. Nicht 
wenige bis dahin genutzte alte Schlösser und 
andere Bauten wurden verkauft und verfielen. 
Dieser riesige Umbruch war auch mit einem 

totalen Eigentums- und Elitenwechsel ver-
bunden. Nicht nur das politische Personal, 
auch die Justiz, die Wissenschaft, die Kultur 
verloren ihre großen Namen. Viele Künstler 
standen vor dem Nichts, selbst Museumsdi-
rektoren, Chefärzte und Theaterleiter wurden 
kaltgestellt und ausgewechselt, zuvorderst 
die Leiter von Betrieben und Genossenschaf-
ten. Die Treuhand schuf völlig neue Besitz-
verhältnisse. Auch Wälder und Seen wurden 
privatisiert. 95 % des Eigentums im Osten 
fiel in westliche Hände. Noch heute sind über 
80 % der Führungskräfte im Osten aus dem 
Westen. All dieser menschliche und materi-
elle Zusammenbruch, dieses Beiseiteschieben 
und Entwerten von Lebensläufen verschwand 
hinter den Floskeln der Politik von Freiheit 
und neuem Wohlstand, hinter neuen Fassa-
den in den Städten und neuen Autobahnen, 
hinter dem Urlaub auf Mallorca und den Erfol-
gen einzelner, die sich ein Haus bauen konn-
ten oder anderweitig Glück beim Ankommen 
in dem neuen Staat hatten. Heute spielen das 
Aufbauwerk in der DDR und die Leistungen 
ihrer Bürger kaum noch eine Rolle. Aus den 
Schulbüchern verbannt, in den Medien igno-
riert, in den Geschichtsbüchern subjektiv im 
Interesse der Sieger dieses Epochenbruchs 
kommentiert, sollen 40 Jahre DDR-Geschichte 
vergessen werden. Auch Hunderte von Erin-
nerungsbüchern und Autobiographien fanden 
nur ein begrenztes mediales Echo.
Wie konnte das geschehen? Im Osten gab es 
nach dem Anschluß an die BRD keine Kraft, 
die willens und in der Lage war, diesem Pro-
zeß entgegenzutreten. Die damalige PDS, die 
sich dagegenstemmte, wurde diskriminiert 
oder ignoriert, egal, ob in Talkshows oder im 
Bundestag. Fehler, Mängel, Ungerechtigkei-
ten, Abhängigkeiten, Verletzungen – all das 

hat es auch in der DDR gegeben. Doch sie wur-
den nur genutzt, um diesen Staat pauschal zu 
verurteilen. Ja, viele Ostdeutsche haben dazu 
geschwiegen, nicht wenige dabei auch mitge-
macht aus ganz persönlichen Überlegungen. 
Man wollte ja Fuß fassen, sich ein neues Leben 
aufbauen. Und manchem ist das auch gelun-
gen, vielen aber eben nicht. 
Und so blieb oft das Gefühl, Bürger zwei-
ter Klasse zu sein. Einen Kulminationspunkt 
erfuhr diese Stimmung, als durch die Flücht-
lingswelle neue Konkurrenten im Kampf um 
die tägliche Existenz auftauchten und Angst 
um den bis dahin mühsam errungenen Lebens-
standard um sich griff. Daran knüpften die 
nationalistischen Kräfte ihre Propaganda, und 
viele ließen sich genauso manipulieren und 
reinlegen wie vor 28 Jahren. Daraus erkläre 
ich mir den Zulauf, den die AfD vor allem im 
Osten Deutschlands hat.
Eine der Ursachen dieser „Nichtintegration“ 
des Ostens liegt m. E. auch darin, daß die Par-
tei Die Linke nach der Vereinigung mit der 
WASG ihre Politik an westdeutschen Leitli-
nien ausrichtete und damit zu einem nur noch 
wenig wirksamen Faktor bei der Einf luß-
nahme auf die Lebensverhältnisse der Men-
schen wurde. Sie wird (vor allem im Osten) als 
zum politischen System zugehörig betrachtet. 
Die einmal vorhandene und wirksame Nähe 
zu den Sorgen und Forderungen der Bevöl-
kerung ist verlorengegangen. Dieser Spagat, 
an verantwortlicher Stelle auf das Leben der 
Bürger und die Politik dieses Staates Einfluß 
zu nehmen und zugleich wirkungsvoll und 
überzeugend die unsoziale und gefährliche 
Politik dieser Regierung zu bekämpfen, ist 
die Herausforderung an die Politik der Par-
tei Die Linke. � Franz Tallowitz 

Saterland

Karikatur: Gertrud Zucker
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Vom unterwanderten Staat

Viele AfD-Wähler und Mitglieder sind im 
Staatsdienst: darunter auch 28 Bundes-

tagsabgeordnete, 12 Pensionäre und 16 Aktive. 
Sie sind die zweitgrößte Gruppe nach den Selb-
ständigen, gefolgt von Rechtsanwälten und 
Handwerkern. Im Bundestag verfügt sie über 
sieben Polizisten, fünf Soldaten, vier Richter 
und Staatsanwälte neben drei Verwaltungs-
beamten, neun Lehrern und Hochschullehrern. 
In den Landes- und Kommunalparlamenten 
sieht es ähnlich aus. Zum bayerischen Wahl-
kampf, wie schon in Schleswig-Holstein, stellte 
die AfD gezielt Kandidaten aus Justiz, Polizei 
und Bundeswehr in den Vordergrund. Inzwi-
schen wurden aber einige bürgerliche Medien 
von Polizeischikanen in Dresden gegen das 
ZDF (auf Geheiß eines LKA-Pegida-Anhän-
gers), einem Justizbeamten als Denunzianten 
und durch die Parteinahme des mitterweile 
geschaßten BfV-Chefs Maaßen im Einklang 
mit Ministerpräsident Kretschmer für „zu 
Recht empörte Bürger“ gegen „linksextreme 
Falschinformationskampagnen“ heilsam vor 
den Kopf gestoßen. In Folge gab es nun TV- 
und Zeitungsberichte über rechte Umtriebe 
in der Staatsmacht. Wie Maaßen geriet auch 
deren offensichtlich mangelnde Bereitschaft, 
gegen Hetzjagden wie in Chemnitz oder Nazi-
Randale wie in Dortmund (dort verbunden 
mit Judenhaß) entschlossen einzuschreiten, 
in den Fokus. 
Eigentlich sollte das nichts Neues sein. Seit den 

„Kommunistenprozessen“ nach 1848 diente die 
deutsche Staatsmacht den Kapitalinteressen 
für Monarchie, Bourgeoisie und Faschismus 
zur verläßlichen Unterdrückung der Freiheits-
rechte der arbeitenden Bevölkerung. Reichs-
wehr, Justiz und Polizei der Weimarer Republik 
wüteten wie Noske und Zörgiebel gegen die 
Arbeiter, aufgrund von „Notverordnungen“, 
legten Karteien „staatsfeindlicher Elemente“, 
Homosexueller, „notorisch Arbeitsscheuer“, 

„ostjüdischer Migranten“ und „Zigeuner“, „Idi-
oten und Irrer“ an. Die Faschisten nutzten 
diese „Vorarbeiten“ 1933 mit ihren Gesetzen 

„zum Schutz von Volk und Reich“ zur Vernich-
tung aller Gegner und mißliebigen Menschen. 

Nach 1950 wurden in der BRD mit denselben 
Daten und mit bewährtem Personal Kommu-
nisten, Homosexuelle und „Asoziale“ weiter 
verfolgt. Alles „nach Recht und Gesetz“! An der 
von den jeweiligen Regierungen gewünschten 
willigen Legislative fehlte es nicht. Auch nicht 
an Beamten, dies „rechtsstaatlich“ pflichtge-
treu umzusetzen. Bei deren Vereidigung auf 
Adolf Hitler fehlten nur sehr wenige, die wegen 
ihres früheren Einschreitens gegen Nazis oder 
wegen „undeutscher Abstammung“ entlassen 
worden waren. 
Bis 1918 waren sie „kaisertreu“, 1918 bis 1933 
je nach Herrschaftslage auch einige in der SPD, 
1933 bis 1945 in der NSDAP. Seit 1949 sind sie 
willfährige Diener einer von allen Landes- 
und Bundesregierungen ständig verschärf-
ten repressiven Gesetzgebung. Sie haben ihre 
ständischen Lobbyisten wie die Gewerkschaft 
der Polizei, und manche engagieren sich in 
bürgerlichen Parteien, kaum bei den Grünen 
oder gar Linken, zunehmend jedoch in der AfD. 
Heute leben wir in einem krisenhaften wirt-
schaftlichen und politischen Umbruch mit 
zerstörerischen Konkurrenzkämpfen, Wirt-
schaftskriminalität, zügelloser Bereiche-
rung, Korruption, Sozialabbau, Wohnungsnot, 
Zunahme prekärer Arbeit, Bedrohungen des 
kleinbürgerlichen Wohlstands, Umweltge-
fahren, Entsolidarisierung und Brutalisie-
rung, Verbrechen aller Art. Imperialistische 
Kriege treiben viele ihrer Opfer als Flüchtlinge 
auch zu uns. Die politische Bewältigung dieser 
Krise durch Handlanger des Kapitals scheint es 
erforderlich zu machen, auf autoritäre Metho-
den der Herrschaftssicherung zu setzen. Pro-
pagandistisch verkauft wird das als „mehr 
Sicherheit“ vor Kriminellen, einer „Migranten-
flut“ mit „islamistischen Terroristen“ und vor 

„linksextremistischen Gewalttätern“. Erwei-
terte Ermächtigungen der Staatsmacht durch 
Gesetze mit neuen Straftatbeständen, die an 
die Repressionen von 1914 bis 1945 erinnern, 
sollen her: Schutzhaft als „Präventivhaft“ ohne 
tatsächlich begangene Straftaten für von Poli-
zei und Geheimdiensten als „Gefährder“ Ange-
sehene, schwerste Strafen für mangelnden 

„Respekt“ vor Beamten, Totalüberwachung 
aller Bürger im öffentlichen Raum und im 
Privatbereich, Vorratsdatenspeicherung für 
Fahndungszwecke, „Kontaktpflege-Apps“ zur 
Informationsgewinnung, koordinierte Ein-
sätze von Polizei, Geheimdiensten, Bundes-
wehr und EU-Sondereinheiten, wie schon in 
München geschehen. Gefordert wird u. a. die 
Einschränkung der Freizügigkeit und der 
Demonstrationsfreiheit, der Gebrauch schwe-
rer Waffen, von Reizgasen, Elektro-Tasern und 
Drohnen sowie europaweite öffentliche Fahn-
dungen. Solche Forderungen kommen auch 
von der Polizei-Lobby „zum Schutz vor zuneh-
menden Übergriffen bei der Dienstausübung“. 
So ganz in Maaßens Sinn erstellte Österreichs 
Innenminister eine Liste mit der Anweisung, 

„polizeifeindliche Medien kurzzuhalten“. Und 
sein italienischer Spießgeselle eleminierte das 
Asylrecht auch für nicht straffällige „sozial 
gefährliche“ Flüchtlinge. 
Macron hob den Ausnahmezustand auf, nach-
dem er Regelungen daraus im Polizeirecht 
eingeführt hatte, was auch Erdoğan plant. 
Bei nicht auszuschließenden Regierungsko-
alitionen rechter bürgerlicher Parteien mit 
einer wachsenden AfD wäre ein zügelloser 
Gebrauch neuer restriktiver Maßnahmen zu 
erwarten, ergänzt durch eine entsprechende 
Gesetzgebung wie schon in Ungarn, Polen, 
Italien und Österreich. Die Polizei würde sie 
durchsetzen, und seitens der Justiz wäre mit 
wenigen Ausnahmen auch kein Widerstand 
zu erwarten. Immer wieder haben Polizisten 
und Geheimdienste eigenmächtig Rechtsbrü-
che begangen, z. B. bei Bespitzelungen, Razzien, 
Verhängung von Vorbeugehaft, Mißhandlun-
gen auch gewaltloser Demonstranten, wehr-
loser Passanten und Anwohner, Gefangener 
in Zellen. Und das meist ohne Konsequenzen: 
Fast alle Verfahren wurden trotz Zeugenaussa-
gen und Videobeweisen eingestellt. Statt des-
sen wurden aus offizieller Sicht „unzulängliche“ 
Gesetze „gerichtsfest nachgebessert“. Demo-
kratiefeindliche Polizeigesetze (siehe RF 249, 
S. 12) müssen verhindert werden! 

Jobst-Heinrich Müller

Fluchtursachen bekämpfen, nicht Flüchtlinge!

Zwei Kampfjets der Bundeswehr donnern 
im Tiefflug über unser Haus. Mein Enkel 

kommt schreiend und voller Angst zu mir 
gerannt: „Opa, die Bombe fällt.“ Ein erschrec-
kendes Ereignis und zugleich ein Grund dar-
über nachzudenken, wen oder was die beiden 
da oben eigentlich schützen. Politiker sagen, 
es gehe um den Schutz „westlicher Werte“. 
Doch wie stellen sich diese „Werte“ im Kapi-
talismus eigentlich dar?
Schauen wir zurück in die vorkapitalistische 
Zeit. Da wurden die „Werte des Abendlan-
des“ u. a. durch die Kirchen und deren Mis-
sionare verbreitet. Mit Unterstützung ihrer 
bewaffneten Legionäre handelte man nach 
dem Motto: „Und willst du nicht mein Bruder 

sein, so schlag ich dir den Schädel ein.“ Der 
christliche Glaube und die Macht der Kir-
che sollte so in den Ländern Afrikas, Asiens 
und Amerikas durchgesetzt werden. Die 
daraus resultierenden Konflikte forderten 
unzählige Opfer. In der Gegenwart trägt die 
Missionsarbeit der kirchlichen Glaubensrich-
tungen dort vorwiegend sozialen und huma-
nitären Charakter. Papst Franziskus weiß, 
wovon er spricht, wenn er sagt: „Das glo-
bale Wirtschaftssystem führt zur Barbarei, 
es braucht den Krieg, und es stellt das Geld 
und nicht den Menschen in den Mittelpunkt.“ 
Heute gibt es erneut Missionare, solche in 
Uniform und schwer bewaffnet. Welche 
Mission haben diese, und in wessen Auftrag 

handeln sie? Welches Recht hat die Bundes-
wehr, in anderen Ländern Krieg zu führen? 
Welches Recht haben die NATO-Armeen, an 
den Grenzen zu Rußland aufzumarschieren 
und unter dem Vorwand der Verteidigung 
der „westlichen Werte“ einen Angriff vor-
zubereiten?
Widerstand gegen Kriege, Umweltzerstö-
rung und Repressalien des Machtapparates 
wird allerorts mit zunehmender Brutalität 
bekämpft. Es soll vergessen sein, daß Milli-
arden Menschen keine Arbeit haben, ohne 
Bildung und medizinische Versorgung leben, 
über 300 Millionen Kinder keine Schule besu-
chen und Millionen am Verhungern sind. Die 
Meere sind zu Müllkippen geworden, und Karikatur: Gertrud Zucker
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Wahl-„Analysen“ analysiert

Bürgerliche Wahlen haben – neben beab-
sichtigter Wählerbetörung vor der Wahl 

– immer auch einen ungewollt komischen 
Aspekt. Der tritt vor allem zutage, wenn im 
Anschluß an die Abstimmung die Vertreter 
der gewählten Parteien ihre Einschätzung 
zum besten geben, ähnlich wie Fußballer 
direkt nach Abpfiff entweder niedergeschla-
gene oder euphorisierte vorgestanzte Sprech-
blasen in Kameras und Mikrofone pusten.
Vor allem darf auf keinen Fall das Nullwort 
„Analyse“ fehlen, vorzugsweise vervollstän-
digt zu dem Satz: „Wir werden das Ergebnis 
gründlich und in Ruhe analysieren.“
Die journalistischen Hofschranzen, die in devo-
ter Untertanengeste den bislang (oder näch-
sten) Mächtigen die Fragen stellen dürfen, 
machen dazu gewichtige und ernste Mienen, 
geben sich den Anschein, als ob sie die inhalts-
leeren Verlautbarungen der gewählten oder 
abgewählten Machthaber für Offenbarungen 
erster Güte halten, und lassen sich freiwillig 
und gerne von den politischen Profis einseifen –  
ganz so wie das Wahlvolk selbst, zu dem die 
Hofberichterstatter ja auch gehören.
Kurz nach Schließung der Wahllokale und 
Veröffentlichung der ersten Hochrech-
nungen tritt Andrea Nahles vor die Kame-
ras, Vorsitzende einer Kleinpartei mit einer 
früher einmal größeren Rolle in Deutsch-
land. In ihrem ca. dreiminütigen Statement 
kommt das Wort „Analyse“ und „analysie-
ren“ in allen möglichen Kombinationen vor. 
Die sichtlich überforderte Vorsitzende gibt 
sich Mühe, mit Politsprech-Versatzstücken 
schnell die Zeit über die Runden zu bringen 
und dabei möglichst nichts zu sagen. Soweit 

alles also normaler demokratischer Wahlzir-
kus. Während Frau Nahles noch „Analysen“ 
ankündigt, sind diese für die Vertreter der 
politischen Geschmackstester von der jour-
nalistischen Zunft bereits Realität: Dasselbe 
Statement wird im Radio von der Nachrich-
tensprecherin wie folgt aufgegriffen: „… ana-
lysierte Andrea Nahles“.
So schließt sich der Kreis als Ausdruck der 
Verachtung, die viele Politiker wie Journali-
sten mittlerweile für das ohnehin für dumm 
gehaltene Publikum haben. Und während die 
Öffentlichkeit Befindlichkeiten der Macht-
haber und die kaffeesatzmäßig erforschten 

Konstellationen möglicher künftiger Regie-
rungskoalitionen so kennerisch wie illusi-
onslos begutachtet und kommentiert, läuft 
die eine Sache, die weder zur Wahl noch zur 
Debatte steht, unverändert und effektiv wie 
eh und je weiter: die hocheffiziente Verwal-
tung des Kapitalstandortes BRD zugunsten 
der Eliten, der Konzerne und der Oligarchen, 
der Ausbau seiner imperialistischen Ausrich-
tung und Ausrüstung und die zunehmend 
brutalere Sortierung seiner Untertanen in für 
das Kapitalwachstum nützlich bzw. nutzlos.

Kay Strathus  
Düsseldorf

Wohlstandsmüll verpestet Boden und Luft 
der afrikanischen Länder. 

„Uns hier in Deutschland geht es doch gut“, 
sagte mir kürzlich ein Bekannter. Erschrec-
kend die Gleichgültigkeit, die Kälte, das 
scheinbare oder tatsächliche Unwissen, die 
es den Politikern leichtmachen, ihre „west-
lichen Werte“ hochzuhalten. Zuwanderung, 
Flüchtlinge, Fachkräftemangel – Erschei-
nungen, die ihre Ursache im kapitalistischen 
System haben. Erinnern wir uns nur an den 

„Fachkräftemangel“ in Westdeutschland, der 
durch gezielte ideologische Einflußnahme 
und Abwerbung von gut ausgebildeten Fach-
kräften aus der DDR ausgeglichen werden 
sollte – bis zur dann im August 1961 erfolg-
ten Grenzschließung. Die Ausbildungsko-
sten trug die DDR, die Konzerne in der BRD 
konnten Kasse machen. Parallelen zu heute 
sind nicht zu übersehen. Der Staat fördert 
den Zuzug von Fachkräften aus den armen 
Ländern. Wenn nötig, werden schnell mal 
neue Gesetze hierfür geschaffen. Zu wenige 
wenden sich gegen diese Maßnahmen, die 
weiteres Elend in den betroffenen Ländern 
hervorrufen. Bundesinnenminister Seeho-
fer bezeichnet die Migration als „Mutter aller 
politischen Probleme in Deutschland“. Damit 
verschweigt er, daß diese vom Kapitalismus 

selbst hervorgebracht werden, einem System, 
welches für Kriege, weltweites Elend und 
Flüchtlingsströme verantwortlich ist. Die 
Profitgier der Konzerne und Banken setzt 
sich über alles Menschliche hinweg und 
ist zum Antrieb unmenschlichen Handelns 
geworden. Die Regierung ist deren ausfüh-
rendes, willfähriges Organ, wie allein die 
Tatsache belegt, daß der Bundessicherheits-
rat Rüstungsexporte an die im Jemen Krieg 
führenden Länder genehmigte, obwohl im 
Koalitionsvertrag ein Exportstop dafür ver-
einbart worden war. Wer also hat die tat-
sächliche Macht? Es sind die Konzerne, die 
ihre Interessen mit Hilfe des Staates und sei-
ner Polizei durchsetzen (wie etwa im Ham-
bacher Forst). Oder denken wir daran, daß 
unter Führung der USA ein globales System 
militärischer Kontrolle und Aggression auf-
gebaut wurde, an dem auch Deutschland in 
vorderster Reihe beteiligt ist. 
Die immer hemmungslosere Ausbeutung 
des afrikanischen Kontinents durch hoch-
entwickelte westliche Staaten bringt Armut 
und Elend, sie führt zu Umweltkatastrophen, 
Krankheiten und Krisen. Viele verlassen ihre 
Länder, weil es ihnen besser zu sein scheint, 
den gefahrvollen Weg nach Europa zu wäh-
len, als weiter im Elend zu vegetieren. Und 

Deutschland selbst? Der Siemens-Konzern 
will den auch mit deutscher „Hilfe“ zerstör-
ten Irak für 13 Milliarden wieder mit auf-
bauen. Dafür werden hierzulande mehrere 
Werke geschlossen. Tarif löhne verschwin-
den, immer mehr Geringverdiener und „Auf-
stocker“ schaffen mit ihrer Arbeitskraft 
die Profite der Unternehmen. Sie verlieren 
gemeinsam mit den Arbeitslosen und den 
zunehmend verarmenden Bevölkerungs-
schichten jegliche Hoffnung auf ein besseres 
Leben, jetzt oder im Alter. In der Chemnitzer 

„Freien Presse“ ist zu lesen, daß die Kita-
Gebühren erneut angehoben werden sollen. 
Gleichzeitig stellt Sachsens Regierung für ein 
ominöses Denkmal in Chemnitz (in Medien 
als „Stasi“-Gefängnis Kaßberg bezeichnet) 
zwei Millionen Euro zur Verfügung. Men-
schen arbeiten bis zum Burnout, um ihren 
Arbeitsplatz nicht zu verlieren. Und nicht 
zu vergessen: Die Bürokratie in den Ämtern 
läuft zur Höchstform auf. Das und vieles 
andere geht an den Bürgern nicht spurlos 
vorbei. Wut und Unzufriedenheit entladen 
sich, nicht nur in Chemnitz, im Protest, den 
rechte Kräfte nutzen. Was können wir tun, 
um diese Entwicklung zu stoppen? 

Dietmar Hänel  
Flöha
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Nazi-Verbrecher im Bundeskanzleramt

Die Wochenzeitung „Unsere Zeit“ berich-
tete in ihrer Ausgabe vom 13. Mai 2016, 

im Berliner Bundeskanzleramt sei in der 
vierten Etage „ohne jeden weiteren Kom-
mentar das Porträt von Hans Maria Globke, 
Staatssekretär im Bundeskanzleramt von 
1953 bis 1963“ zu sehen.
Aha, mag sich der Bürger im Jahr 2018 den-
ken, das wird sich wohl inzwischen still-
schweigend und endlich geändert haben. 
Immerhin befindet sich unweit vom Sitz der 
Kanzlerin das Denkmal für die ermorde-
ten Juden Europas, das den sechs Millionen 
Opfern gewidmet ist. Mir schien es jedoch 
sicherer, beim Bundespresseamt nachzu-
fragen, inwieweit die „UZ“-Information 
zutreffend sei oder ob es sich um eine Zei-
tungsente beziehungsweise fake news han-
dele. So geschehen im Juli.
Die Antwort über die Poststelle@bk.bund.
de unter dem Datum vom 22. August 2018: 

„… in einem Verwaltungsf lügel des Bun-
deskanzleramtes hängen, wie auch schon 
im Bonner Bundeskanzleramt, Portraitfo-
tos aller bisherigen Chefs des Bundeskanz-
leramtes, darunter auch eines von Herrn 
Dr. Globke. Sie sind einheitlich groß (Rah-
men ca. DIN-A4 groß), in schwarz/weiß 
fotografiert, einheitlich gerahmt und in 
chronologischer Reihenfolge gehängt. Das 
Passepartout enthält jeweils in zwei Zei-
len die Angaben von Namen und Amtszeit 
(hier: ,Dr. Hans Globke/1953–1963‘). Eine 
Wertung ihres Wirkens oder Vorlebens ist 
damit nicht verbunden. Letzteres bleibt den 
unabhängigen Forschungsprojekten zur 
Aufarbeitung der NS-Belastung des Bun-
deskanzleramtes vorbehalten, die derzeit 

von wissenschaftlichen Instituten durch-
geführt werden.“

Das Institut für Strafrecht der Universität 
von Amsterdam hat längst unter Feder-
führung von Christiaan F. Ritter und Dick 

W. de Mildt eine umfangreiche Sammlung 
über deutsch-deutsche Justiz und NS-Ver-
brechen erarbeitet. In „DDR-Justiz und NS-
Verbrechen“ wurden Straf urteile von 1945 
bis 1990 sowie die Namen von 216 abge-
urteilten Angeklagten publiziert. Im Band 
III sind die Verfahren Nr. 1064–1114 der 
Jahre 1955 bis 1964 enthalten. Unter G auf 
der Liste der angeklagten Männer: Globke, 
Hans – lebenslänglich, 1068. Diese Nummer 
führt zur Einzelausfertigung des Urteils 
des OG (Oberstes Gericht der DDR, d. Verf.) 
vom 23. 7. 1963, lZst (1) 1/63.
1426 Namen wurden nicht aufgenommen, 
weil die Personen nicht zu einer lebenslan-
gen Freiheitsstrafe oder zum Tode verur-
teilt worden sind oder weil das gegen sie 
geführte Verfahren nach 1991 für rechts-
staatswidrig erklärt wurde. Also: Da sich 
der Name des früheren Kanzleramtschefs 
weiterhin auf der Liste befindet, war das 
in der DDR gegen ihn geführte Verfahren 
weder rechtsstaatswidrig noch erfolgte 
eine Rehabilitation durch ein bundesdeut-
sches Gericht. Globke gilt seit 55 Jahren als 
überführter und verurteilter Nazi-Verbre-
cher.
Vorschlag für eine schnelle unbürokrati-
sche Lösung in dieser unerträglichen Ange-
legenheit: Die derzeitige Hausherrin im 
Bundeskanzlerinnenamt läßt zupackend 
das anstößige Bild sofort entfernen und 
beweist Mut zur Lücke.

Hans-Jürgen Nagel  
Berlin

Dr. Hans-Jürgen Nagel ist Journalist und war 
stellvertretender Chefredakteur der Tageszei-
tung „Der Morgen“

Das Selbstverständliche
Daß der Mensch ein Mensch ist,
Ist keineswegs eine Selbstverständlichkeit,
Wie sich gezeigt hat.

Wer sagt:
„Das ist selbstverständlich,  
	 und es versteht sich von selbst“,
Ist schon im Begriff,
Eine Selbstverständlichkeit aufzugeben.

Nichts ist als selbstverständlich vorauszusetzen.
Jede Voraussetzung kann  
	 außer Kraft gesetzt werden,
Auch das ist bewiesen …

Nichts versteht sich von selbst,
Auch nicht
Das Selbstverständliche ….

Johannes R. Becher

Das Gedicht Johannes R. Bechers 
stellte Peter Edel (1921–1983) 
seinem autobiographisch-
dokumentarischen Roman 
über deutsche Vergangenheit 
und Gegenwart „Die Bilder des 
Zeugen Schattmann“ voran.

Esther 

Von Peter Edel im KZ gezeichnet

Globke und die Ausrottung der Juden.  
Über die verbrecherische Vergangenheit 
des Staatssekretärs im Amt des Bundes-
kanzlers Konrad Adenauer
Herausgegeben vom Ausschuß für deut-
sche Einheit. Berlin/DDR 1960
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Zur Erinnerung an Libertas Schulze-Boysen 

Es ist der 31. August des Jahres 1942. Schnellen Schritts geht in 
Berlin ein Gefreiter auf das Haus in der Altenburger Allee 19 zu, 

klingelt an der Wohnung der Schulze-Boysens. Ein Glück, Libertas 
ist zu Hause. Große Sorge hat Horst Heil
mann hergeführt zu den Freunden. Ein 
vereinbarter Anruf von Harro ist ausge-
blieben. Ganz ungewöhnlich. Beunruhigt 
wählt Libertas die Nummer ihres Mannes 
im Luftfahrtministerium. Eine plötzliche 
Dienstreise, sagt eine fremde Stimme, eine 
länger währende. Eine Dienstreise? Angst 
greift zum Herzen. Gestapo! Die beiden 
täuschen sich nicht.
Als Horst geht, trägt er einen Koffer; bela-
stendes Material, wichtige Papiere will er 
in Sicherheit bringen. Der Neunzehnjährige 
ist bei der  „Funküberwachung Ost“ beim 
Oberkommando des Heeres eingesetzt.
Die Gefährten, denen Libertas die schlimme 
Nachricht von Harros Verschwinden bringt, 
raten ihr unterzutauchen. Es ist zu spät. 
Als sie am 3. September zu Freunden fah-
ren will, wird sie auf dem Anhalter Bahn-
hof verhaftet. Das Ende, sie weiß es, kündigt 
sich an, unerbittlich, unentrinnbar.
S c h l a g  au f  S c h l a g  e r f o l g e n d ie  Ve r
haf t ungen von Mitgliedern der Wider
standsgruppe Schulze-Boysen/Harnack. 
Bis Anfang 1943 über 130. KLK an PTX 

– lange hat die Gestapo gebraucht, diesen Code zu brechen, die 
Funker zu ermitteln. KLK an PTX – Hunderte Funksprüche, vor-
wiegend militärischen Charakters, waren aus Berlin nach Mos-

kau gegangen.
Liber t as Schulze-Boysen hat te in der 
Gruppe Kurierdienste übernommen, neue 
Kämpfer gewonnen, an Flugschriften mit-
gearbeitet und an deren Ver t r ieb. Sie 
wußte auch von der Kundschaftertätig-
keit ihres Mannes, unterstützte ihn dabei. 
Das Mädchen aus „bestem Hause“ mit dem 
schönen Vornamen Freiheit war an der 
Seite ihres Harro antifaschistische Wider
standskämpferin geworden. Der Schritt 
von der inneren Ablehnung des Faschis-
mus zum aktiven Widerstand hieß nicht 
nur Verzicht auf ein ungetrübtes Glück zu 
zweit. Der Weg, den sie mutig wählte, war 
gefährlich, er konnte in den Tod führen.
Die Widerstandsorganisation um Harro 
Schulze-Boysen und Dr. Arvid Harnack 
war eine der bedeutendsten in Deutsch-
land in den ersten Jahren des Krieges. 
Männer und Frauen, unabhängig vom poli-
t ischen, weltanschaulichen, religiösen 
Bekenntnis, unterschiedlicher Berufe und 
Herkunft gehörten ihr an. Arbeiter, Wis
senschaftler, Offiziere, Schriftsteller, Jour-
nalisten, Künstler, Diplomaten ...

Libertas Haas-Heye, die Tochter eines Professors und mütterlicherseits Enkelin des Fürsten zu Eulenburg und Herte-
feld lernt Harro Schulze-Boysen im Sommer 1934 kennen. Auch er, Absolvent der Verkehrsfliegerschule in Warnemünde, 
stammt aus guter Familie. Der Verwandte des kaiserlichen Großadmirals von Tirpitz, Sohn eines Fregattenkapitäns, ist 
im Schloß Liebenberg durchaus willkommen. Libertas ist häufig auf dem großväterlichen Gut in der Schorfheide, wo auch 
die Mutter lebt.

Juli 1936: Hochzeit auf Liebenberg. Harro ist 27 Jahre alt, die Braut, von bezaubernder Schönheit, noch nicht 23. Als ihr 
Trauzeuge ist der Gutsnachbar von Karinhall zum glanzvollen Fest gebeten worden: Hermann Göring. Kein seltener Gast 
der Eulenburgs. So fügt es sich, daß sich Schulze-Boysen als Protegé Görings die Türen zu dessen Luftfahrtministerium 
öffnen. Der spätere Oberleutnant arbeitet an wichtiger Stelle im Luftwaffenführungsstab – und als Kundschafter für die 
Sowjetunion.
Libertas hatte in Deutschland, der Schweiz, in England eine erstklassige Bildung genossen. Das junge Mädchen ist poli-
tischen und sozialen Problemen ihrer Zeit gegenüber aufgeschlossen. Dem Müßiggang mochte sie sich nicht verschrei-
ben, in den gutsherrlichen Tag nicht hineinleben. Sie arbeitet als Presseassistentin bei einer Filmgesellschaft. Bleibt auch 
nach ihrer Heirat im Beruf. Als Journalistin für eine Tageszeitung, dann in der Kulturfilmzentrale. Dort bearbeitet sie u. a. 
die Gebiete Kunst und Völkerkunde, macht Übersetzungen, pflegt ihre Neigung zur Dramaturgie. Vor allem aber nutzt sie 
ihre Tätigkeit, um dokumentarisches Material über Nazi-Verbrechen in den okkupierten Gebieten für die illegale Arbeit 
zu beschaffen.

Der 22. Dezember 1942 ist ein kalter, trüber Tag. Früh ist das Licht 
der Dämmerung gewichen. In den Todeszellen von Plötzensee war
ten Libertas, ihr Harro, Arvid Harnack, Horst Heilmann und sieben 
weitere Gefährten. Die einst so lebensfrohe junge Frau, allem Schö-
nen zugetan, gefesselt, in Holzpantinen, das Haar geschoren. Dem 
Tode schon ganz nahe, schreibt sie ihrer „unbeschreiblich gelieb-
ten Mutti“: „... Die Stunde schlägt: Zuerst geht Harro, und ich denke 
an ihn, dann geht Horst, und ich denke an ihn. Und an mich wird 
Elisabethchen denken, die Liebe ...“
Keine Wehmut, kein Wort der Klage, kein Aufruhr der Gefühle. 
Viel Wärme aber und Charakterstärke im Trost für die Mutter, der 
unendliches Leid widerfährt: „... Alle Ströme meines bunten Lebens 
f ließen zusammen, und alle Wünsche werden erfüllt: Ich bleibe 
jung in Eurem Gedächtnis. Ich brauche mich von meinem Harro 
nicht mehr zu trennen. Ich brauche nicht mehr zu leiden. Ich darf 
sterben, wie Christus starb: für die Menschen.“ 

Die Aufpasser, die die Verurteilten bewachen, bekommen für jedes 
Opfer acht Zigaretten „Sonderzuteilung“. Viele Zigaretten sind in 
Plötzensee sonderverteilt worden. Denn die Zahl der Morde, die 
hier geschahen, geht in die Tausende.
Am 20. November 1913, vor 105 Jahren, ist Libertas Schulze-Boysen 
in Paris geboren worden. Sie war gerade 29, als sie ermordet wurde.

Der Stunde Ernst will fragen: 

Hat es sich auch gelohnt?

An dir ist’s nun zu sagen: 

Doch! Es war die rechte Front.

Libertas hat dieses Gedicht ihres zum Tode verurteilten Mannes 
nicht mehr gekannt. Er mag auch an seine Frau gedacht haben, denn 
er wußte, sie würde antworten wie er.

R. K. 
(RF-Archiv)

Harro und Libertas Schulze-Boysen
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Ernst Bloch: Der Student Marx

Jedes Werden hält sich offen und jung. Jugend, 
die eine ist, und Werden gehören eng zusam-

men. Sie haben in der Unruhe, im Traum nach 
vorwärts eine gemeinsame Art. Diese wider-
spricht der Kruste und befördert das Ungekom-
mene, Heraufkommende, das fällig ist. Sein Tag 
ist nun da, so jung wie die Menschen, die sich 
ihm verschworen haben.

Am ersten Anfang dieses Tages stand der junge 
Marx. Ein Blick auf den geistig wohl glühendsten 
aller Studenten ist immer wieder stärkend und 
angemessen. Erhalten ist der berühmte Brief 
des Neunzehnjährigen an seinen Vater, in die 
Stadt, wo auch die Braut lebt. Aber der Brief ist 
nicht nur an den Vater adressiert, er geht jede 
studierende Jugend an, ist selber geniale Jugend-
lichkeit schlechthin. Man kennt diese von gro-
ßen Dichtern, vom Leipziger und Straßburger 
Goethe, vom jungen Byron, von Georg Büchner. 
Aber in diesem Brief brennt der künftige große 
Denker (obwohl, mit der Geliebten im Sinn, auch 
Lyrik gestanden wird). Und als Bild der Gewit-
terlandschaft eines jungen Philosophen ist der 
Brief ohne Beispiel.
Was immer dieser Jüngling erlebt, wird über 
die bisherige Weise hinausgetrieben. „Die Fel-
sen wären nicht schroffer als die Empfindun-
gen meiner Seele und endlich die Kunst nicht 
so schön als Jenny.“ Alles ist überfüllt, aber alles 
will für etwas, das im Anzug ist, sich verwan-
deln und Platz machen. „Denn jede Metamor-
phose“, schreibt der zukunftreiche Student, „ist 
teils Schwanengesang, teils Ouvertüre eines 
großen neuen Gedichts, das in noch verschwim-
menden glanzreichen Farben Haltung zu gewin-
nen strebt.“ Gefühlt ist eine Welt im Werden, ein 
Berufensein, eine Melodie, die sich erst bildet 
und ebenso wieder vergeht. Aber ferne Gestal-
tung dämmert durchaus, ja nur sie verursacht, 
daß der Jüngling, welcher Marx ist und ebenso 
noch nicht ist, sich so ungenügsam in allem und 
jedem Wissensstoff herumwirft. Da ist Faust, 
nicht der gedichtete, sondern der wirkliche in 
dieser Zeit. Und es ist der junge Doktor Faust, 
den uns die Dichtung nicht sehen läßt, den sein 
Weg hier nicht in Skepsis führt. Der Brief des 
Studenten Marx schäumt gerade voll Vernunft 
und Wissenschaft, und die Welt muß sich ihr 
ergeben. Denn eben die künftige Gestaltung, 
das Konkrete ist in der Gärung durchaus ange-
legt, die Sache selbst muß aus Subjektivität und 
Abstraktion hervor. Das Hindernis liegt einzig 
im Dampf des falschen Bewußtseins und in 
der Abstraktheit; so werden beide abgelehnt, 
mit Hegel und bereits gegen ihn. „Im konkre-
ten Ausdruck lebendiger Gedankenwelt, wie es 
das Recht, der Staat, die ganze Philosophie ist. 
Hier muß das Objekt selbst in seiner Entwick-
lung belauscht, willkürliche Einteilungen dürfen 
nicht hineingetragen werden, die Vernunft des 
Dinges selbst muß sich als in sich Widerstrei-
tendes fortrollen und in sich seine Einheit fin-
den.“ Täter ist hier noch der Geist, doch die Reife 
meldet sich vorbewußt, wo er als die Vernunft 
des Dinges materiell auf die Füße gestellt wird.
Deutlich ist der Schreiber des Briefs nie auf sich 
selbst gestellt. Sein Suchen ist gewiß zerklüf-
tet, es lief in Sackgassen, wußte oft nicht aus 
noch ein, kam aber immer wieder in Fahrt. Der 

Student berichtet von ungeheuerlich weitläufi-
gen Manuskripten, die alle in Qual endeten, von 
wilder Lektüre, von Expeditionen kreuz und 
quer durch den globus intellectualis, doch er 
berichtet von alldem als von Entdeckungsreisen 
und jungfräulichem Land. Dieser Optimismus 
sticht erstaunlich ab von dem Epigonengefühl, 
das damals – bürgerlich nicht mit Unrecht – im 
nachhegelschen Berlin, neben dem anderen 
Druck, geistig vorwog. Ein Herbstgefühl war 
da, als wäre nach Hegel nichts Großes mehr zu 
schaffen und die Welt zu Ende gedacht. Als wäre 
der „Weltgeist“ in Hegels Lehre philosophisch 
angekommen, dergestalt, daß der Jugend nur 
übrigbliebe, ihn aus dem Berliner Schloß, wo er 
abgestiegen, umzubetten, ihn auf die linke Seite 
zu legen, auf die subjekthaft „kritische“ Seite 
des „Selbstbewußtseins“. Sogar die Vorwehen 
der Revolution von 1848 schafften in dieser 
Gegend nicht aus dem Idealismus heraus, aus 
einem von der Hegelschen Linken nur schein-
bar scharf gemachten. So war die bekämpfte 
Misere des Vormärz durch die – auf idealisti-
schem Boden unbekämpfbare – Misere eines 
Epigonentums vermehrt, das sich dann ja auch, 
außerhalb des Marxismus, durch die ganze 
Repetier-Philosophie des neunzehnten Jahrhun-
derts fortgesetzt hat. Nichts aber bezeichnet das 
Einzigartige des jungen Marx deutlicher als die 
Fähigkeit zu einer gerade objektiv frühlinghaf-
ten Jugendlichkeit, mitten unter den umgeben-
den Herbstgedanken nach Hegel. Daher eben 
ist dieser junge Philosoph nie auf sich selbst 
und auch nicht auf das unmittelbare Flachland 
ringsum gestellt; er ist vielmehr von einer Welt 
beschienen, die noch nicht da ist, und steht an 
deren Horizont. So daß bereits der Brief von 
1837, dann die Dissertation von 1841 gänzlich 
die idealistische Lethargie abgehalten haben, 
auch nicht erst die Kenntnis Feuerbachs nötig 
hatten, um ihre Zeit statt als Herbst als Wen-
depunkt wahrzunehmen, und zwar als materi-
ellen, mit Marx als Entdecker. Hier ist also der 
Grund für die völlig öffentliche Selbstgewiß-
heit des jungen Marx, für die auf die Sache der 
Zukunft als die Zukunft der Sache gestellte. Das 
voraufwirkende Einheitsgefühl seiner Bega-
bung mit ihrem revolutionären Zeitauftrag, der 
subjektiven mit der objektiven Pointe gibt den 
Grund. An diesem Faust bewährt sich, was 
gerade ein damaliger Hegelianer, Rosenkranz, 
in seiner „Psychologie“ von 1843 formuliert hat: 

„Das Genie ist nicht, wie das Talent, durch for-
melle Vielseitigkeit, obwohl es dieselbe besitzen 
kann, sondern dadurch groß, daß es das objek-
tiv in einer Sphäre Notwendige als sein indivi-
duelles Schicksal vollbringt. Eben darum hat 
es nur in der geschichtlichen Entwicklung sein 
Maß, denn es muß über alles Gegebene unmit-
telbar hinaussein und das, was nach dem objek-
tiven Gang der Sache gerade an der Zeit ist, als 
eine private Befriedigung erarbeiten. Innerhalb 
dieser Aufgabe herrscht es mit dämonischer 
Gewalt, außerhalb derselben ist es machtlos 
und kann sich wohl mannigfaltig bilden, aber 
nicht das Neue schaffen.“ Wobei freilich die „pri-
vate Befriedigung“ auch beim jungen Marx nicht 
zutraf, sondern jenseits dieses Spießer-Termi-
nus ihn eben der objektive Optimismus hoch-
riß, worin Person und Auftrag sich anriefen und 

ununterscheidbar befeuerten. Der Brief des Stu-
denten, dann die Dissertation bilden geradli-
nig den wenig späteren Marx-Satz vor: „Wie die 
Philosophie im Proletariat ihre materiellen, so 
findet das Proletariat in der Philosophie seine 
geistigen Waffen.“ Hegel schüchterte den Erben 
nicht mehr ein, dieser übernahm sein Bestes 
und sah sich ihm ebenbürtig, indem er das Erst-
geburtsrecht des Proletariats zu seiner Sache 
machte.
Auf diese Art also hat der junge Marx sich sei-
ner Jugend versichert. Er zog sich am wenig-
sten, wie viele Jünglinge taten, die man edel 
nennt, nach innen, in den einsamen Welt-
schmerz, um hier die Flamme zu hüten. Auch 
dem stoischen Abseits von den Welthändeln 
ist dieser Studierende fremd und fertigt es 
ab: „So sucht der Nachtschmetterling, wenn 
die allgemeine Sonne untergegangen ist, das 
Lampenlicht des Privaten.“ Und ebensowenig, 
noch weniger hielt er es mit dem Betrachten, 
mit der historischen Schule, die damals bei 
lebendigem Leib aufs Kreuz der Geschichte 
nageln wollte. Aber freilich schloß gerade das 
scharf Lebendige im jungen Marx ein rechtes 
Sichzusammenziehen nicht aus, sondern ein, 
nämlich als eines vor dem Sprung. Und eben-
sowenig, ja am wenigsten fehlte dem begin-
nenden Dialektiker der geschichtliche Sinn, 
jedoch wieder als rechter, nämlich als einer 
des vermittelten Sprungs. Daher konnte sich 
schon der Student in einer gesammelten Rück-
schau ergehen, die ebenso ein Vorgriff auf die 
neue, die bisher unerhörte Tat war. Mit die-
ser explosiven Sammlung beginnt genau der 
Brief des Neunzehnjährigen: „Es gibt Lebens-
momente, die wie Grenzmarken vor eine abge-
laufene Zeit sich stellen, aber zugleich auf eine 
neue Richtung mit Bestimmtheit hinweisen. In 
solch einem Übergangspunkt fühlen wir uns 
gedrungen, mit dem Adlerauge des Gedan-
kens das Vergangene und Gegenwärtige zu 
betrachten, um so zum Bewußtsein unserer 
wirklichen Stellung zu gelangen. Ja die Weltge-
schichte selbst liebt solches Rückschauen und 
besieht sich, was ihr dann oft den Schein des 
Rückgehens und Stillstandes aufdrückt, wäh-
rend sie doch nur in den Lehnstuhl sich wirft, 
ihre eigene, des Geistes Tat geistig zu durch-
dringen.“ Von Tat also ist die Rede, auf sie läuft 
am Ende noch der historische Sinn zu, der glei-
che, der sie nicht ersäuft, sondern tränkt, der 
ihr Schiff nicht in die Wasser der Geschichte 
hinabzieht, sondern es auf ihnen trägt. Bei aller 
Rückschau und noch im gesunden Behagen des 
Lehnstuhls (er steht hier in einer Kapitänska-
jüte) arbeitet so Marx durchaus mit dem Sex-
tanten, um Länge und Breite jener Fahrt zu 
bestimmen, auf der seine Zeit und er, er und 
seine Zeit sich gesellschaftlich befinden. Und 
in Vorarbeit zur Dissertation taucht nun, mit 
einem großartigen Gleichnis aus der griechi-
schen Geschichte, das jetzt zu Tuende, das nach 
der Betrachtung, nach dem Idealismus Fällige 
entschieden auf. Fällig ist nicht epigonales 
Flickwerk, nicht Verwirklichung der idealisti-
schen Philosophie ohne deren Aufhebung. Son-
dern Marx sagt: „Die halben Gemüter haben in 
solchen Zeiten die umgekehrte Ansicht ganzer 
Feldherren. Sie glauben durch Verminderung 
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der Streitkräfte den Schaden wiederherstellen 
zu können, durch Zersplitterung, durch einen 
Friedenstraktat mit den neuen Bedürfnissen, 
während Themistokles, als Athen Verwüstung 
drohte, die Athener bewog, es vollends zu ver-
lassen und zur See, auf einem anderen Ele-
mente, ein neues Athen zu gründen.“ Und als 
was geht das neue Athen oder die „Philosophie 
nach ihrer Vollendung“ vor dieser schöpferi-
schen Jugend auf? Sie geht nicht mehr auf als 
der bloß konstatierte Widerspruch zwischen 
der deutschen Misere und der erhabenen Idee; 
wobei die Welt als eine desto hoffnungsloser 
zerrissene erschien, je totaler die ganze Phi-
losophie über oder auch neben ihr stand. Das 
neue Athen geht vielmehr auf als Praxis, eben 
als theoretische Tat, die weiß, was sie will, als 
revolutionäre, die will, was sie weiß. Wieder 
Marx: „Es ist ein psychologisches Gesetz, daß 
der in sich frei gewordene theoretische Geist 
zur praktischen Energie wird, als Wille aus 
dem Schattenreiche hervortretend, sich gegen 
die weltliche, ohne ihn vorhandene Wirklich-
keit kehrt … Es ist die Kritik, die die einzelne 
Existenz am Wesen, die besondere Wirklich-
keit an der Idee mißt. Allein diese unmittelbare 
Realisierung der Philosophie ist ihrem inner-
sten Wesen nach mit Widersprüchen behaf-
tet, und dieses ihr Wesen gestaltet sich in der 

Erscheinung und prägt ihr sein Siegel auf.“ Es 
sollte nicht lange dauern, es gehörten nur noch 
die politischen Erfahrungen des Redakteurs 
der „Rheinischen Zeitung“, es gehörte vorab 
die sich anbahnende Entdeckung der gesell-
schaftlichen Wirklichkeit als einer ökono
mischen dazu, um die „Widersprüche“ primär 
in der kapitalistischen Wirklichkeit zu sehen 
und dadurch erst, sekundär, in der Philosophie. 
Auch die „Kritik“ wurde dadurch erst als eine 
erkannt, die die Wirklichkeit, mit dem unauf-
gelösten Widerspruch in ihr, primär an sich 
selber übt. „Der Kritiker kann also“, wie Marx 
1843 an Ruge schreibt, „aus den eigenen For-
men der existierenden Wirklichkeit die wahre 
Wirklichkeit als ihr Sollen und ihren Endzweck 
entwickeln.“ Und die „wahre Wirklichkeit“ 
wurde vom reifen Marx schließlich als die der 
jeweiligen Produktivkräfte und Produktions-
verhältnisse kenntlich gemacht, genau so, wie 
das „Sollen“ das der gesellschaftlichen Tendenz 
darstellt. Aber das alte Athen, die idealistische 
Philosophie des sich selber denkenden Den-
kens, war schon vom Studenten Marx verlas-
sen. Und das neue blieb erst recht durchaus 
Athen, mit dem Erbe der klassischen Philo-
sophie in sich, doch eben „auf einem anderen 
Element“ gegründet. Das neue Athen sollte in 
der Folge das der herzustellenden wirklichen 

Freiheit werden, ohne Sklavenwirtschaft und 
dadurch erst der Humaniora mächtig.
Wir sagten, jedes Werden halte sich offen und 
jung. Wieder ist eine Zeit, worin ein Heraufkom-
mendes nicht nur subjektiv, sondern objektiv 
Jugend ist, hat, wird. Und dieses Neue befin-
det sich nicht mehr nur im Anzug, es steht im 
Fortgang seines Aufbaus. Trotz der Trägheit, 
Dummheit, Mörderfratze einer niedergehen-
den Welt. So verhält sich schließlich auch gute 
Jugend zu dem jungen Marx nicht wahlverwand-
ter als zu dem reifen, als zu dem Baum Marxis-
mus-Leninismus, der immer gleichzeitig Blüten 
und Früchte trägt. Der reife Marx, dieser große 
Arbeiter, ist die Wahrheit des jungen, er setzte 
den Plan ins Werk, machte die Erkenntnis zur 
Anweisung aufs Handeln. „Wenigen ward es 
gegeben“, ruft der junge Goethe vorm Straß-
burger Münster, „einen Babelgedanken in der 
Seele zu zeugen, ganz, groß.“ Aber allen ist es 
gegeben, einen solchen Gedanken, als den Men-
schenbau Marxismus, immer breiter auf der 
Erde zu gründen, damit er sich zugleich immer 
höher in das Unentfremdete, Menschwerdende 
erstrecke. Die Jugend, diese Zukunft unter den 
Arbeitern, Bauern, der Intelligenz, ist präzis auf 
dieses Werk hinbezogen. Es ist der sich erfül-
lende Traum und Willen einer besseren Welt.

Aus: „Sinn und Form“, 4/1951

10 Voraussagen von Karl Marx fürs 21. Jahrhundert

Jedesmal, wenn die Alarmglocken einer 
Wirtschaftskrise läuten, schnellen die Ver-

käufe der Bücher von Karl Marx in die Höhe. 
Wenige haben wie dieser deutsche Denker 
des 19. Jahrhunderts die Funktionsweise 
des Kapitalismus und dessen Folgen für die 
Menschheit verstanden.
Obwohl die herrschende imperialistische 
Medienindustrie mit allen Mitteln versucht 
hat, die Analysen von Marx zu widerlegen 
und den Tod der Ideen zu verordnen, denen 
er sein Leben widmete, so hat der Marxismus 
doch allen Prüfungen der Zeit standgehalten 
und seine Gültigkeit bestätigt, nicht nur als 
Methode, um die Welt zu verstehen, sondern 
als Werkzeug, sie zu verändern.
Nachdem zwei Jahrhunderte nach der Geburt 
von Karl Marx vergangen sind, präsentieren 
wir hier zehn Vorhersagen von Marx, die den 
Rhythmus des 21. Jahrhunderts prägen.

1. Die Konzentration und Zentralisierung 
des Kapitals
In „Das Kapital“ seinem größten Werk, defi-
niert Marx die Methode zur Reproduktion der 
Reichtümer im Kapitalismus und sagte deren 
Tendenz voraus, sich zu konzentrieren und zu 
zentralisieren.
Wenn der erste Aspekt sich auf die Anhäufung 
des Mehrwerts bezieht – das, was die Arbeiter 
zusätzlich erwirtschaften und was der Besit-
zer sich aneignet –, so betrifft der zweite Punkt 
den Anstieg des Kapitalvolumens als Folge des 
Zusammenschlusses verschiedener Kapitale zu 
einem, fast immer als Ergebnis von Insolven-
zen oder Wirtschaftskrisen.

Die Ergebnisse dieser Analyse sind verhee-
rend für die Propagandisten einer angeb-
lichen Fähigkeit der „blinden Hand des 
Marktes“, die Reichtümer zu verteilen.
Wie Marx vorhersagte, ist eine der Charak-
teristiken des Kapitalismus des 21. Jahrhun-
derts der wachsende Unterschied zwischen 
Reichen und Armen. Nach dem letzten Oxfam-
Bericht landeten 82 Prozent der weltweit im 
Jahr 2017 geschaffenen Reichtümer in den 
Taschen des reichsten einen Prozents der 
Bevölkerung, während die 50 Prozent Ärm-
sten – 3,7 Milliarden Menschen – nichts von 
besagtem Wachstum erhalten haben.

2. Die Instabilität des Kapitalismus und 
die zyklischen Krisen
Der deutsche Philosoph war einer der ersten, 
der verstanden hat, daß die Wirtschaftskri-
sen nicht auf einem Fehler des kapitalisti-
schen Systems beruhen, sondern zu seinen 
ureigenen Merkmalen gehören. Auch heute 
noch versucht man, dies zu leugnen.
Seit dem Börsencrash von 1929 bis zu den 
Krisen der Jahre 2007 und 2008 kann man 
jedoch eine klare Linie des Verhaltens aus-
machen, die den von Marx beschriebenen 
Regeln folgt. Deshalb greifen selbst Magna-
ten der Wall Street auf der Suche nach Ant-
worten auf sein „Kapital“ zurück.

3. Der Klassenkampf
Eine der vielleicht revolutionärsten Ideen des 
Marxismus war sein Verständnis, daß „die 
Geschichte aller bisherigen Gesellschaften die 
Geschichte von Klassenkämpfen ist“, wie man 

in dem 1848 von Marx und Engels verfaßten 
„Kommunistischen Manifest“ nachlesen kann.
Diese These führte zu einer Krise des libera-
len Denkens. Für Marx ist der kapitalistische 
Staat ein weiteres Werkzeug der herrschen-
den Klasse, um alle anderen zu beherrschen, 
während sie gleichzeitig ihre Reichtümer und 
ihre eigene Klasse reproduziert.
Eineinhalb Jahrhunderte später werden noch 
immer die sozialen Kämpfe zwischen dem 
einen Prozent, das die Fäden der Macht in Hän-
den hat, und den übrigen 99  Prozent geführt.

4. Die industrielle Reservearmee
Der Kapitalist muß laut Marx die Löhne nied-
rig halten, um seinen Profit zu maximie-
ren. Das ist immer dann zu erreichen, wenn 
Arbeiter darauf warten, den Arbeitsplatz 
derjenigen einzunehmen, die sich weigern, 
Bedingungen ihrer Ausbeutung zu akzep-
tieren. Das nannte er die „industrielle Reser-
vearmee“.
Auch wenn die sozialen und gewerkschaft-
lichen Kämpfe seit dem 19. Jahrhundert bis 
heute vor allem in den entwickelten Ländern 
Teile dieses Szenarios verändert haben, so 
ist doch das Streben nach niedrigen Löhnen 
eine Konstante kapitalistischer Produktion.
Während des 20. Jahrhunderts wanderten 
große Unternehmen aus Europa und den USA 
nach Asien aus – auf der Suche nach quali-
fizierter Arbeitskraft, die geringeren Ver-
dienst in Kauf nahm. Auch wenn manche 
Regierungen versuchen, diesen Prozeß als 
einen vermeintlichen Arbeitsplatzverlust 
hinzustellen, wie dies etwa Trump tut, so 
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Warum steigt das BIP? Es müßte doch sinken …

BIP ist das Kürzel für Bruttoinlandsprodukt; 
es ergibt sich aus der Summe der – in jewei-

ligen Ländern – jährlich erzeugten Güter, for-
mell aus der Summe der Preise dieser Güter 
(soweit sie wirklich in den Verkauf gelangt 
sein sollten). Ist es genau? Na ja. Der Tendenz 
nach schon. (Überhaupt: Ist noch richtig, das 
BIP national zu errechnen, wo doch Kapi-
tal „globalisiert“? Und auch Wertbildung bei 

„komplizierter Arbeit“ … modifiziert, d. h. ein 
Mehrfaches einfacher Wertbildung sein kann. 
Das BIP hochspezialisierter Kapitalismen fällt 
immer höher aus, als eigentlich der Summe 
ihrer Arbeiter entspräche.) Jürgen Kuczynski 
witzelte einmal darüber, daß in der BRD auch 
Krankenhaus-Leistungen in das BIP aufgenom-
men würden. Aber lassen wir das; wenn Ver-
stöße gegen das eigentlich Gemeinte allgemein 
sind, ist eine gewisse gewollte Aufblähung des 
BIP wiederum auch allgemein.
Das BIP wird also in einer Summe Preise ver-
mittelt. Und was Preise sind, wissen wir: als 
Preis (laut Marx) zunächst der ideelle Ausdruck 

der in der produktiven Arbeit, also Sachgüter 
erzeugenden Arbeit aufgewandten Arbeits-
zeit, der nun, um eine gegenständliche Form 
anzunehmen, umzusetzen wäre in die Geld-
form. Gemeint ist immer Arbeit im abstrakten 
Sinne, absehend von der konkreten Form der 
Güter. Wir sagen deshalb Waren zu ihnen, d. h. 
Produkte mit Wertausdruck. Das BIP ist nichts 
als die Erfassung des Volumens an gesellschaft-
lich geleisteter Arbeitszeit in produktiver, d. h. 
Güter erzeugender Art und deren Ausdruck in 
einer Geldmenge. 
Nun steigt dieses BIP ständig, länderweit wer-
den immer neue Rekorde gebrochen; das BIP in 
Deutschland nähert sich der 4-Billionen-Euro-
Marke bzw. hat sie schon geknackt, die USA 
liegen bei einer gut fünffachen Größe des deut-
schen BIP, China wird/soll das BIP der USA in 
zwei, drei Jahren überschreiten.
Steigt also das BIP, weil die Menge der wertbil-
denden Arbeit/Arbeiter steigt? Mitnichten! Die 
Menge der produktiv Arbeitenden, also für die 
Wertbildung in Betracht kommenden Arbeiter 

sinkt. In allen industriell entwickelten Ländern 
ist das so. Warum? Weil nicht nur ein Mehr an 
Gütern mit einem Mehr an Arbeitern erzielt 
werden kann, sondern bei steigender Produktiv-
kraft der Arbeit dieses Mehr auch mit weniger 
Arbeitern. D. h., die organische Zusammenset-
zung der Arbeit – sie beginnt mit der Industria-
lisierung der Arbeit – führt dazu, daß Arbeiter 
aus der produktiven Form der Arbeit ausschei-
den und in nichtproduzierende Bereiche der 
Arbeit überwechseln. Extensive und intensive 
Entwicklung der Arbeit/Arbeiter ergänzen ein-
ander, wobei historisch zunächst das extensive 
Modell überwiegt, bei höherer Entwicklung der 
Produktivkräfte ist es umgekehrt, d. h., dann 
überwiegt das intensive Modell. Die Produktiv-
kraft wirkt in zwiefacher Hinsicht: Die  Zahl der 
Arbeiter sinkt, aber zugleich steigt das Volumen 
an Waren. Nicht aber, ich wiederhole, steigt das 
Wertvolumen dieser wachsenden Menge. Das 
BIP, das nur die Wertbildung erfaßt – erfassen 
soll, sinkt historisch gesehen, aber die Gesell-
schaft wird in Waren reicher!

ist es doch so, daß diese Unternehmen ihre 
hohen Wachstumsraten gerade wegen der 
Ausbeutung billiger Arbeitskraft aufrecht-
erhalten konnten. 
Was die Löhne betrifft, so zeigen aktuelle 
Studien, daß deren reale Kaufkraft in den 
westlichen Ländern seit dreißig Jahren ste-
tig sinkt. Die Kluft zwischen den Einkommen 
der Geschäftsführer und denen ihrer einfa-
chen Angestellten vertieft sich weiter.
Wie aus einem kürzlich in der britischen Zeit-
schrift „The Economist“ erschienenen Artikel 
hervorgeht, ist der Lohn der obersten Füh-
rungskräfte signifikant angestiegen (und das, 
während der Lohn der Arbeiter in Ländern 
wie den USA in den letzten zwei Jahrzehn-
ten stagnierte): Wenn sie früher 40mal mehr 
als die einfachen Angestellten erhielten, so 
bekommen sie jetzt 110mal mehr als diese.

5. Die negative Rolle des Finanzkapitals
Auch wenn Marx die dem Prozeß der Kapi-
talanhäufung innewohnenden Mechanis-
men der Ausbeutung genau beschreibt, so 
gilt seine stärkste Kritik dem Finanzkapi-
tal, der Art von Kapital, die keinen direkten 
materiellen Bezugspunkt zur Wirtschaft hat, 
sondern „fiktiv“ ist wie z. B. ein Schuldschein 
oder eine Schuldverschreibung. 
In seiner Epoche konnte man sich nicht ein-
mal vorstellen, welches Entwicklungsniveau 
dieser Wirtschaftssektor in der Moderne ein-
nehmen würde, wo dank der Nutzung der 
Computer die Durchführung von Finanz-
transaktionen in Lichtgeschwindigkeit von-
statten geht.
Die Spekulation und die Erarbeitung von 
komplexen Finanzmechanismen – wie die 
sogenannten Subprimes (private Hypothe-
kendarlehen mit geringer Bonität), die die 
Krise von 2007/2008 auslösten –, stellen 
eine traurige Bestätigung der Besorgnisse 
von Marx dar.

6. Die Schaffung falscher Bedürfnisse
Das 19. Jahrhundert kannte noch nicht die 
Lawine an Werbepropaganda in Radio und 
Fernsehen und noch weniger die modernen 
Mechanismen, Werbebotschaften individuell 
im Internet zu verbreiten, aber Marx warnte 
bereits vor der Fähigkeit des kapitalistischen 
Systems, Entfremdung und falsche Bedürfnisse 
unter den Menschen zu schaffen.
Marx sagte in den „Ökonomisch-philosophi-
schen Manuskripten aus dem Jahre 1844“ vor-
aus, „daß die Ausdehnung der Produkte und der 
Bedürfnisse zum erfinderischen und stets kalku-
lierenden Sklaven unmenschlicher, raffinierter, 
unnatürlicher und eingebildeter Gelüste wird“ 
(MEW, 40/547).
In der Welt von heute sind z. B. Smartphones 
nach ein paar Monaten veraltet, und die Wer-
bung suggeriert den Nutzern die Notwendigkeit, 
unbedingt das nächste Modell zu kaufen. Wäh-
renddessen kommen die elektrischen Haus-
haltsgeräte mit eingebauten Mängeln auf den 
Markt, damit sie nach wenigen Jahren kaputt-
gehen und ersetzt werden müssen.

7.  Die Globalisierung
„Das Bedürfnis nach einem stets ausgedehnte-
ren Absatz für ihre Produkte jagt die Bourgeoi-
sie über die ganze Erdkugel. Überall muß sie 
sich einnisten, überall anbauen, überall Verbin-
dungen herstellen“, heißt es im „Kommunisti-
schen Manifest“ (MEW, 4/465).
Sein Porträt der Globalisierung der Märkte, ver-
bunden mit dem Aufzwingen einer bestimm-
ten Konsumkultur, könnte nicht genauer sein.

8.  Die Vorrangstellung der Monopole
Diese Tendenz wird gleichzeitig von der Schaf-
fung transnationaler Monopole begleitet. Wenn 
auch die klassische liberale Wirtschaftstheorie 
davon ausging, daß der Wettbewerb eine Viel-
zahl von Eigentümern mit sich bringen werde, 
ging Marx einen Schritt weiter und erkannte die 

Tendenz des Marktes, dem Gesetz des Stärkeren 
entsprechend zu fusionieren. Große Konglome-
rate von Kommunikationsmedien, Telefon- und 
Erdölgesellschaften sind einige der aktuellen Bei-
spiele des von Marx beschriebenen Prozesses.

9.  Die selbstmörderische Tendenz des 
Kapitalismus

„Alle festen eingerosteten Verhältnisse werden 
aufgelöst“, heißt es in einer der weitsichtigen 
Reflexionen über den Kapitalismus im „Kom-
munistischen Manifest“.
Marx und Engels verstanden die kreative und 
gleichzeitig selbstzerstörerische Natur des 
Kapitalismus, der in seinem Streben nach Pro-
duktivität um jeden Preis einen unmensch-
lichen Rhythmus der Produktion und des 
Konsums erzwingt. Es ist genau diese Tendenz, 
die unseren Planeten heute an den Rand des 
Zusammenbruchs gebracht hat.
Der Einfluß des Menschen auf den Anstieg der 
globalen Temperatur ist eine wissenschaftlich 
bewiesene Tatsache, auch wenn einige, wie 
etwa der derzeitige Präsident der Vereinigten 
Staaten, dies weiter abstreiten.

10.  Die Fähigkeit der Ausgebeuteten zur 
Revolution
Den größten Einfluß auf die Geschichte hatte 
aber nicht Marx’ tiefgreifende Analyse der 
Widersprüche des Kapitalismus, sondern sein 
Aufruf, eine neue Art von Gesellschaft zu schaf-
fen: den Kommunismus.
Seine Botschaft, daß die ausgebeuteten Klas-
sen in der Lage seien, sich von Unterdrückung 
und Ungleichheit zu befreien, veränderte das 
20. Jahrhundert für immer und inspirierte die 
Revolutionen in Rußland, China, Vietnam, Kuba 
und in anderen Ländern. Sein Aufruf an die Ein-
heit der ausgebeuteten Klassen hat auch im 21. 
Jahrhundert volle Gültigkeit.

Sergio Alejandro Gómez   
(Red. bearbeitet aus „Granma“ 6/2018)
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Doch Realität ist, daß das BIP, das im Preis der 
erzeugten Güter den Wert/die Wertbildung 
erfaßt, erfassen soll, steigt!
Will man sich überhaupt noch ein reales Bild 
von den Vorgängen in der Arbeit machen, 
müßte man sich ihrer in der natürlichen Form 
bewußt werden, also Produktionsarbeiter zäh-
len, ihre Arbeitszeit mit der Uhr erfassen. Nur 
noch in der von Preis und Geld absehenden 
Form, also nur noch in der „naturalen“ Form 
werden wir uns der wahren Bewegung/Ver-
änderung in der Arbeit bewußt. Per Preis- wie 
Geldsumme aber geht das nicht mehr. Preis-
summe und Geldsumme vermitteln ein umge-
kehrtes Verhältnis von der Realität. Wenn nicht 
mehr das des Wertes/der Arbeitszeit … wel-
ches denn? Es muß ein real, d. h. sachlich stei-
gendes sein, wenn es nicht ein rein nominelles 
Verhältnis der Preise ist. D. h., wenn es sich 
nicht um den inflationären Anstieg der Preise 
handelt – den es natürlich auch gibt (es ist ja 
bekannt, daß der Anstieg des BIP berechnet 
wird nach Abzug der Inflationsrate, es geht 
also beim BIP, wie es nach Abzug dieser Rate 
ermittelt ist, um einen sachlichen Anstieg).
Wenn es nicht der einer der Wertbildung ist, 
kann es nur noch der stoffliche Anstieg sein, 
d. h. der einer der Mehrproduktion von Waren 
bei steigender Arbeitsproduktivität! Er steigt 
auch bei einer geringer werdenden Zahl von 
Arbeitern. Eine Voraussetzung allerdings muß 
gegeben sein, damit der steigende Aspekt bei 
steigender Produktivkraft zur Geltung kommt: 
Preise dürfen nicht sinken, wenn die Arbeits-
produktivität steigt. Dann ergibt sich mit der 
Mehrmenge an produzierten Waren eine Mehr-
summe an Preisen, und umgesetzt in Geld eine 
Mehr-Summen-Bildung des Geldes. Damit hat 
aber der stoffliche Anstieg den energetischen 
Abstieg bei der Summenbildung der Preise 
abgelöst! Und das BIP kann … steigen, obwohl 
es eigentlich sinken müßte.
Ist das eine neue Erkenntnis von mir? Nein. In 
der Zeitschrift des DDR-Instituts für Interna-
tionale Politik und Wirtschaft, IPW Nr. 12 von 
1973, ist ein Beitrag von Prof. Dr. Alfred Lemm-
nitz aufgenommen; er befaßt sich mit den Ursa-
chen des Permanentwerdens der Inflation im 
Kapitalismus, insbesondere nach dem Ende 
des 2. Weltkrieges. Darin heißt es: „Mit der 
Steigerung der Arbeitsproduktivität wächst 
bei gleichem Arbeitsaufwand in gleicher Zeit 
(!, also gleichem Wert, J.) die Menge der erzeug-
ten Waren. Bei freier Konkurrenz würde 
der Preis der einzelnen Ware sinken. Durch 
das Monopol wird jedoch die Senkung des 
Marktwertes (besser: Preises, J.) verhindert. …  
Diese durch den Monopolpreis erhöhte Preis-
summe der Waren erfordert eine Erhöhung 
des Geldumlaufs. Die monopolistische Preis-
gestaltung wirkt daher als relative Geldent-
wertung, da die Waren zu Preisen über dem 
Marktwert (über dem gesunkenen Wert, dem 
keine Marktpreissenkung entspricht, J.) verkauft 
werden“ (ebd. S. 11). (Ohne direkt vom BIP zu 
sprechen, nennt Lemmnitz den Mechanismus, 
der zum Anstieg der Preissummen- wie Geld-
summen-Bildung führt: Bindung der Preis- wie 
Geldbildung an den stofflichen Anstieg. Aller-
dings noch auf Basis steigender Produktivität 
bei gleichviel beschäftigten Arbeitern, noch 
nicht auch unter der Bedingung von weniger, 
also Freisetzung von Arbeitern. Auf dieser 

Basis ist steigende stoffliche Produktion ja 
auch möglich. Dann erklärt er den Prozeß auch 
erst als Geldentwertung, statt schon den Bruch 
der Preise und des Geldes mit dem Wert [noch 
nicht auch der Preis- und Geldform an sich!] 
zu erkennen.)
Lassen wir die Monopole mal beiseite, früher 
oder später folgen alle … Warenproduzenten. 
Leider wurde diese Erkenntnis (in der marxi-
stischen ökonomischen Schule) nicht zu einem 
Wendepunkt in der Theorie der kapitalisti-
schen Ökonomie erhoben – damals nicht …
Halten wir fest: Das BIP steigt, wenn die 
Summe der wertbildenden Arbeit/Arbeiter 
steigt – diese extensive Erweiterung der Wert-
bildung haben alle industriell entwickelten 
Staaten historisch hinter sich gebracht, sie sind 
zur vorwiegend intensiven Form der Entwick-
lung der Arbeit/Arbeiter übergegangen, und 
verzeichnen daher auch eine anteilig abneh-
mende Kurve der produktiven Arbeit an der 
gesellschaftlichen Gesamtarbeit. Dem müßte 
eigentlich, ginge es beim BIP genau, dem Wert-
gesetz nach zu, ein Rückgang der Preissum-
men-Bildung und damit des BIP entsprechen. 
Was bei einem sinkenden BIP allerdings stei-
gen müßte, wäre die Kaufkraft des BIP (oder 
Geldes), d. h. die Umsetzung des Geldes in Men-
gen an Waren. Weil/Wenn Waren immer bil-
liger würden, kann/könnte man für dieselbe 
Menge Geldes immer mehr Waren kaufen. 
Jetzt, nach der kapitalistischen Wende, aber 
kann man nur mehr Waren kaufen, wenn man 
mehr Geld bildet/verdient. Es ist die Geldbil-
dung eine extensive geworden. Aber nicht auf 
eigener Basis, einer bloßen Geldbildung gegen-
über den Waren (diese offen inflationäre Form 
ist nur ergänzend – und bedarf einer eigenen 
Erklärung), sondern auf Basis der Waren – und 
zunächst gegenüber dem Geld, d. h. nur erst 
als Summe der Preise gebildet (das Geld muß 
dann folgen).
Wenn also unter dieser Bedingung allgemei-
ner Abnahme der produktiven Arbeit an der 
Gesamtarbeit das BIP steigt (!), dann kann nur 
ein Übergang von der abstrakten zur konkre-
ten Seite der Arbeit bei der Summenbildung der 
Preise/des Geldes vorliegen – sonst handelte es 

sich um einen rein inflationären Anstieg der 
Preise, und der wird nur verursacht durch 
Geldmengenbildung gegenüber/entgegen der 
Bildung der Preise wie des Geldes durch Arbeit. 
Er hat mit dem Anstieg der Produktivkraft der 
allgemeinen Arbeit nichts zu tun.  Einem sich 
aufblähenden äußeren Verhältnis des Gel-
des zu den Waren müßte immer das innere, 
substantielle Verhältnis der Waren zu ihrem 
Wert gegenüberstehen; nominelles Steigen der 
Preise und substantielles Sinken des Preise 
müßten einander die Klinge kreuzen, das Bild 
der Preise wäre nie ein einheitliches. Aber es 
ist bei den Waren (!) etwas Einheitliches ent-
standen: Die Summen der Preise steigen mit 
den Mengen an Waren.
An der – kapitalistischen – Warenproduktion 
hat sich also etwas Grundlegendes geändert; 
eine Evolution (weil noch im Kapitalismus 
befindlich) hat stattgefunden – die als eine 
Ankündigung einer Revolution verstanden 
werden kann (!). Es ist nicht mehr so, wie es 
einer ersten Praxis des Kapitalismus entsprach 
und wie es noch von Marx im „Kapital“ darge-
legt worden ist. Die Preise sinken nicht mehr 
mit den Werten, sondern die Preissummen 
steigen mit den Warenmengen. Im Rahmen 
schon des Kapitalismus hat eine evolutionäre 
Wende stattgefunden, die im Grunde eine revo-
lutionäre ist: eine Art Übergang von der direk-
ten, offenen, klaren Wertökonomie zunächst 
hin zu einer neuen, größeren Rolle (der Menge) 
des Gebrauchswertes … in der Wertökonomie. 
Mit steigenden Volumen lassen sich wohl die 
Gesetze des Kapitals besser durchsetzen als 
mit sinkenden Volumen – das kann es auch sein.
Aber wenn wir gar weiterdenken? Dann haben 
wir es mit einer vorbereitenden Form für eine 
Gesellschaft zu tun, wo nur noch Gebrauchs-
werte in die Konsumtionssphären (individu-
elle und betriebliche) gelangen, das Wachstum 
also eindeutig als ein stoffliches erscheint. Im 

– heutigen – Kapitalismus befindlich, brauch-
ten wir im Grunde nur die die Sachlage verdop-
pelnde Preis- und Geldform wegzudenken, … 
und wir haben eine Zukunft begriffen. 

Hermann Jacobs  
Berlin

50 000 demonstrierten am 6. Oktober am Hambacher Forst für die Rettung des Klimas.
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG 

Unser Verhältnis zur Geschichte

 2. Januar 1975

Das Jahr 1975 ist ein Jahr zahlreicher 
historischer Gedenktage. Gemeinsam 

mit den Völkern der sozialistischen Staaten-
gemeinschaft und der gesamten fortschritt-
lichen Menschheit begeht das Volk der DDR 
im Mai den 30. Jahrestag der Befreiung vom 
Hitlerfaschismus und damit jener durch den 
Sieg der Sowjetarmee erzwungenen welthi-
storischen Wende, von der die Herausbildung 
des sozialistischen Weltsystems und auch 
die Entstehung unseres sozialistischen Staa-
tes ihren unmittelbaren Ausgang nahmen.
Ebenfalls drei Jahrzehnte liegt die demo-
kratische Bodenreform zurück, die den 
Bauern in unserem Lande die Befreiung 
von junkerlicher Ausbeutung und Unter-
drückung brachte. Damit begann sich jenes 
Vermächtnis zu erfüllen, das der deutsche 
Bauernkrieg hinterlassen hatte, dessen  
450. Jubiläum wir 1975 feiern werden.
Zugleich erinnert sich die Arbeiterklasse des 
100. Jahrestages eines solchen Ereignisses 
wie der Niederschrift der Marxschen „Kri-
tik des Gothaer Programms“ von 1875, in der 
entscheidende Leitlinien für den Kampf der 
Arbeiter um die politische Macht und um die 
Gestaltung der ausbeutungsfreien kommu-
nistischen Gesellschaft vorgegeben wurden.
Nicht zuletzt fällt in dieses Jahr der 40. Jah-
restag des VII. Weltkongresses der Kommu-
nistischen Internationale, dessen Politik und 
Taktik in den großen revolutionären Umwäl-
zungen nach dem zweiten Weltkrieg ihre 
praktische Bewährungsprobe bestanden.
Eine solche Fülle von Jahrestagen mag in 
besonderem Maße die Frage nach unserer 
Stellung zur Geschichte provozieren. Warum 
beschäftigen wir uns mit historischen Ereig-
nissen, die Jahrzehnte, bisweilen sogar 
schon Jahrhunderte zurückliegen? Welches 
ist der Sinn unserer Traditionspflege?
Natürlich begehen wir Jahrestage nicht 
aus bloßer Pietät vor der Vergangenheit, 
gedenken wir historischer Vorgänge nicht 
um ihrer selbst willen. Es sind tiefer lie-
gende Gründe als etwa reine Freude am 
historisch Gewesenen, die die Rückbesin-
nung der Arbeiterklasse an geschichtliche 
Kämpfe bestimmen, die das Interesse der 
ganzen sozialistischen Gesellschaft am Rin-
gen früherer Generationen um die Durch-
setzung des gesellschaftlichen Fortschritts 
wachhalten und immer wieder neu beleben. 
Vier Aspekte verdienen vor allem genannt 
zu werden:

Erstens gilt es festzuhalten, daß die Arbeiter-
klasse und die unter ihrer Führung errich-
tete sozialistische Gesellschaft generell 
geschichtsoptimistisch sind, d. h. ein offe-
nes, ungebrochenes, positives Verhältnis zur 
Geschichte haben. Im Gegensatz zur bürger-
lichen Welt haben wir keine Furcht vor der 
Geschichte. Wir sind vielmehr – um dieses 
gef lügelte Wort zu gebrauchen – „mit der 
Geschichte im Bunde“. Das erklärt sich in 
erster Linie aus der Tatsache, daß der objek-
tive Verlauf der menschheitsgeschichtlichen 
Entwicklung gesetzmäßig zu dem Ziel hin-
führt, um das die Arbeiterklasse kämpft: zur 
kommunistischen Gesellschaftsordnung. Die 
Geschichte selbst also vermittelt die wissen-
schaftlich begründete Überzeugung vom 
notwendigen Sieg der sozialistischen und 
kommunistischen Gesellschaft.
Der Sozialismus ist objektiv das Ergebnis lan-
ger und großer geschichtlicher Auseinander-
setzungen; die sozialistische Gesellschaft ist 
und begreift sich als Vollzug jahrhunderte-, 
ja jahrtausendelanger Kämpfe der Volksmas-
sen um ein menschenwürdiges Dasein. Das 
Selbstbewußtsein der von Ausbeutung befrei
ten Gesellschaft ist also in hohem Maße histo-
risch fundiert. Es beruht auf der Erkenntnis, 
gesetzmäßiges Resultat langer geschichtli-
cher Bewegung und zugleich Erbe, Wahrer 
und Vollender alles Progressiven, Humanisti-
schen und Revolutionären in der Geschichte 
zu sein, das im Ringen der Arbeiterklasse und 
ihrer revolutionären Partei seinen Höhepunkt 
und durch diese Klasse auch erst seine volle 
geschichtliche Verwirklichung fand. Dieser – 
wie Lenin es nannte – „historische Optimis-
mus“ prägt unser Verhältnis zur Geschichte, 
läßt die Beschäftigung mit der Geschichte zu 
einem unverzichtbaren Lebensbedürfnis der 
sozialistischen Gesellschaft werden.
Wir begreifen die Geschichte nicht nur als 
einen gesetzmäßigen, vom Niederen zum 
Höheren fortschreitenden und in die kommu-
nistische Gesellschaft einmündenden Prozeß, 
sondern betrachten zugleich die Kämpfe der 
fortschrittlichen Klassen als entscheidende 
Triebkraft für diese gesellschaftliche Vor-
wärtsbewegung, den Klassenkampf als Bewe-
gungsgesetz der Geschichte: „Die Geschichte 
aller bisherigen Gesellschaft“, schrieben Marx 
und Engels im „Kommunistischen Manifest“, 

„ist die Geschichte von Klassenkämpfen.“ 
Unser Interesse gilt demzufolge dem Han-
deln derjenigen Klassen und Schichten, durch 
deren Arbeit und Kampf der gesellschaftliche 
Fortschritt in der Geschichte durchgesetzt 

wurde. Das ist der zweite Gesichtspunkt, der 
unser Verhältnis zur Geschichte prägt. Als 
Erben und Vollender alles Revolutionären, 
Progressiven und Humanistischen in der 
Geschichte erblicken wir unsere Traditionen 
im Ringen der Volksmassen, in ihren revo-
lutionären Auseinandersetzungen mit den 
reaktionären Kräften, in allen fortschrittli-
chen und humanistischen Bestrebungen. Es 
ist die revolutionäre, progressive Traditions
linie in der Geschichte des deutschen Volkes 
wie in der Weltgeschichte, der unser Staat 
verpflichtet ist, die wir fortsetzen und die wir 
daher auch bewahren und pflegen. In diesem 
Sinne hieß es auf der 13. Plenartagung des 
ZK  der SED: „… wir bekennen uns ganz ent-
schieden zu den fortschrittlichen Entwick-
lungslinien der deutschen Geschichte, zu den 
Traditionen des Humanismus und der revo-
lutionären Arbeiterbewegung. Sie sind bei 
uns gut aufgehoben, werden gepflegt und in 
unserer gesellschaftlichen Praxis weiterent-
wickelt. So ist die Deutsche Demokratische 
Republik in der Tat ein Werk vieler Genera-
tionen.“
Von dieser Position wird auch unser Heran-
gehen an historische Gedenktage bestimmt. 
Wenn wir uns eines großen geschichtli-
chen Ereignisses erinnern, dann interessiert 
uns in erster Linie, welche Bedeutung die-
sem Ereignis in den geschichtlichen Ausein
andersetzungen um die Verwirklichung des 
gesellschaftlichen Fortschritts zukommt, 
welchen Platz es auf dem langen Wege der 
Menschheitsgeschichte zu den Höhen der 
sozialistischen und kommunistischen Gesell-
schaft einnimmt. Das ist ein dritter Aspekt, 
der unserer Geschichtsbetrachtung zu eigen 
ist, der unsere Traditionspflege prägt. Natür-
lich wissen wir, daß der jeweils erreichte Fort-
schritt immer nur ein Stück auf diesem Wege 
sein konnte, daß die Siege lange Zeit nicht den 
Massen, sondern herrschenden Ausbeuter
klassen zugute kamen, weswegen Marx und 
Engels wiederholt vom „antagonistischen 
Charakter des Fortschritts“ in den Ausbeu
tergesellschaften sprachen. Ebensowenig 
übersehen wir, daß die progressiven Klas-
sen sehr oft Niederlagen erlitten, Rückschläge 
hinnehmen mußten und daß die Ideale und 
Sehnsüchte der Volksmassen in den Jahrhun-
derten und Jahrtausenden der Geschichte bis 
zum Sieg der Arbeiterklasse unerfüllt blie-
ben. Gleichwohl war der Kampf der Sklaven 
des Altertums, waren die Aufstände der feu-
dalen Bauern und der städtischen Plebejer im 
Mittelalter und in der beginnenden Neuzeit, 

Vor vielen Jahren hat der damalige „Deutschlandsender“ (später umbe-
nannt in „Stimme der DDR“) eine auch in Westdeutschland gehörte und 
beachtete Sendereihe mit Vorträgen zu Fragen unserer wissenschaft-
lichen Weltanschauung ausgestrahlt, deren Manuskripte sich erhal-
ten haben und die wir den Lesern des „RotFuchs“ in einer Auswahl 
zur Verfügung stellen – inhaltlich wurde nichts verändert, von einzel-
nen Kürzungen abgesehen. Man kann diese Vorträge lesen als Kapitel 
eines Geschichtsbuchs (dazu auch immer die Angabe des seinerzeitigen 

Sendetermins) und zugleich als Einführung in die Grundlagen marxi-
stisch-leninistischen Denkens. Viele auch in den Vorträgen zum Ausdruck 
kommende Hoffnungen haben sich mit und nach der Konterrevolution 
von 1989/90 zerschlagen, manche Prognosen haben den Praxistest nicht 
bestanden – wesentliche Erkenntnisse von Marx, Engels, Lenin und ande-
ren unserer Theoretiker aber haben nach wie vor Bestand, an ihnen hal-
ten wir fest, sie wollen wir – auch mit dieser Serie – vermitteln und erneut 
zur Diskussion stellen. � RF
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die revolutionären Aktionen der kleinbür-
gerlichen Massen wie der Bauern in den 
bürgerlichen Revolutionen, die oft niederge-
schlagenen revolutionären Erhebungen des 
Proletariats nicht umsonst. Diese Klassen
kämpfe und insbesondere ihre Höhepunkte, 
die Revolutionen, waren nach einem treffen-
den Wort von Marx stets „Lokomotiven der 
Geschichte“ (MEW, 7/85). Sie brachten, selbst 
wenn sie mit Niederlagen endeten, die Gesell-
schaft voran, erzwangen oft die Beseitigung 
reaktionärer Gesetze, schufen neue, bessere 
Voraussetzungen für die Fortführung des 
Klassenkampfes und brachen so Schritt um 
Schritt die Bahn für den Kampf, den schließ-
lich die Arbeiterklasse zur endgültigen Besei-
tigung von Ausbeutung und Unterdrückung 
aufnahm.
Wenn wir besonderer Jahrestage gedenken, 
dann wollen wir also den Beitrag erschlie-
ßen, den die kämpfenden Massen, ihre Füh-
rer oder ihre Vorhut, die revolutionäre Partei, 
zu diesem konkreten historischen Zeitpunkt 
geleistet haben, um die Gesellschaft dem Tag 
näherzubringen, an dem die Ausbeutung für 
immer abgeschafft werden konnte. Dann wol-
len wir aber auch jene Verbindungsfäden, jene 
inneren Bindungen sichtbar machen, durch 
die ein Ereignis der Vergangenheit mit unse-
rer sozialistischen Gegenwart verknüpft ist. 
Dies tun, heißt den historischen Sinn vergan-
gener geschichtlicher Taten der fortschrittli-
chen Klassenkräfte aufhellen.
Der historische Wert vergangener Ereignisse 
resultiert nicht zuletzt aus den Erfahrun-
gen und Lehren, die sie der revolutionären 
K lasse, vor a l lem der A rbeiterk lasse 
und ihrer revolutionären Partei, vermit-
teln. Diese historischen Lehren bilden ein 
wichtiges Element der Strategie und Tak-
tik der marxistisch-leninistischen Partei 

und müssen deshalb gründlich ausgewer
tet werden. Hierin ist ein vierter Aspekt 
unserer intensiven Beschäf t igung mit 
der Geschichte zu sehen, ein Aspekt, der 
natürlich auch bei Jubiläen von uns voll zur 
Geltung gebracht werden muß. So lieferte 
der deutsche Bauernkrieg von 1525/26 erst-
mals die wichtige Erfahrung, daß die Bauern 
aufgrund ihrer sozialen Lage nicht zur Füh-
rung einer Revolution in der Lage sind und 

– allein auf sich gestellt – auch keine neue 
Gesellschaftsordnung schaffen können. Sie 
bedürfen vielmehr der Hegemonie durch die 
jeweils historisch fortschrittlichste Klasse. 
Zugleich zeigten die Ereignisse von 1525, 
daß die Bourgeoisie rasch zum Verrat neigt 
und die Bauern mehr in ihrem Interesse 
ausnutzt, als daß sie sich um ihre Befreiung 
sorgt. Diese Erfahrungen waren für Marx 
und Engels von großer Bedeutung, als sie im 
19. Jahrhundert die Erkenntnis formulier-
ten, daß die Bauern sich unter den Bedingun-
gen des entwickelten Kapitalismus mit der 
Arbeiterklasse verbinden müssen, um nicht 
bloß die feudale Ausbeutung loszuwerden, 
sondern auch die kapitalistische Auspowe-
rung zu überwinden.
Die Befreiungstat der Sowjetarmee im Jahre 
1945 bestätigte eine andere Lehre. Sie bewies 
erneut in der Praxis, daß der gesellschaftli-
che Fortschritt in unserer Epoche aufs eng-
ste mit der Existenz und dem geschichtlichen 
Wirken des ersten sozialistischen Staates der 
Welt verbunden ist, das feste Bündnis mit der 
Sowjetunion demzufolge eine entscheidende 
Bedingung für den Erfolg der revolutionären 
Kräfte im Kampf gegen den Imperialismus 
und beim Aufbau der neuen sozialistischen 
Gesellschaft darstellt.
Wenn wir nach drei Jahrzehnten den Jahres-
tag der Befreiung feierlich begehen, dann 

gerade in dem internationalistischen Geiste, 
in dem sich die Dankbarkeit für die Befreiung 
und für die Hilfe durch die Sowjetunion mit 
der unbeirrbaren Entschlossenheit verbindet, 
das in Jahrzehnten gewachsene Bündnis mit 
der Kernmacht der sozialistischen Staatenge-
meinschaft weiter zu festigen und in diesem 
Bruderbund weiter voranzuschreiten auf dem 
Wege des Sozialismus und Kommunismus.
In den 30 Jahren seit dem Tag der Befrei-
ung kam durch die sich immer mehr auswei-
tende Zusammenarbeit mit der Sowjetunion 
und den anderen sozialistischen Ländern, 
durch das gesetzmäßige Hineinwachsen der 
DDR in die sozialistische Staatengemein-
schaft ein qualitativ neues Element in unsere 
Geschichte. Es ist eine besonders wichtige 
Aufgabe, gerade dieses internationalistische 
Element auch als entscheidende, zukunfts-
trächtige Tradition voll ins Bewußtsein zu 
heben. Hier tritt im Grunde die wichtigste, 
nämlich die bewußtseinsbildende Funktion 
der Geschichte zutage. Geschichtliches Wis-
sen und geschichtliche Erkenntnisse sind für 
die Entwicklung eines revolutionären Klas-
senbewußtseins, für die Herausbildung und 
Festigung des sozialistischen Bewußtseins 
unverzichtbar. 
Alle diese Überlegungen weisen klar aus: 
Beschäftigung mit der Geschichte, speziell 
Erinnerung an bedeutende Ereignisse der 
Vergangenheit, Pf lege der revolutionären 
und anderer progressiver und humanistischer 
Traditionen ist für uns niemals Selbstzweck, 
sondern dient der Bewältigung gegenwär-
tiger und künftiger Aufgaben. Genau in die-
sem Sinne schrieb Ernst Thälmann: „Jubiläen 
sind für die Kommunisten und den klassenbe
wußten Teil des Proletariats nicht leere 
Gedenktage, sondern Richtlinien für den Klas-
senkampf, Leitfäden für die Aktion.“

Make love not war!

#unteilbar – Stimmen von der Großdemonstration  
am 13. Oktober in Berlin

Pedram T.: „Ich weiß nicht, wann ich das letzte 
Mal auf einer Demo war. Bis jetzt war ich 
immer einer der Stillen. Aber ich merke auch in 
meinem Arbeitsumfeld, daß die Hemmschwel-
len sinken. Ich bin mir sicher, daß sehr viele so 
denken wie ich, deshalb wollte ich für das, was 
ich denke, auch mal geradestehen.“

„Keine Berührungsängste kannten die  
240 000 Demonstranten, die ,unteilbar‘  
auf die Straße brachten. Die haben gezeigt, 
was ,aufstehen!‘ heißt – nicht nur im 
Internet.“� Jane Zahn 
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Wie eine Revolution in einem Kniefall vor dem Kapitalismus endete

Die Dolchstoßlegende
Am 9. Dezember 1918 wird auf einer 

Geheimsitzung zwischen der Regie-
rung und der Obersten Heeresleitung, vertre-
ten durch Kurt von Schleicher, vereinbart, daß 
nunmehr die Divisionen, die vor der Hauptstadt 
zusammengezogen wurden, in Berlin einmar-
schieren. Damit sollen endgültig die Vorausset-
zungen geschaffen werden, um das gemeinsame 
Programm zu verwirklichen, das die Partner 
noch einmal ausdrücklich bekräftigen:

1.	 Die Abschaffung der Arbeiter- und Solda-
tenräte und die volle Wiederherstellung 
der Kommandogewalt der Offiziere.

2.	 Die Ablieferung aller Waffen seitens der 
Zivilbevölkerung und Auflösung der  
revolutionären Verbände.

3.	 Die Einberufung einer National- 
versammlung.

Einen Monat nach dem Waffenstillstand, am 
11. Dezember 1918, ziehen mit klingendem 
Spiel, unter den alten Kriegsfahnen, angeführt 
von ihren Offizieren, wieder reguläre Trup-
pen durch das Brandenburger Tor, begrüßt 
von einem sozialdemokratischen Reichskanz-
ler, der ihnen zuruft: „Ihr kehrt zurück – im 
Felde unbesiegt!“
Mit dieser Lüge wurde der Generalstab entlastet 
und die Revolution belastet mit der Schuld für 
die militärische Niederlage. Damit wurde die 
Dolchstoßlegende offiziell und öffentlich in die 
Welt gesetzt. Gleichzeitig werden die politischen 
Vorbereitungen getroffen, damit die Auseinan-
dersetzungen „in einer Kapitulation des Prole-
tariats vor der Bourgeoisie, in einem Kniefall 
vor dem Kapitalismus“ enden. So schreibt „Die 
Rote Fahne“ am 16. Dezember, als der Reichs-
räte-Kongreß in Berlin eröffnet wird.
Nicht von ungefähr konzentriert man sich dort 
darauf, wer über die Staatsgewalt verfügen 
und wie sie ausgeübt werden soll. In diesem 
Fall ging es darum, ob das Schwergewicht auf 
ein fernes Parlament verlagert werden soll, das 
in Abständen von Jahren gewählt wird, oder ob 
man sich vor allem auf Ausschüsse stützt, die 
eine Alltagsdemokratie gewährleisten, die von 
den Stätten ausgeht, wo die Menschen arbeiten 
und wohnen.
Nun trifft es zu, daß bisher die Räte sich zwar 
mehr in der Form als im Inhalt nach dem Bei-
spiel der Bolschewiki richteten, aber nicht, wie 
in Rußland, den Weg über eine Doppelregierung 
zur Macht gekommen waren. Dennoch war das 
Rätesystem unvereinbar mit der Konsolidie-
rung des Kapitalismus und sollte als Keimzelle 
der proletarischen Herrschaft und als Körper-
schaft der Arbeiterklasse beseitigt werden.
Schon einen Monat zuvor hatte der Vollzugsrat, 
d. h. die ungewählte Regierung, festgelegt, daß 
aus dem Kongreß ein Zentralrat hervorgehen 
soll, der eine neue Verfassung ausarbeitet, die 
dann von einer Nationalversammlung zu verab-
schieden ist. Auf diese Weise sollte von vornher-
ein nur ein Übergangsorgan geschaffen und die 
Nationalversammlung als Endlösung vorweg-
genommen werden.
Die Zusammensetzung auf dem Reichsrätekon-
greß entsprach dem Ziel. Nur eine ganz kleine 

Zahl der 490 stimmberechtigten Teilnehmer 
waren Arbeiter. Die Rubrik Arbeiter, Ange-
stellte, Kaufleute und Angehörige sonstiger 
gewerblicher Berufe wies 179 Personen auf. Die 
SPD hatte es zuwege gebracht, daß die Mehr-
zahl ihre eigenen Mitglieder waren. Sie stellte  
298 Vertreter, darunter 164 hohe Parteifunk-
tionäre, die USPD 101. 49 bezeichnen sich als 
parteilose Vertreter von Arbeiterräten, 26 von 
Soldatenräten, 25 als Demokraten.
Innerhalb der Tagung ist der Spartakusbund 
nur durch zehn Anhänger, unter ihnen Leviné 
und Heckert, vertreten. Außerhalb versucht er 
durch den Druck der Massen, den Verlauf der 
Versammlung zu beeinflussen. Vom ersten Tag 
an gelingt es mit Hilfe der Aufforderung in der 

„Roten Fahne“, mehr Menschen auf die Straße 
zu bringen als am 8. Dezember 1918. Über  
250 000 Arbeiter ziehen zum Tagungsort.
Den Kern der Demonstration bilden Männer und 
Frauen aus den Betrieben, die in den letzten Jah-
ren sich durch machtvolle Streikbewegungen 
auszeichneten: die Deutsche Waffen- und Muni-
tionsfabrik, Argus-Motoren, Siemens-Werke, 
Schwartzkopff-Betriebe, Daimler-Marienfelde, 
AEG usw. Sie zwingen den sozialdemokrati-
schen Vorsitzenden des Tages, Leinert, einer 
Deputation das Wort zu erteilen, die folgende 
Forderungen unterbreitet:

1.	 Deutschland eine einheitliche  
sozialistische Republik

2.	 Die ganze Macht den Arbeiter- und  
Soldatenräten

3.	 Der vom Zentralrat gewählte Vollzugsrat 
der Arbeiter- und Soldatenräte als  
höchstes Organ der ganzen Gesetzgebung 
und Regierungsgewalt

4.	 Beseitigung des Rates der Volks- 
beauftragten

5.	 Sofortige energische Durchführung aller 
zum Schutze der Revolution erforderlichen 
Maßnahmen durch den Zentralrat, vor 
allem Entwaffnung der Gegenrevolution, 
Bewaffnung des Proletariats, Bewaffnung 
der Roten Garde

6.	 Sofortiger Aufruf des Zentralrats an die 
Proletarier aller Länder zur Bildung von 
Arbeiter- und Soldatenräten zwecks 
Durchführung der Aufgaben der sozia-
listischen Weltrevolution

Vor dem Kongreßlokal spricht Karl Liebknecht. 
Er sagt: „Wir verlangen von dem Kongreß, daß 
er die volle politische Macht zwecks Durchfüh-
rung des Sozialismus in die Hand nimmt und 
die Macht nicht einer Nationalversammlung 
überträgt, die nicht ein Organ der Revolution 
sein würde. Wir fordern von dem Rätekongreß, 
daß er die Hand zu unseren russischen Brüdern 
ausstreckt und die Delegierten der Russen her-
überruft. Wir wollen die Weltrevolution und die 
Vereinigung der Proletarier aller Länder unter 
Arbeiter- und Soldatenräten.“
Dagegen erklärt Ebert in der Versammlung, daß 
das siegreiche Proletariat „keine Klassenherr-
schaft aufrichte und die Gleichheit alles dessen 
herstellt, was Menschenantlitz trage“. Mit die-
sen Harmoniegesängen beschwört Ebert, der 

Bourgeoisie weder ihren Besitz noch ihre Macht 
zu nehmen, sondern mit ihr in einer National-
versammlung zusammenzuarbeiten.
Am Ende des dritten Tages läßt die Leitung 
über den Antrag abstimmen, der für sie der 
ganze Zweck der Versammlung gewesen ist. 
Der Kongreß soll beschließen, das heißt bestä-
tigen, daß die gesetzgebende und vollziehende 
Gewalt in den Händen der Volksbeauftragten, 
das heißt der Regierung, liegt und ein Zentral-
rat der Arbeiter- und Soldatenräte lediglich eine 
Überwachungsaufgabe hat, „bis zur anderweiti-
gen Regelung durch die Nationalversammlung“. 
Der Antrag wird ohne Diskussion zur Abstim-
mung gebracht und angenommen.
Am 21. Dezember 1918 faßt Rosa Luxemburg 
das Ergebnis des Reichsrätekongresses zusam-
men: „Überblickt man seine Leistungen, wie sie 
sich äußerlich in den Debatten und Beschlüs-
sen darbieten, so sind sie ein Sieg der Ebert-
Regierung, ein Sieg der Gegenrevolution auf 
der ganzen Linie. Aussperrung der revolutionä-
ren ,Straße‘, Annullierung der politischen Macht 
der Arbeiter- und Soldatenräte, Einberufung der 
Nationalversammlung, diktatorische Gewalt 
der Clique des 6. Dezember – was könnte wohl 
die Bourgeoisie in der heutigen Situation mehr 
und besser wünschen?“
Sie zieht den Schluß: „Die Bourgeoisie kämpft 
heute ihren letzten weltgeschichtlichen Kampf 
unter fremder Flagge, unter der Flagge der 
Revolution selbst. Es ist eine sozialistische Par-
tei, es ist das ureigenste Geschöpf der Arbeiter-
bewegung und des Klassenkampfes, das sich in 
das wuchtigste Instrument der bürgerlichen 
Gegenrevolution verwandelt hat. Kern, Ten-
denz, Politik, Psychologie, Methoden – alles ist 
gut kapitalistisch. Nur Schilder, Apparat und 
Phraseologie sind vom Sozialismus übriggeblie-
ben. Und doch genügen Schilder, Apparat und 
Phraseologie, um breite Massen über Kern und 
Inhalt der Politik zu täuschen, um einen Dele-
gierten-Rat des revolutionären Proletariats 
zum Mameluckentrupp der Gegenrevolution 
zu degradieren. Das ist die Schule der deutschen 
Sozialdemokratie, das ist die Quittung über die 
letzen 25 Jahre ihrer Tätigkeit.“

Heinz Kamnitzer 
(Aus „Weltbühne“, 51/1978)
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Die Beisetzung der Revolutionsopfer 1918

Auf dem Friedhof der Märzgefallenen in 
Berlin-Friedrichshain sind neben den  

255 Toten der Märzkämpfe 1848 auch 29 Opfer 
der Novemberrevolution 1918 im November 
und Dezember beigesetzt worden. Links neben 
dem Eingang des Friedhofs befinden sich vor 
den Gräbern drei Grabplatten. Die mittlere der 
drei Grabplatten trägt die Namen von 32 Getö-
teten der Kämpfe im November und Dezember 
1918. Neuere Recherchen haben aber ergeben, 
daß hier nur 29 Opfer beigesetzt wurden. Auf 
der linken Grabplatte wird Karl Liebknecht 
mit den Worten zitiert: „Gründet fest die 
Herrschaft der Arbeiterklasse. Seid ent-
schlossen gegen jeden, der sich widersetzt.“ 
Auf der rechten Seite sind Worte von Walter 
Ulbricht zu lesen: „Die Vorhut der Arbeiter-
klasse hat in der Novemberevolution hero-
isch gekämpft.“ Das stimmt natürlich, ist 
aber trotzdem manchem ein Dorn im Auge. 
Die Gedenkplatten stammen aus der DDR-
Zeit, genauso wie die Bronzefigur des „Roten 
Matrosen“ von Hans Kies, die 1961 einge-
weiht wurde. 
Am 9. November 1918 hatte die von Kiel 
ausgehende revolutionäre Bewegung auch 
Berlin erreicht. Am Morgen begann in den 
Berliner Großbetrieben der Generalstreik. 
Aus den Betrieben zogen Demonstrations-
züge zu den Kasernen. Gegen Mittag erreich-
ten rund 2000 unbewaffnete Demonstranten 
die Garde-Füsilier-Kaserne in der Chaussee-
straße. Beim Eindringen in die Kaserne tötete 
ein konterrevolutionärer kaiserlicher Offi-
zier durch Pistolenschüsse drei Arbeiter der 
Schwartzkopffwerke: den Werkzeugmacher 
Erich Habersaath, den Mechaniker Richard 
Glathe und den Monteur Franz Schwengler. 
In den Mittagsstunden des 9. November 1918 
erklärte Reichskanzler Prinz Max von Baden, 
ohne dazu autorisiert zu sein, daß der Kaiser 
dem Thron entsagt habe, und ernannte den 
Sozialdemokraten Friedrich Ebert zum Reichs-
kanzler. Philipp Scheidemann, gemeinsam mit 
Ebert Vorsitzender der SPD, proklamierte vom 
Reichstag aus die deutsche Republik.
Am Nachmittag des 9. November 1918 versam-
melten sich Zehntausende Berliner auf dem 
Platz vor dem Schloß und im Lustgarten. Ein 
Zug von Arbeitern und Soldaten mit Karl Lieb-
knecht an der Spitze erreichte den Platz. Auf 
einem Kraftwagen stehend, erklärte Karl Lieb-
knecht: „Der Tag der Revolution ist gekommen. 
Wir haben den Frieden erzwungen … In die-
sem Augenblick proklamieren wir die freie 
sozialistische Republik Deutschland.“ Vom 
Balkon des Schlosses aus rief Karl Liebknecht 
dann den Versammelten zu: „Die Herrschaft 
des Kapitalismus, der Europa in ein Leichen-
feld verwandelte, ist gebrochen. Wenn auch 
das Alte niedergerissen ist, dürfen wir nicht 
glauben, daß unsere Aufgabe getan sei. Wir 
müssen alle Kräfte anspannen, um die Regie-
rung der Arbeiter und Soldaten aufzubauen 
und eine neue staatliche Ordnung des Prole-
tariats zu schaffen, eine Ordnung des Friedens, 
des Glücks und der Freiheit.“
Die Beisetzung von sieben Opfern der Kämpfe 
vom 9. bis 11. November erfolgte am 20. Novem-
ber 1918 im Friedrichshain.  Rund 30 000 

Menschen versammelten sich an diesem Tag 
auf dem Tempelhofer Feld. Sieben der fünf-
zehn Revolutionsopfer der ersten November-
tage waren hier aufgebahrt. Die Regierung, der 
Rat der Volksbeauftragten, mit Friedrich Ebert 
und Hugo Haase an der Spitze, war vollständig 
vertreten. Die Führung der Unabhängigen Sozi-
aldemokratischen Partei Deutschlands (USPD) 
ließ einen Kranz überbringen mit der Widmung 

„Den tapferen Kämpfern der Revolution. Ihr 
Andenken wird ewig leben“. Die Schleife eines 

Kranzes der türkischen Kolonie in Berlin trug 
die Inschrift „An die Helden der Freiheit“.
Es sprachen Richard Müller und Brutus Mol-
kenbuhr, die Vorsitzenden des Vollzugsrates 
der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte, Hugo 
Haase, der Vorsitzende der USPD, der preußi-
sche Innenminister Paul Hirsch und der Stadt-
verordnete Kurt Rosenfeld. Karl Liebknecht und 
Rosa Luxemburg waren anwesend, durften hier 
aber nicht sprechen. 
Nach den Reden setzte sich der Zug in Richtung 
Friedrichshain in Bewegung. Tausende säum-
ten die Straßen. Nach einem Marsch von drei-
einhalb Stunden erreichte der Trauerzug den 
Märzfriedhof. Die Toten wurden in Gemein-
schaftsgräbern beigesetzt. Gedenkworte am 
offenen Grab sprachen Emil Barth (USPD), Mit-
glied des Rates der Volksbeauftragten, und 
Luise Zietz von der USPD. Karl Liebknecht 
war weiterhin unerwünscht. Aber er warnte 
die Trauernden, daß die Errungenschaften 
der Revolution noch nicht auf sicherem Boden 
stünden und vielleicht schon zunichte gemacht 
worden seien. „Täuschen wir uns nicht“, sagte 
er. „Auch die politische Macht des Proletariats, 
soweit sie ihm am 9. November zugefallen war, 
ist heute schon zum größten Teil zerronnen und 
zerrinnt von Stunde zu Stunde weiter.“ 
Zusammen mit Erich Habersaath, Richard Gla-
the und Franz Schwengler wurden vier Getö-
tete beigesetzt, die am 9., 10. und 11. November 
zum Teil zufällig den Kugeln der Konterrevolu-
tionäre zum Opfer gefallen waren, beigesetzt. 
Am 6. Dezember starben vierzehn  friedliche 
Demonstranten in der Chausseestraße, Ecke 
Invalidenstraße, im Kugelhagel der Gardefüsi-
liere. Bei dem brutalen Überfall wurden auch 
Unbeteiligte getötet. Mehr als 30 Menschen 
wurden schwer verletzt. Am 21. Dezember 
fand auf dem Friedhof im Friedrichshain die 
Beisetzung der Ermordeten statt. Karl Lieb-
knecht hielt eine der Trauerreden und sagte, 

die vierzehn Särge seien „vierzehn Anklagen 
gegen die jetzigen Gewalthaber und vierzehn 
Aufrufe an das deutsche Proletariat, nicht zu 
wanken und zu weichen, bis das leuchtende Ziel 
der Revolution erreicht“ sei. 
Während der sozialdemokratische „Vorwärts“ 
am 21. November 1918 noch geschrieben hatte, 

„Berlin ehrt die Opfer der Revolution“, lautete 
die verfälschende Überschrift am 22. Dezem-
ber: „Die Beisetzung der Spartakusopfer“. Das 
entsprach jedoch ebensowenig den Tatsachen 

wie später die Legende vom Spartakusauf-
stand im Januar 1919. 
Bei der Abwehr des Überfalls konterrevo-
lutionärer Truppen am 24. Dezember 1918 
auf die im Schloß und im Marstall statio-
nierte Volksmarinedivision verloren sieben 
Matrosen ihr Leben. Die Volksmarinedivi-
sion war im Auftrag der Regierung Ebert-
Haase am 11. November 1918 in Berlin aus 
vorwiegend der Berliner Arbeiterschaft ent-
stammenden revolutionär gesinnten Matro-
sen gebildet worden. Den Kern bildeten  
300 Matrosen, die an den bewaffneten Auf-
ständen an der Nord- und Ostseeküste 
Anfang November 1918 teilgenommen hat-
ten. 
Am 24. Dezember – die meisten Matrosen 

waren wegen der Weihnachtsfeiertage abwe-
send – rückten auf Befehl der Ebert-Regierung 
etwa 2000 konterrevolutionäre Soldaten unter 
dem Kommando von Generalleutnant Lequis 
mit Kanonen und Maschinengewehren gegen 
die rund 100 Matrosen vor, die Schloß und Mar-
stall bewachten. Die Matrosen wurden aufge-
fordert, innerhalb von zehn Minuten das Schloß 
zu räumen. Unmittelbar nach Ablauf des Ulti-
matums beschossen die Truppen Marstall und 
Schloß mit Artillerie. Doch trotz zahlenmäßiger 
Übermacht und der schweren Bewaffnung der 
konterrevolutionären Truppen konnten sich 
die Matrosen halten. Nach einiger Zeit kamen 
ihnen bewaffnete Arbeiter, Angehörige der 
Republikanischen Soldatenwehr und Män-
ner der Sicherheitswehr des Polizeipräsiden-
ten Eichhorn zu Hilfe. Matrosentrupps setzten 
die schweren Geschütze außer Gefecht und ent-
waffneten die konterevolutionären Offiziere. 
Der Überfall mußte nach mehreren Stunden 
erfolglos abgebrochen werden. Die Berliner 
Arbeiter und Soldaten zwangen die Belagerer 
zum Rückzug.
Am Sonntag, dem 29. Dezember 1918, wurden 
die Opfer dieses Überfalls in einer mächtigen 
Demonstration unter großer Anteilnahme der 
Bevölkerung zum Friedhof der Märzgefallenen 
gebracht und dort beigesetzt. Die Demonstran-
ten führten Schilder mit. „Als Massenmörder 
klagen wir an: Ebert, Landsberg und Scheide-
mann!“, und die Rufe „Nieder mit Ebert und 
Scheidemann!“ brachen nicht ab. 
Auf dem Friedhof sprachen an den offenen Grä-
bern Karl Liebknecht, ein Vertreter der Matro-
sen aus Wilhelmshaven, mehrere Leiter der 
teilnehmenden Delegationen und Emil Barth. 
Liebknecht klagte die Ebert-Regierung als 
Schuldige des Blutbades an und rief dazu auf, 
nicht eher zu ruhen, bis die Konterrevolution 
besiegt sei. � Dr. Kurt Laser

Berlin

Bestattung der Revolutionsopfer 
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 GEDANKEN ZUR ZEIT

Prognose ungewiß oder Das Ende einer Illusion

Im Lehrbuch zweier US-amerikanischer 
Psychiater namens Redlich und Free-

man finde ich die These: „Wenn uns alle das 
menschliche Verhalten bestimmenden Deter-
minanten bekannt wären, könnten wir das 
Verhalten eines Menschen mit absoluter Sicher-
heit voraussagen.“ Dieser Satz ist so unbändig 
richtig wie das spaßige Verslein: „Es wär alles 
nicht so schwer, wenn es etwas leichter wär“ 
und ist zugleich bar jeglichen Erkenntniswer-
tes; denn das ist ja gerade die Crux, daß uns 
eben nicht alle diese Faktoren bekannt sind, 
so daß wir uns bei der Kalkulation, wie ein 
Mensch sich in einer konkreten Situation ent-
scheiden und verhalten wird, auf allgemeine 
Erfahrungswerte, vergleichende Beobachtun-
gen, Selbstauskünfte des Menschen und Aus-
künfte Dritter beschränken müssen, also auf 
das, was man gemeinhin als Menschenkennt-
nis bezeichnet und was allenfalls ungefähre 
Wahrscheinlichkeitsaussagen erlaubt. Darum 
forscht die Psychologie mit mehr oder weni-
ger Erfolg unentwegt nach Gesetzen, gemäß 
denen menschliches Erleben und Verhalten 
sich gestaltet, und hat dank Sigmund Freud 
und anderer Autoren deren etliche (wie z. B. 
Abwehr, Verdrängung, Verleugnung, Über-
tragung usw.) auch tatsächlich erkannt, was 
zweifellos zu einem genaueren und tieferen 
Verständnis der menschlichen Psyche geführt 
hat. Und doch: wo es um lebenswichtige Ent-
scheidungen in sogenannten Grenzsituatio-
nen geht, in denen innerste Wertvorstellungen 
auf dem Spiele stehen, sind unsere Prognosen 
ungewiß, stoßen wir auf ein letztes, unauf-
deckbares Geheimnis, welche das Wesen der 
Person ausmacht.
Was für die Bewertung einzelner Menschen 
gilt, das gilt nun erst recht für die Beurteilung 
größerer oder kleinerer Menschengruppen: 
Familien, Sippen, Volksstämme, ganze Völker 
und Nationen und schließlich die Menschheit 
insgesamt. Allzu viele Determinanten oder 
Faktoren wirken in schier unübersehbarer 
Vielfalt aufeinander ein. Unzählige Faktoren 
sind an diesem Kräftespiel beteiligt: Instinkte, 
Triebe, unbewußte Motive, Emotionen, Affekte, 
Ressentiments aller Art, Wünsche, Ängste, 
Bedürfnisse und Fähigkeiten, Hoffnungen und 
Erwartungen ebenso wie bewußte Interessen 
und Tendenzen, Absichten und Pläne, Ideen 
und jähe Impulse. In inneren und äußeren Kon-
fliktsituationen setzen die stärkeren Kräfte 
sich jeweils durch, entscheiden die Handeln-
den, einzelne Personen oder ganze Völker sich 
schließlich für jene Optionen, die die größere 
Sinn- und Wertfülle versprechen. 
Niemand kann bekanntlich in einen anderen 
hineinsehen, und so bleibt der Mensch, sei es 
der einzelne oder das Kollektiv, dem Menschen 
ein ewig unbekanntes Wesen. 
Veranschaulichen wir uns die Unmöglichkeit 
der Vorhersagbarkeit einmal an einem konkre-
ten Modell, nämlich an dem Lottospiel „Sechs 
aus neunundvierzig“, und blicken wir dabei 
auf die gläserne Trommel, in der die nume-
rierten Kugeln gemischt werden. Was sehen 

wir da? Einen verwirrenden Wirbel tanzen-
der, kreiselnder Kugeln, die aufeinanderpral-
len und einander in unberechenbarer Weise 
bald in die eine, bald in die andere Richtung 
stoßen. Unmöglich, mit den Augen den Weg 
auch nur einer einzigen dieser Kugeln zu ver-
folgen, geschweige denn zu sagen, ob sie her-
ausgefischt und fallen wird oder nicht.
Aber wenn schon dies nicht möglich ist, was 
ist dann, wenn wir auf das Ganze des Welt-
geschehens blicken, in dem alles mit allem 
vernetzt ist und in das auch die Geschichte 
der gesamten Menschheit und ihre Entwick-
lung verwoben ist? Wenn wir dabei sowohl 
die Sphäre der unbelebten Materie, der Bio-
sphäre und der auf diesen Schichten aufru-
henden Sphäre des ideellen Seins ins Auge 
fassen, in denen Milliarden und aber Milliar-
den von Determinanten am Werk sind? Ist es 
dann nicht geradezu tollkühn, eine mit natur-
gesetzlicher Notwendigkeit sich entwickelnde 
menschliche Gesellschaft zu postulieren und 
gar deren Wandlung mit absoluter Sicherheit 
voraussagen zu wollen? Gewiß ist nach dem 
Satz vom zureichenden Grunde alles, was auf 
Erden ist oder geschieht, hinreichend begrün-
det und eindeutig determiniert, aber das heißt 
noch lange nicht, daß es auch voraussehbar 
oder planbar wäre. Was also die Prognose 
einer utopischen gewalt- und unterdrückungs-
freien Gesellschaft betrifft, so vermute ich, daß 
hier der Wunsch der Vater des Gedankens ist, 
denn empirisch erwiesen ist derlei mitnichten. 
Im sozialen Miteinander, Gegeneinander und 
Durcheinander beherrscht (wie in der Misch-
trommel der tanzenden Kugeln) nicht lineare 
Kausalität, sondern Komplexität das Bild. Ein-
flüsse, Strömungen, Trends aller Art begleiten, 
durchkreuzen, verstärken, schwächen, neu-
tralisieren einander in unberechenbarer Viel-
falt. Dies eben ist der Grund, weshalb plausible, 
ja logisch stringent scheinende Theorien, wie 
alle Erfahrung lehrt, in der Praxis, der rauhen 
Wirklichkeit so oft kläglich scheitern.
In der Theorie, auf dem Reißbrett, läßt sich 
wohl ein Szenario zeichnen, in dem alle stö-
renden Faktoren beseitigt und alle Bedingun-
gen geschaffen sind, die für das reale Eintreten 
einer beabsichtigten Wirkung notwendig und 
hinreichend sind. Aber die Wahrheit, das reale 
Geschehen, das Faktum richtet sich nun einmal 
nicht nach uns und unseren Wünschen, son-
dern wir müssen uns nach ihr und ihm richten. 
Was ist, läßt sich nicht hinwegzweifeln, was 
nicht ist, nicht herbeiglauben. Was wir sehen, 
sind nicht immer Klassenkämpfe, sondern 
auch Völkerkriege, Religionskriege, Erobe-
rungs- oder Kolonialkriege, Machtkämpfe 
rivalisierender Despoten, die ihre Völker ins 
Verderben stürzen, Völkermorde und Völker-
wanderungen, Aufstieg und Untergang großer 
Kulturgesellschaften. Denn „das Getrennte zu 
vereinen und das Geeinte zu trennen, ist das 
Wirken der Natur“ (Goethe), und der Mensch 
ist sowohl ein Kultur- als auch ein Naturwe-
sen, ist zwar, anders als ein passiv daliegen-
der Kieselstein, eine Determinante seiner 

selbst (darin besteht seine Autonomie), aber 
eben nicht die einzige Determinante, sondern 
weithin mitdeterminiert von allen nur denk-
baren auf ihn einwirkenden Mächten, seien es 
Naturkräfte oder Einflüsse von seiten seiner 
Mitmenschen.
So bleibt es denn dabei: Im Leben herrschen 
keine Laborbedingungen. Wir sind keine 
Doctores Allwissend, können nicht einmal 
(trotz immer zahlreicher werdender Meßda-
ten) das Wetter sicher voraussagen, und die 
Beschränktheit unserer Fähigkeit zur Voraus-
sicht ist evident. So schmerzlich es auch für den 

„gläubigen Marxisten“ sein mag – von der Vor-
stellung eines mit Sicherheit zu  erwartenden 
Himmels auf Erden wird er sich verabschie-
den müssen, schon um nicht der Versuchung zu 
erliegen, die Hände in den Schoß zu legen, weil 
die Utopie ihm ja ohnehin verheißen ist. Nein, 
nein! Das Machbare (und das ist nicht wenig) 
muß getan werden. Denn „Es gibt“ (so Jean-
Paul Sartre in seinem Essay „Ist der Existen-
tialismus ein Humanismus?“) „nur Hoffnung 
im Handeln, und die Tat ist das einzige, was 
dem Menschen zu leben erlaubt.“ Der Rest ist 
Schicksal und muß ertragen werden.
Starres Festhalten an Dogmen lähmt und ver-
sperrt den Blick in die Zukunft. Also muß der 
rationale Diskurs ergebnisoffen bleiben, wie 
die Gesellschaft offen bleiben muß für Verän-
derung. 
Und schließlich: Sollten wir, die wir den Boden 
bereiten wo1len für Freundlichkeit (Brecht), 
der Übermacht der Reaktion erliegen und 
scheitern, so wäre dies wie der Tod Salvador 
Allendes weder unmoralisch noch ehrenrüh-
rig. Und sollten wir allesamt in dem einen oder 
anderen Punkt irren, so gilt auch für uns der 
Satz: „Irren ist menschlich.“

Theodor Weißenborn

Von der Sicherheit des künftigen 
Sieges kann man niemals reden und 
rede auch  ich nicht. 

Aber ... das Prinzip Hoffnung 
ist – wenn man diese Hoffnung 
eben nicht als eine sich selbst 
verwirklichende Hoffnung nimmt, 
sondern als Aufgabe – nicht nur eine 
conditio sine qua non des Sieges der 
Arbeiterklasse und des Sozialismus, 
sondern auch die Vorbedingung für 
die Aufrechterhaltung der Existenz 
der Menschheit.

Und deshalb muß man für diese 
Hoffnung kämpfen, solange noch 
der Schatten der Möglichkeit eines 
Erfolges besteht.

Prof. Wolfgang Abendroth (1906–1985)
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Die Partei des Lebens
Was will der Spartakusbund?

Damit uns aber der große Wurf des Sozia-
lismus gelingt – dazu ist es unbedingt 

erforderlich, daß die politische Macht dem 
Proletariat erhalten bleibe. Denn jetzt gibt es 
kein Schwanken und Zögern mehr, sondern 
nur noch ein klares Entweder-Oder. Ent-
weder der bürgerliche Kapitalismus fährt 
fort, zu leben und die Erde und die gesamte 
menschliche Gesellschaft zu beglücken mit 
seiner Ausbeutung und Lohnsklaverei und 
der Verewigung der Kriegsgefahr, oder 
aber das Proletariat besinnt sich auf seine 
weltgeschichtliche Aufgabe und auf sein 
Klasseninteresse, das es dazu aufruft, alle 
Klassenherrschaft für immer aufzuheben.
Jetzt versucht man von sozialpatriotischer 
und bürgerlicher Seite das Volk von dieser 
seiner geschichtlichen Mission abspenstig 

zu machen, indem man ihm die Gefahren 
der Revolution schwarz und gruselig an die 
Wand malt; indem man in den blutigsten Far-
ben die Not und Zerstörung, den Aufruhr und 
Schrecken schildert, von denen die Umwäl-
zung der gesellschaftlichen Verhältnisse 
angeblich begleitet sein werden. Aber diese 
Schwarzmalerei ist vergebene Liebesmüh! 
Denn die Verhältnisse selbst, die Unfähig-
keit des Kapitals, das Wirtschaftsleben, das 
von ihm zerstört wurde, wieder aufzubauen, 
sie sind es, die das Volk mit eiserner Notwen
digkeit auf den Weg der sozialen Revolu-
tion treiben werden. Wenn wir die großen 
Streikbewegungen der letzten Tage mit Auf-
merksamkeit betrachten, so erkennen wir 
deutlich, daß selbst mitten in der Revolution 
der Konflikt zwischen dem Unternehmertum 

und der Lohnarbeiterschaft lebendig ist. 
Der proletarische Klassenkampf ruht nicht, 
solange sich die Bourgeoisie auf den Trüm-
mern ihrer ehemaligen Herrlichkeit behaup-
tet, er wird erst ruhen in dem Augenblick, 
wo die soziale Revolution zum siegreichen 
Ende gelangt ist …
Noch ist das Eisen warm, jetzt müssen 
wir es schmieden. Jetzt oder nie! Entwe-
der wir gleiten zurück in den alten Sumpf 
der Vergangenheit, aus dem wir in revo-
lutionärem Anlauf versucht haben uns zu 
erheben, oder wir setzen den Kampf fort 
bis zum Sieg und zur Erlösung, bis zur Erlö-
sung der ganzen Menschheit von dem Flu-
che der Knechtschaft. 

Karl Liebknecht 
(Aus einer Rede, Dezember 1918)

Rede zum Programm der KPD (Spartakusbriefe)  

Ich meine, die Geschichte macht es uns 
nicht so bequem, wie es in den bürgerli-

chen Revolutionen war, daß es genügte, im 
Zentrum die offizielle Gewalt zu stürzen und 
durch ein paar oder ein paar Dutzend neue 
Männer zu ersetzen. Wir müssen von unten 
auf arbeiten, und das entspricht gerade 
dem Massencharakter unserer Revolution 
bei den Zielen, die auf den Grund und Boden 
der gesellschaftlichen Verfassung gehen, das 
entspricht dem Charakter der heutigen pro-
letarischen Revolution, daß wir die Erobe-
rung der politischen Macht nicht von oben, 
sondern von unten machen müssen. 
Der 9. November war der Versuch, an der 
öffentlichen Gewalt, an der Klassenherr-
schaft zu rütteln –  ein schwächlicher, halber, 
unbewußter, chaotischer Versuch. Was jetzt 
zu machen ist, ist, mit vollem Bewußtsein die 

gesamte Kraft des Proletariats auf die Grund-
festen der kapitalistischen Gesellschaft zu 
richten. Unten, wo der einzelne Unterneh-
mer seinen Lohnsklaven gegenübersteht, 
unten, wo sämtliche ausführenden Organe 
der politischen Klassenherrschaft gegenüber 
den Objekten dieser Herrschaft, den Massen, 
stehen, dort müssen wir Schritt um Schritt 
den Herrschenden ihre Gewaltmittel entrei-
ßen und in unsere Hände bringen. 
Wenn ich es so schildere, nimmt sich der 
Prozeß vielleicht etwas langwieriger aus, 
als man geneigt wäre, ihn sich im ersten 
Moment vorzustellen. Ich glaube, es ist 
gesund für uns, wenn wir uns mit voller 
Klarheit alle Schwierigkeiten und Kom
plikationen dieser Revolution vor Augen 
führen. Denn ich hoffe, wie auf mich, so 
wirkt auf keinen von euch die Schilderung 

der großen Schwierigkeiten, der sich auf-
türmenden Aufgaben dahin, daß ihr etwa 
in eurem Eifer oder eurer Energie erlahmt; 
im Gegenteil: je größer die Aufgabe, um so 
mehr werden wir alle Kräfte zusammen-
fassen. Und wir vergessen nicht: die Revo-
lution versteht ihr Werk mit ungeheurer 
Geschwindigkeit zu vollziehen. Ich über-
nehme es nicht, zu prophezeien, wieviel 
Zeit dieser Prozeß braucht. Wer rechnet 
von uns, wen kümmert das, wenn nur unser 
Leben dazu ausreicht, es dahin zu bringen! 
Es kommt nur darauf an, daß wir klar und 
genau wissen, was zu tun ist; und was zu 
tun ist, hoffe ich mit meinen schwachen 
Kräften Ihnen einigermaßen in den Haupt-
zügen dargelegt zu haben. 

Rosa Luxemburg 
(Dezember 1918)

Aus dem Programm der KPD, angenommen auf dem Gründungsparteitag:

Die imperialistische Kapitalistenklasse 
überbietet als letzter Sproß der Ausbeu-

terklasse die Brutalität, den unverhüllten 
Zynismus, die Niedertracht aller ihrer Vor-
gänger. Sie wird ihr Allerheiligstes, ihren 
Profit und ihr Vorrecht der Ausbeutung, mit 
Zähnen und mit Nägeln, mit jenen Metho-
den der kalten Bosheit verteidigen, die sie 
in der ganzen Geschichte der Kolonialpoli-
tik und in dem letzten Weltkriege an den 
Tag gelegt hat. Sie wird Himmel und Hölle 
gegen das Proletariat in Bewegung setzen …
All dieser Widerstand muß Schrit t um 
Schritt mit eiserner Faust und rücksichtslo-
ser Energie gebrochen werden. Der Gewalt 
der bürgerlichen Gegenrevolution muß 
die revolutionäre Gewalt des Proletariats 
entgegengestellt werden, den Anschlägen 
und Ränken der Bourgeoisie die unbeug-
same Zielklarheit, Wachsamkeit und stets 
bereite Aktivität der proletarischen Masse, 

den drohenden Gefahren der Gegenrevo-
lut ion die Bewaffnung des Volkes und 
Entwaffnung der herrschen-
den K lassen. Die prolet ari-
sche Revolut ion bedarf für 
ihre Ziele keines Terrors, sie 
haßt und verabscheut den 
Meuchelmord. Sie bedarf die-
ser Kampfmittel nicht, weil 
sie nicht Individuen, sondern 
Institutionen bekämpft, weil 
sie nicht mit naiven Illusionen 
in die Arena tritt, deren Ent-
täuschung sie blutig zu rächen 
hätte. Sie ist kein verzweifel-
ter Versuch einer Minderheit, 
die Welt mit Gewalt nach ihrem 
Ideal zu modeln, sondern die 
Aktion der großen Millionen-
masse des Volkes, die berufen 
ist, die geschichtliche Mission 

zu erfüllen und die geschichtliche Notwen-
digkeit in Wirklichkeit umzusetzen.

Edwin Hoernle (1883–1952; Gründungsmitglied der KPD) 
als Abgeordneter im Lesesaal des Reichstags (ca. 1925)
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Adam Scharrer: Vaterlandslose Gesellen

Wir marschieren weiter. Jetzt sind es 
schon Hunderttausende. Transparente 

tauchen auf. Die Fahnen werden zu einem 
roten Meer. Kinder mischen sich in den Zug. 
Straßenbahner, Feuerwehrleute, Sanitäter. 
Dazwischen ganze Soldatengruppen: Schüt-
zen, Jäger, Ulanen, Matrosen; Matrosen auf 
Lastautos, Matrosen mit Gewehren, überall, 
wo sie auftauchen, werden sie begrüßt, wird 
ihnen zugejubelt, hebt man sie auf die Schul-
tern und läßt sie sprechen.
Immer neue Nachrichten: „Der Kaiser ist 
gef lohen!“ „Auch die Gefangenen in Moa-
bit sind frei!“

Arbeiter sprechen. Von umgestülpten Wagen, 
aus Fenstern, kleine ausgemergelte Gestal-
ten, Hünen, Frauen. Sie heben die Fäuste, 
donnern in das marschierende Heer, feu-
ern an, jauchzen, schreien! Unter den Lin-
den staut sich alles. Die Massen strömen 
vom Brandenburger Tor bis zum Schloß. 
Vom Schloß wieder zurück bis zur ehemali-
gen Torwache. Dort, wo gestern noch Solda-
ten des 1. Garderegiments standen, stehen 
bewaffnete Arbeiter und Soldaten mit roten 
Kokarden.
Wir marschieren zurück nach dem Schloß. 
Alles ist schwarz von Menschen. Auch im 

Westen und Süden waren die Arbeiter
bataillone siegreich.
Ganz Berlin ist zusammengeströmt. Die Mil-
lionen Massen der Arbeiter haben auch die 
letzten Widerstände niedergezwungen. Alles 
ist in unseren Händen. Aus den Seitenstra-
ßen kommt Gesang. „Rot ist das Tuch, das 
wir entrollen!“ Karl Liebknecht spricht. Auf 
dem Schloß weht die rote Fahne.

Aus: Vaterlandslose Gesellen, 1930

Kurt Tucholsky: Deutschland, Deutschland über alles

1918 hat einmal – ein einziges Mal – in 
Preußen die Erde gebebt, Einmal ist eine 

Luft durch die Straßen gezogen, die ihnen 
sonst fremd gewesen ist; einmal hat sich der 
Boden unter den Füßen der Gehenden bewegt, 
einmal ist hier ein Hauch von Freiheit vor-
übergezogen, eine Ahnung dessen, was das 
heißt: Volk. Man vergleiche diese unvergeß-
lichen Stunden und Tage ja nicht mit der Gas-
senbesoffenheit von 1914 – das war deutscher 
Sekt. Und so ist er uns auch bekommen. Was 
uns 1918 bewegte, war anders, ganz anders. 

Es war keine schöne Zeit und keine „große“ 
Zeit – aber Deutschland rührte sich. Dieses 
starre, überdisziplinierte, straffe Land fing 
an zu kreiseln. Es waren die Arbeiter, die das 
vollbracht haben, die zurückkehrenden Sol-
daten und vornweg die Matrosen. Wir wol-
len diese Melodie aufbewahren in unserm 
Herzen.
Erstickt in Blut, verraten und niedergeknüp-
pelt, in die Bahnen der „Ordnung“ zurück-
gescheucht, so ging das dahin. Liebknecht, 
Luxemburg .. . vorbei. Die „schönen Tage“ 

leben, verfälscht, umgedichtet, umgelogen, in 
den Memoiren jener Sozialdemokraten, die 
zwar eine Revolution vermasselt, aber wenig-
stens aus ihren faden Lebenserinnerungen 
eine bescheidene Rente gezogen haben. Das 
Blut der im Kriege Gefallenen ist umsonst 
geflossen – für nichts sind sie gefallen. Das 
Blut der Revolutionäre soll nicht umsonst 
geflossen sein. Sie sind für eine Sache gefal-
len. Laßt sie keimen!

Aus: Deutschland, Deutschland über alles, 
1929

Carl von Ossietzky: Es gilt, den neuen Geist zu schaffen

Handlung ist das Wesen der Revolution. 
Spontane Handlung, die unmittelbar 

zum Ziele führt, im Guten wie im Verhäng-
nisvollen; aber immer herausgewachsen 
aus der Situation. Es ist kein Wunder, daß 
der Deutsche, gewöhnt an die zähe Mate-
rie des Obrigkeitsstaates mit seinem Man-
gel an Öffentlichkeit, die wilde Bewegung, 
die scheinbar ganz unversehens die Massen 
ergriffen hat, etwa mit ähnlichen Gefühlen 
betrachtet wie der biedere Prior von Parma 
die Malereien des Correggio, die er in ihrem 
krausen Durcheinander von Köpfen, Glie-
dern und Leibern sehr geistvoll mit einem 
Froschragout verglich. Und doch sind für den, 
dessen Denkorgane wirklich von dieser leben-
den Zeit gespeist werden, die neuen Typen 
nichts so durchaus Erstaunliches: Er hat sie 
werden und wachsen sehen! Denn das revo-
lutionäre Deutschland war da, schon lange 
vor dem Kriege, der nur den Impetus für den 

gewaltsamen Umsturz hergeben mußte. Alles, 
was seit Jahren gearbeitet wurde für eine 
bessere Fundamentierung der Gesellschaft 

– einerlei, ob es von politischen Parteien aus-
ging oder von Vereinigungen mit rein kultu-
rellen Zielen –, alles was geschah, mußte von 
ihr und von ihren Sachwaltern mit feindlichen 
Blicken betrachtet werden ...
Und dann kam der Augenblick, wo alle Ideen 
und Energien zusammenströmen und Aktio-
nen werden mußten. Ist es ein Wunder, daß 
sich da kein einheitliches Bild ergeben wollte, 
daß zunächst Chaos eintreten mußte? Wir 
erleben eine weltgeschichtliche Wende – 
matte Hirne, schwache Herzen mögen es ver-
wünschen, Genossen dieser Epoche sein zu 
müssen –, aber wer nur ein wenig Gefühl und 
Augenmaß hat für das gewaltige heroische 
Schauspiel, das die sich immer wieder ver-
jüngende und erneuernde Kraft der Mensch-
heit darbietet, der wird nicht murrend und 

maulend abseits stehen können. Der wird sich 
auf den Boden des Tatsächlichen stellen, und 
das ist: daß eine Welt zusammengebrochen 
ist und neu errichtet werden muß. Zusam-
mengebrochen ist nicht nur ein Staat, der 
sich unbesiegbar wähnte, zusammengebro-
chen ist nicht nur eine Wirtschaftsordnung, 
die von ihren Nutznießern für bombensicher 
gehalten wurde, zusammengebrochen ist vor 
allem der bürgerlich-kapitalistische Geist, der 
seit hundert Jahren die Köpfe beherrschte und 
auch große Teile der sozialistischen Arbeiter
schaft weit mehr im Banne hatte, als sie es 
gern wahrhaben möchte. Nun aber gilt es, den 
neuen Geist zu schaffen, den Geist, der viel
leicht für lange, lange Zeit der herrschende 
sein wird. Solch eine Verantwortung ruht auf 
uns Lebenden.

Aus: Das werdende Deutschland. Ein Wort an 
alle Schwachmütigen. Dezember 1918

Stephan Hermlin: Begegnung mit der Partei

Die Partei – das waren die Flugblätter 
und Broschüren, die man sonntags auf 

den Hinterhöfen verteilte und verkaufte, das 
ungeheure tragische Tosen der Massen auf 
der letzten großen Versammlung im Sport
palast, die den Verkehrsarbeiterstreik in 
Berlin einleitete, kurz bevor der Faschismus 
an die Macht kam, jene Versammlung, die 

Walter Ulbricht eröffnete; und Erich Wei-
nert rezitierte und Ernst Busch sang, bis 
plötzlich Thälmann zur Tür hereinkam, der 
unter einem Donner von Rufen, nach rechts 
und links die Hände ergreifend, quer durch 
den Saal ging, auf der Tribüne stand und 
sein „Genossinnen und Genossen!“ sprach. 
Die Partei war die Fahne, die man in der 

Swinemünder Straße gegen die Schupo vertei-
digte, obwohl man Angst hatte, weil man zum 
erstenmal das trockene Knallen der Karabi-
ner hörte. Dann war da ein Berlin, verändert, 
fremd, falsch wie die Kulissen auf einem 
Schnürboden, ganz erfüllt von falschen Fah-
nen, falschen Tränen, falscher Begeisterung 
und echten Massakern, ein Berlin, das von den 
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Treueerklärungen der Verräter und den Lügen 
der Hakenkreuz-Sender erdröhnte, das aber 
für einen Berlin blieb, weil auf einer Mauer 
mit schiefen, hastigen Buchstaben stand: KPD 
lebt! Die Partei – das war der Unbekannte an 
einer Straßenecke, der einen um 7.15 Uhr 
nach der Zeit fragen würde. Das waren die 
mit Schreibmaschine geschriebenen Blätter, 
die von irgendwoher gekommen waren und 
die man schnell las, ehe man sie weitergab. 
Das war die Stimme im Sender, den man ganz 
leise gestellt hatte, damit diese Stimme nicht 
durch die Wände drang, die Stimme, die sagte: 

„Hier spricht Moskau!“ Die Partei, das waren 
Ungezählte in vielen Ländern, deren Sprache 
man oft nicht verstand, außer dem einen Wort, 
das sie zu einem sagten: Genosse. Das war 
der abgetragene Rock, der aus dem schäbi-
gen Schrank genommen und einem Fremden 
gegeben wurde, den der Besitzer des Rockes 
nie wiedersah. Das waren Verse und Lieder, 
die man nie vergaß ... 

Als die rote Fahne über dem Brandenbur-
ger Tor schlug, wurden wir Augenzeugen 
eines Lebens, das so wurde, wie die Partei es 
vorausgesagt hatte. Die Partei – das waren 
jetzt nicht nur die lautlosen und dröhnenden 
Schlachten der Klassenkämpfe und Kriege, 
nicht nur die Märtyrer und ihre Taten. Die 
Partei – das wurde ein erstes Lachen auf 
einem verbitterten und ungläubigen Gesicht, 
Häuser. Kanäle. Hüttenwerke und Bücher, die 
aus einem zerstörten Land wuchsen, mensch-
liche Ruinen, die auf einmal Riesen wurden 
und sich in Brigaden zum Arbeitswettbe-
werb zusammenschlossen, eine Jugend, die 
sich wie im Sturm auf Drehbänke und Labo-
ratorien warf. Die Partei – das war ein weiß-
haariger Präsident, in dem die Arbeiter sich 
selbst zum erstenmal in diesem Lande an der 
Macht sahen. Die Partei – das war eine neue 
Hoffnung und ein neuer Stolz auf Deutsch-
land, auf ganz Deutschland (trotz des Geze-
ters von Chauvinisten und Kosmopoliten). Die 

Partei – das waren Deutsche. Millionen Deut-
sche, die zum erstenmal verstanden, daß ihre 
wirklichen Interessen identisch waren mit 
den wirklichen Interessen aller Völker. Das 
war eine neue Freundschaft mit Deutschland, 
ein neues Vertrauen zu Deutschland, nicht 
nur in Moskau und Peking, in Warschau und 
Prag, sondern auch in den Arbeitervierteln 
von London und Paris, in den Maschinenräu-
men australischer Schiffe und auf den Zucker-
rohrfeldern Zentralamerikas. 
Dies war die neue, bestimmende Begegnung 
mit der Partei, der Partei, die zum erstenmal 
die Klasse der Zukunft geeinigt hatte gegen 
die Herren von gestern, der Partei des Mor-
gen, in dem der Mensch mit seinesgleichen 
und mit sich selbst in Übereinstimmung lebt, 
der Partei der unerhörten Taten und unerhör-
ten Träume, der Partei der Erschossenen und 
zu Tode Gefolterten, die jung ist, millionen-
fach erneuert, und deren Name lautet: Partei 
des Lebens. � RF-Archiv

BUCHTIPS  

	 Werner Großmann:  
Der Überzeugungstäter 

„Man wird nicht als Soldat geboren“ hieß ein 
Roman über die Schlacht von Stalingrad, und 
Konstantin Simonow schildert darin, daß kei-
ner der Soldaten freiwillig und begeistert ins 
Gefecht gezogen ist – durch den Überfall des 
faschistischen Deutschland auf die Sowjet-
union waren sie dazu gezwungen worden. 
Werner Großmann zog auch nicht freiwillig 
in den kalten Krieg. Die Umstände sorgten 
dafür, daß der gelernte Maurer Kundschafter 
wurde. 1986 übernahm er von Markus Wolf 
den Auslandsnachrichtendienst der DDR. In 
einem Gespräch mit Peter Böhm berichtet 
Großmann über sein Leben, seine Arbeit und 
sein schwieriges Verhältnis zu Erich Mielke, 
zu Erich Honecker und zum Parteiapparat.  

Edition Ost im Verlag Das Neue Berlin, 
Berlin 2017, 256 S., Abb., 16,99 €

	 Noam Chomsky / C. J. Polychroniou: 
Zuversicht in Zeiten des Zerfalls 
Warum wir trotz Terror, Trump und 
Turbokapitalismus optimistisch 
bleiben sollten

Noam Chomsky gilt als einer der einflußreich-
sten Intellektuellen der US-amerikanischen 
Linken. C. J. Polychroniou hat mit dem eme-
ritierten Professor für Linguistik und Philo-
sophie eine Reihe von Interviews über den 
heutigen Zustand der Welt geführt.
Drohende Umweltkatastrophen durch die 
zunehmende globale Erwärmung und einen 
möglichen Atomkrieg hält Chomsky für die 
beiden größten Probleme, denen die Mensch-
heit zu Beginn des 21. Jahrhunderts gegen-
übersteht. Vor diesem Hintergrund äußert er 
sich zu dem weltweiten Erstarken des Neoli-
beralismus, zur Rolle der Religionen in der 
Politik, zum sogenannten Antiterrorkrieg, 

zur „Flüchtlingskrise“ in Europa, zur „Black 
lives matter“-Bewegung in den USA und nicht 
zuletzt zur Wahl Donald Trumps zum 45. Prä-
sidenten der Vereinigten Staaten und seiner 
Politik.
Mit seinem scharfen Auge für die Details der 
Weltpolitik erweist sich Chomsky in diesen 
Gesprächen als sachkundiger und zutiefst 
menschlicher Fürsprecher einer besseren 
und gerechteren Zukunft. Angesichts des 
Zerfalls der Weltordnung haben wir seiner 
Ansicht nach nur zwei Möglichkeiten: aufge-
ben und in der düsteren Annahme verharren, 
daß das Schlimmste ohnehin passieren wird. 
Oder optimistisch bleiben, Widerstand leisten, 
die durchaus existierenden Chancen auf einen 
radikalen Wandel nutzen und unverdrossen 
dazu beizutragen, die Welt zu einem besse-
ren Ort zu machen.

Unrast-Verlag, Münster 2018, 216 S., 16 €

	 Christian Hermann (Hg.): 
Nationalkomitee „Freies 
Deutschland“. Frontstelle Goßens 
1944–1945 
Berichte und Flugblätter

Vor 75 Jahren, am 12./13. Juli 1943, gründe-
ten deutsche Kommunisten und kriegsgefan-
gene Angehörige der deutschen Wehrmacht 
das Nationalkomitee „Freies Deutschland“. 
Dessen politisches Ziel bestand im Sturz 
Adolf Hitlers und der sofortigen Beendigung 
des Krieges, um so die sich namentlich seit 
Stalingrad abzeichnende militärische Nie-
derlage im letzten Moment abzuwenden 
und weitere Opfer auf beiden Seiten mög-
lichst zu vermeiden. Dieses Ziel haben das 
Komitee, der sich ihm im Herbst desselben 
Jahres anschließende „Bund Deutscher Offi-
ziere“ sowie die von beiden Organisationen 
geführte Bewegung „Freies Deutschland“ 
letztlich verfehlt. 

Während die Aufmerksamkeit der Histori-
ker bisher überwiegend auf die Führung 
der Bewegung „Freies Deutschland“ und 
die Verlautbarungen ihrer Moskauer Zen-
trale gerichtet war, haben die Aktivitäten in 
den Kriegsgefangenenlagern, an den Front- 
und Zentralschulen oder die vielen propa-
gandistischen Unternehmungen im Zeichen 
der schwarz-weiß-roten Fahne vor allem in 
Westdeutschland nur marginales Interesse 
gefunden.
Mit der Publikation der Flugblätter und der 
Berichte der von Hans Goßens geleiteten 
Frontstelle des Nationalkomitees „Freies 
Deutschland“ liegt nunmehr eine vorbildlich 
erschlossene und musterhaft edierte Quellen-
dokumentation vor, die gestattet, das Handeln 
des Nationalkomitees und des Offiziersbun-
des zu prüfen, um näher als bisher an die 
historische Wahrheit heranzukommen.
Gerald Diesener, der Verleger dieses reich illu-
strierten, trotz der Materialfülle übersicht-
lich gestalteten Buches, schreibt in seinem 
Geleitwort: Vor 75 Jahren rief das National-
komitee „Freies Deutschland“ der kämpfen-
den Wehrmacht und dem deutschen Volk zu: 

„Der Kampf für ein freies Deutschland erfor-
dert Mut, Tatkraft und Entschlossenheit. Vor 
allem Mut. Die Zeit drängt. Rasches Handeln 
tut not. Wer aus Furcht, Kleinmut oder blin-
dem Gehorsam weiter mit Hitler geht, handelt 
feige und hilft, Deutschland in die nationale 
Katastrophe zu treiben. Wer aber das Gebot 
der Nation höher stellt als den Befehl des 
,Führers‘ und Leben und Ehre für sein Volk 
einsetzt, handelt mutig und hilft, das Vater-
land vor seiner tiefsten Schmach zu erretten.“ 
Dem ist nichts hinzuzufügen, außer dem tie-
fen Respekt für alle Mitkämpfer der Bewe-
gung „Freies Deutschland“, die sich zu Recht 
auf das Wort Huttens berufen konnten: „Ich 
hab’s gewagt.“ 

Leipziger Universitätsverlag, Leipzig 2018, 
384 S., 29 €
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Regiert Erdoğan in Deutschland mit?

Der kleine Westend-Verlag hat ein gro-
ßes Buch zu einem brisanten Thema der 

deutschen und europäischen Politik vorgelegt. 
Sevim Dagdelen, Bundestagsabgeordnete der 
Partei Die Linke, ist eine ausgezeichnete Ken-
nerin und Beobachterin ihres Herkunftslan-
des Türkei. Sie hat dort Gerichtsprozesse 
gegen die demokratische Opposition des 
Landes genau verfolgt. In ihrem Buch infor-
miert sie u. a. über die Komplizenschaft der 
Bundesregierung mit dem islamistischen 
Regime von Recep Tayyip Erdoğan. Im Mit-
telpunkt der Untersuchung steht das Verhält-
nis zwischen der BRD und der Türkei, wobei 
hier von einer zunehmenden Unterwürfig-
keit der politischen Elite der BRD, insbeson-
dere der Bundeskanzlerin Angela Merkel und 
des damaligen Außenministers Frank-Wal-
ter Steinmeier, gegenüber dem autokratisch 
regierenden Präsidenten Erdoğan berichtet 
wird.
Die Autorin geht kurz auf die Auseinander-
setzung um den Fall des Satirikers Böhmer-
mann wegen seines Schmähgedichts gegen 
Erdoğan und seine innenpolitischen Folgen 
ein. Darüber hinaus behandelt sie den im 
Jahr 2013 geführten Prozeß gegen den türki-
schen Pianisten und Komponisten Fazil Say. 
Obwohl Fazil Say in Deutschland häufig mit 
Konzerten auftrat, schwieg die Bundesre-
gierung zu seinem Fall, als ob nichts passiert 
wäre. „Sie ließ die Künstler wie Fazil Say, der 
sich als Brückenbauer zwischen den Kultu-
ren […] begreift, im Stich.“ Dagdelen behan-
delt auch ausführlich die Schauprozesse des 
Erdoğan-Regimes gegen unabhängige tür-
kische Journalisten und Oppositionelle. Der 
deutschen Regierung geht es nicht nur um 

den BRD-Türkei-Flüchtlings-Deal, sondern 
hauptsächlich um handfeste wirtschaftliche 
und vor allem geostrategische Interessen am 
Bosporus. Die Autorin weist auf die weitge-
hend unbeachteten, jedoch von Erdoğan längst 
okkupierten Moschee-Gemeinden in Deutsch-
land hin. Deren Staatsbeamte und Agenten 
dürfen ungehindert bundesweit schalten und 
walten, Menschen aufhetzen und islamisch-
fundamentalistisch indoktrinieren. Seit der 
Regierungsübernahme von Erdoğans Partei 
Adalet ve Kalkınma Partisi, Partei für Gerech-
tigkeit und Aufschwung (AKP), hat die islami-
stische Muslimbruderschaft in der Türkei an 
großem Einfluß gewonnen. Die AKP treibt in 
Deutschland ungehindert ihr Unwesen. Auf 
eine diesbezügliche parlamentarische Anfrage 
von Sevim Dagdelen wurde eine Stellung-
nahme dazu von der Bundesregierung „aus 
Gründen des Staatswohls“ abgelehnt. Ihr ist 
daran gelegen, möglichst alles totzuschwei-
gen, was die türkischen Islamisten in Deutsch-
land treiben.
Dagdelen geht ausführlich auch auf den Völ-
kermord an den türkischen Armeniern ein und 
weist auf die Beihilfe deutscher Militärs und 
Politiker hin. „Die historische Wahrheit läßt 
aber eine Festlegung der Rolle des Kaiserrei-
ches auf bloß eine unterlassene Hilfeleistung 
nicht zu.“ Es war damals nur Karl Liebknecht, 
der im Januar 1916 im Reichstag nachfragte 
und deswegen von den anderen Abgeordne-
ten niedergeschrien wurde. Im nachhinein 
stellte Liebknecht fest: „Die türkische Regie-
rung hat ein furchtbares Gemetzel unter den 
Armeniern angerichtet; alle Welt weiß davon 
– und in aller Welt macht man Deutschland 
verantwortlich, weil in Konstantinopel die 

deutschen Offiziere die Regierung komman-
dieren.“ Sevim Dagdelen erinnert daran, daß 
eine solche Kumpanei bis zum heutigen Tag 
nahtlos fortgesetzt wird. Die Distanzierung 
Angela Merkels von der Armenien-Resolution 
belegt dies exemplarisch. Seit der Debatte zu 
diesem Dokument am 31. Mai 2016 im Bun-
destag werden elf türkischstämmige Abge-
ordnete von Erdoğan-Anhängern in der BRD 
bedroht und stehen deswegen unter Polizei-
schutz. Faktisch regiert Erdoğan in der BRD 
mit. Die Autorin unterbreitet am Ende ihres 
Buches einen 10-Punkte-Plan, der als Grund-
lage für die Unterstützung der Oppositionel-
len in der Türkei und der verfolgten Kurden 
dienen könnte.
Sevim Dagdelen spricht von einer moralischen 
Bankrotterklärung der deutschen Regierung 
unter Merkel und Steinmeier, die nur an die 
Durchsetzung deutscher Interessen denke. 
Aber eine Außenpolitik, die allein auf den Deal 
zur Flüchtlingsabwehr gerichtet sei, werde 
auf Dauer nicht funktionieren und unweiger-
lich scheitern.� Dr. Matin Baraki

Sevim Dagdelen:
Der Fall Erdoğan. 
Westend-Verlag, 
Frankfurt a. M. 2016, 
220 Seiten, 18 €

Neue grimmige Abrechnung 
Der Wolf, der die Geißlein gefressen hatte, wurde von den schwe-
ren, im Bauch eingenähten Wackersteinen in den Brunnen gezogen. 
Gretel schob die Hexe in den Ofen, das böse Weib verbrannte.
Des Fischers Frau mußte am Ende zurück in die alte Kate. 
Schneewittchens Stiefmutter tanzte sich in glühenden Pantoffeln 
zu Tode. 
Rumpelstilzchen stieß wütend seinen Leib in den Boden und riß sich 
selbst auseinander. 
Grausig, grausig, liebe Grimms, was ihr da gesammelt und aufge-
schrieben habt, hart wurde bei euch abgerechnet.
Hätten nicht alle Bösewichte in einem Erziehungscamp in Amerika 
oder Australien durch harte Arbeit, feste Regeln und karge Kost gebes-
sert werden sollen? 
Ach, da bringe ich wohl etwas durcheinander, das macht man mit 
hoffnungslos verkorksten Jugendlichen, verbraucht Steuergelder und 
erzielt hohe Einschaltquoten im Fernsehen.
Die Bösewichte aber in den Märchen lassen sich kostengünstig durch 
geringe Textänderung bessern.
Rumpelstilzchen könnte als achter Zwerg zu Schneewittchen gekom-
men sein, wäre jeden Tag mit den Zwergen zur Arbeit gegangen und 
hätte sich in das schöne Fräulein verliebt. Schon würde er auf das Kind 
der Königstochter verzichtet haben und brauchte, falls das ein „Schrei-
kind“ geworden wäre, sich nicht für Gesetzesänderungen bezüglich 
Kinderlärmbelästigung zu interessieren. 

Schneewittchens Stiefmutter wäre mit des Fischers Frau ausgetauscht 
worden, ihr hätte die Zeit gefehlt, den Spiegel nach ihrer Schönheit 
zu befragen, weil sie mit Mietspiegelvergleichen und der ständigen 
Umzieherei genug zu tun gehabt hätte. 
Die dumme Fischersfrau dagegen wäre zufrieden gewesen mit Schnee-
wittchens elterlichem Wohnsitz, hätte die „Bild“-Zeitung beblättert 
und bei RTL den „Superstar“ gewählt. 
Die böse Hexe aber wäre von der Agentur für Arbeit mit Harz IV ver-
sorgt worden. Nach der Umschulung zur Kräuterfrau hätte sie sich 
selbständig gemacht. Sie wäre nicht mehr hinter Hänsel her gewesen 
und hätte den Krankenkassen hohe Apothekerrechnungen erspart. 
Der Wolf, der die Geißlein gefressen hat, wäre von einem Gericht ver-
urteilt worden, auf Bewährung versteht sich, weil das seine erste 
Straftat war. 
Natürlich wäre er rückfällig geworden und hätte auch noch Rotkäpp-
chen mitsamt der Großmutter gefressen. Da wäre es ernst gewor-
den. Man hätte ihn nach Bayern in die Gegend abgeschoben, in der 
vor einiger Zeit Bruno der Bär erschossen wurde. 
Aber keine Sorge, so ein schlauer Wolf kommt zurecht. Er hat sich eine 
Frau gesucht, mit den Jägern Has’ und Igel gespielt und geheult: Ich 
bin schon da, bin wieder da! 
Da noch nichts anderes in der Zeitung zu lesen war, ist er weder 
gestorben noch abgeschossen und lebt da wohl noch heute. 

Edda Winkel
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Heinrich Fink: Wie die Humboldt-Universität gewendet wurde

Am 3. April 1990 wurde Professor Dr. 
Heinrich Fink bei der Rektorwahl an 

der Humboldt-Universität Berlin als einer 
von vier Kandidaten mit 72 % der Stimmen 
von 504 Delegierten gewählt. Doch in dieser 
Funktion blieb er nicht lange. Gut andert-
halb Jahre später, am 25. November 1991, 
erhielt er vom Berliner Senator für Wis-
senschaft nach Beschuldigungen über eine 
vermutete, aber nie bewiesene Mitarbeit 
bei der Staatssicherheit der DDR die Kün-
digung. Dieses Vorgehen hatte mit Rechts-
staatlichkeit nur insofern zu tun, als sie 
deren Grundsätze mißachtete.
Rektor Fink widersprach der Amtshand-
lung des Senators, woraufhin das Arbeits-
ger icht die Kündig ung auf hob und er 
weiterhin das Amt des Rektors ausüben 
konnte. Der Senator legte Widerspruch 
gegen diese Entscheidung ein, was ihr 
aufschiebende Wirkung verlieh. Das war 
eine der ersten Auseinandersetzungen 
des Berliner Senats mit dem nach Demo-
kratisierung und Gerechtigkeit streben-
den Großteil der Universitätsangehörigen 
und der studentischen Mehrheit.
Zu einer bemerkenswerten oppositionellen 
Stimmung an der Universität trugen damals 
ebenso Herabwürdigungen und eine Reihe 
fadenscheinig begründeter Entlassungen 
international bekannter Spezialisten bei. 
Am 22. Juni 1991 erhielt u. a. der Urologe 
Prof. Dr. Peter Althaus, Direktor der Kli-
nik und Poliklinik der Charité, seine frist-
lose Kündigung. Der neue Dekan, Harald 
Mau, hatte Prof. Althaus weder von seinem 
Antrag auf Überprüfung der „Stasi“-Akten 
informiert, noch ihn zu seiner vermeintli-
chen Geheimdienstmitarbeit befragt. Der 
Rektor der Humboldt-Universität wurde 
einfach übergangen. Die Presse indes ent-
fachte eine Kampagne gegen die Charité, die 
Teil der Universität blieb. So konnte man im 
„Spiegel“ lesen, daß sich Mediziner an Men-
schenversuchen beteiligt hätten. Andere 
Blätter wußten von „Stasi-Spitzeln“ in ihrer 
Leitung. Gegen den „roten Filz“, d. h. gegen 
die in der DDR führende SED und ihre Mit-
glieder, wurde Stimmung gemacht.
Die Unzufriedenheit der Mitarbeiter stieg, 
Proteste der Bevölkerung häuften sich. 
Während einer dieser Veranstaltungen trat 
Joachim Gauck auf. Seinen Beitrag begann 
er mit den Worten, daß er schon lange die 

„Stätte der Begünstigten“, wie er die Charité 
nannte, aufsuchen wollte. Er prägte auch 
den Satz, die Bürger hätten ein Recht dar-
auf, daß sie in Krankenhäusern, Rathäusern 
und Chefetagen nicht auf Leute träfen, die 
sich mit der „Stasi“ gemein gemacht hätten. 
Aus der Vielzahl der Vorgänge der Schaffung 
freier Stellen für Interessenten aus der alten 
BRD entstand ein erbitterter Konkurrenz-
kampf, in dem die ostdeutschen Bewerber 
in vielen Fällen von vornherein die schlech-
teren Karten hatten. Eine Bürgerinitiative, 
die sich montags auf dem Alexanderplatz 
an der Weltuhr traf, rief zum öffentlichen 
Protest gegen die Entlassungen und Diffa-
mierungen in der Charité auf. 

Daniela Dahn stellt im Vorwort fest: „Demo-
kratisierung war nicht das, was die Regieren-
den im Sinne hatten. Und so wurde nicht auf-, 
sondern f lächendeckend abgeräumt.“ Wei-
ter heißt es: „Unter dem Vorwand, politische 
Altlasten zu entsorgen, wurden einträgli-
che Posten mehrheitlich an zweitrangige 
Westimporte vergeben. Zwielichtige Gestal-
ten lebten ihre unverhofft gewonnene Macht 
in Orgien persönlicher Demütigungen aus“, 
wofür das arrogante Auftreten des Profes-
sors für Wirtschaftswissenschaften Wilhelm 
Krelle ein Beispiel ist. Als neuer Dekan, ehe-
maliger Generalstabsoffizier der Waffen-SS, 
verkündete er selbstherrlich: „Kein Marxist 
wird seinen Fuß über die Schwelle dieses Hau-
ses setzen, solange ich hier das Sagen habe.“ 
Allein in der von ihm geleiteten Fakultät durf-
ten im Zuge der Abwicklung von 180 Hoch-
schullehrern nicht mehr als zehn bleiben.
In den neu eingerichteten Studentenklubs 
redete man 1990 täglich über den „Umbruch 
in Deutschland“. Brechts Tochter Hanne 
Hiob hatte dessen Gedicht „Der anachroni-
stische Zug“ mit Unterstützung des Berli-
ner Ensembles inszeniert und auf die Straße 
gebracht. Am 18. November 1991 starteten 
die Darsteller mit 50 ausgemusterten Militär-
fahrzeugen, alten Luxuskarossen und Motor-
rädern in Bonn und kamen am 2. Dezember 
in Berlin an. Als Rektor der Universität über-
nahm Prof. Fink die Verantwortung und 
stellte dem „Anachronistischen Zug“ den gan-
zen Innenhof zur Verfügung, um diesen zeit-
weilig zu einer Mahn- und Nachdenkstätte 
deutscher Unfriedensgeschichte zu machen.
Das in der Uni angebrachte Marx-Zitat: „Die 
Philosophen haben die Welt nur verschieden 
interpretiert. Es kömmt darauf an, sie zu ver-
ändern.“ wurde schnell zum „Stein des Ansto-
ßes“.
Nachdem die Karl-Marx-Büste schon längst 
auf einen Platz in der Kunstsammlung der 
Universität entsorgt wurde, gab es heftige 
Debatten darüber, ob nach der „Wende“ diese 
angeblich „indoktrinierende Losung“ weiter-
hin an ihrem bisherigen Platz bleiben durfte.
Eine Endlos-Debatte über die Erhaltung der 
denkmalgeschützten Marmorwand und ihrer 
Losung führte schließlich zu einem Wett-
bewerb der Umgestaltung des Foyers. Die 
Engländerin Ceal Floyer gewann die Aus-
schreibung. Ihre Kunstinstallation trägt den 
Titel „Vorsicht Stufe“. Übrigens: „Stuve“ hieß 
beim Neuanfang die erste Studentenver-
tretung an der Humboldt-Universität. Prof. 
Fink erinnert sich gern daran und erklärt: 

„Es waren zwei Jahre des kritischen Engage-
ments der Studenten um ihre Rechte.“
Am 29. Juli 1990 fand der Festakt zur Über-
gabe der Friedrich Engels-Kaserne an die 
Humboldt-Universität statt. Die Schlüssel-
übergabe sollte zu einem glaubhaften „Akt 
der Umwidmung eines Militärobjektes zu 
einem Haus der Wissenschaft werden“. Die 
Veranstaltung auf dem Kasernenhof war aber 
eine Täuschung der Öffentlichkeit. Die Hum-
boldt-Universität blieb bei der Vergabe der 
Nutzungsrechte für dieses Objekt unberück-
sichtigt.

Informativ sind die Aussagen zu Rudolf 
Bahro. Der in der DDR Verurteilte reiste nach 
seiner Amnestie in die BRD aus; 1989 kehrte 
er in die DDR zurück. Mit Wirkung vom        
15. September 1990 wurde er von der DDR-
Regierung zum außerordentlichen Professor 
für Sozialökologie berufen. Rudolf Bahro war 
der Ansicht, daß die Humboldt-Universität 
sich nicht einfach an den Westen anpassen 
dürfe, daß Hochschullehrer und Studenten 
Erfahrungen aus den 40 Jahren DDR in inter-
nationaler Solidarität sowie in Friedens- und 
Umweltfragen einzubringen hätten und daß 
sie sich der Bewegung gegen Krieg und Zer-
störung der natürlichen Umwelt anschließen 
sollte. Das von ihm 1990 gegründete Institut 
für Sozialökologie sowie seine Vorlesungen 
und Seminare hatten ungewöhnlichen Zulauf.
Im November 1993, Prof. Heinrich Fink war 
inzwischen als Rektor entlassen, erhielt 
Rudolf Bahro Post von der Humboldt-Uni-
versität mit dem Inhalt, daß bezüglich der 

„wissenschaftlichen Qualifikation und der 
Arbeitsweise seines Instituts erhebliche 
Bedenken“ bestünden. Letztlich wurde das 
Institut Mitte der 90er Jahre geschlossen.
Zunehmend wich dem hoffnungsvollen 
Beginnen die Ernüchterung. Viele hatten die 
Illusion, daß es mit dem größer gewordenen 
Land möglich sein würde, Erneuerung und 
Demokratisierung in Gesamtdeutschland 
zum Durchbruch zu verhelfen. Statt dessen 
fand f lächendeckend die Übertragung der 
Strukturen des kapitalistischen Westens auf 
Ostdeutschland statt. 

Ehrenfried Pößneck  
Leipzig

Heinrich Fink: Wie die Humboldt-Universität 
gewendet wurde. Vorwort: Daniela Dahn. 
Ossietzky-Verlag, 2. Auflage 2013, 128 S., 
12,50 €, ISBN 978-3-9808137-0-9
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Provokateure und Täter in zwei Jahrtausenden

Baden erstreckt sich von Basel aus Richtung 
Norden am Rhein entlang und vollführt 

dann bei Mannheim wie eine spiegelverkehrte 
Sieben einen scharfen Knick nach Osten bis 
kurz vor Würzburg. Dieser östlichste Teil, zu 
Tauberfranken gehörig, wird im Volksmund 
gerne „Badisch Sibirien“ genannt – zum einen, 
weil er eben im Osten liegt, zum anderen, weil 
er erheblich dünner besiedelt ist als der Rest. 
Immerhin loderte hier, um Boxberg herum, im 
sechzehnten Jahrhundert ein Glutnest der Bau-
ernkriege, an die sich in den 70er Jahren die 
Bevölkerung erinnerte – im Widerstand gegen 
Pläne der Filbinger-Landesregierung, auf gutem 
Ackerland einen NATO-Flugplatz zu errichten. 
Noch heute existiert dort eine landwirtschaft-
liche Genossenschaft, die sich „Bundschuh“ 
nennt nach dem traditionellen Kleidungsstück 
der Leibeigenen.
Auf seinem Weg macht der Wanderer Halt im 
Römermuseum Osterburken. Hier lief der römi-
sche Limes entlang, der Schutzwall der dama-
ligen Imperatoren gegen die „Barbaren“ aus 
dem Norden – Goten, Sachsen, Friesen, Chat-
ten, Sugamber und zahlreiche andere Stämme, 
die Gaius Julius Cäsar nicht auseinanderhalten 
konnte. Obwohl sie nicht viel untereinander 
gemein hatten, warf er sie in seinem schlich-
ten Weltbild zusammen und beschrieb sie mit 
dem Kunstwort „Germanen“.
Im Römermuseum jedenfalls erfährt der Wan-
derer Erstaunliches. Während ihm von allen Sei-
ten jahrzehntelang eingetrichtert wurde, daß 
die kleine Gemeinschaft der ersten Christen von 

den bösen Römern im Kolosseum den Löwen 
zum Fraß vorgeworfen wurde, weil die neue 
Religion dem Jupiter-Kult zuwiderlief, scheint 
es historisch anders gewesen zu sein.
Das römische Reich, so belegt es Osterburken, 
war eine relativ tolerante Gesellschaft, was die 
Religionen betraf. Verschiedene Glaubensrich-
tungen existierten nebeneinander, ohne sich 
gegenseitig zu bekriegen. Die Christen aller-
dings waren bereits damals unduldsam und 
wollten keine andere Religion gelten lassen. 
Sie agierten so penetrant, daß sich die römi-
schen Herrscher gezwungen sahen, den Unfrie-
den zu stoppen. 
Auf seinem weiteren Weg nach Westen stößt 
der Wanderer erneut auf den Neckar. Im tradi-
tionell konservativen Mosbach stellt das dortige 
Heimatmuseum ein Exemplar des „Mosbacher 
Volksblatts“ vom November 1931 aus: „So wird 
im dritten Reich regiert – Wer nicht pariert, 
wird erschossen“. Diese Aufmacherzeile auf der 
Titelseite widerlegt ein weiteres Mal die spä-
tere Schutzbehauptung vieler Untätiger, sie hät-
ten den Faschismus nicht haben kommen sehen.
Und daß dieser direkt vor den Toren Mosbachs 
seine Fratze zeigte, war spätestens ab 1944 
für jedermann offensichtlich: Im Konzentra-
tionslager Neckarelz, einer Außenstelle des 
elsässischen KZs Natzweiler-Struthof, muß-
ten Tausende Häftlinge und Zwangsarbeiter 
die Stollen bei Obrigheim ausbauen, da dort 
kriegswichtige Flugzeugmotoren hergestellt 
werden sollten, Motoren von Daimler-Benz. Die 
KZ-Häftlinge wurden in der umfunktionierten 

Schule von Neckarelz zusammengepfercht und 
starben wie die Fliegen, wenn sie nicht wegen 
vermeintlicher oder tatsächlicher Sabotage 
ermordet wurden. Etliche weitere Lager wur-
den errichtet, weil die SS und Daimler-Benz 
immer mehr Menschenmaterial anforderten.
Am 28. März 1945 schließlich wurden ange-
sichts der herannahenden Front die noch 
Lebenden auf einen Todesmarsch geschickt, 
auf dem mindestens 640 Häftlinge starben. 
Eine Gruppe Frauen, die per Güterwaggon auf 
Transport geschickt wurde, starb qualvoll in 
ihrem Eisenbahnwagen, den die SS in Brand 
gesetzt hatte.
Erst 1985 begann die Aufarbeitung der 
Geschichte, dies jedoch unter großem Einsatz 
von Ehrenamtlichen, Schülern und Einhei-
mischen und unterstützt von der Stadt Mos-
bach. Eine heutige Dauerausstellung ist höchst 
informativ. Im Gegensatz zu etlichen anderen 
Gedenkstätten in Westdeutschland wurden 
und werden hier auch die Täter mit Rang und 
Namen genannt. Der Verein KZ-Gedenkstätte 
Neckarelz e.V. löckt erfreulicherweise gegen 
den Stachel westdeutschen Verschweigens.

Hans Dölzer †

Unser Autor Hans Dölzer, Jahrgang 1955, wuchs 
in der nordhessischen Provinz auf. Er arbeitete 
als Buchbinder, Taxifahrer, Reifenmonteur, Fahr-
lehrer, Grafiker, Busfahrer, Dozent, Fachkraft für 
Arbeitssicherheit und schließlich als Journalist 
und Schriftsteller. 
Viel zu früh ist er am 15. Oktober gestorben. 

Im Kampf um gerechte Renten nicht aufgeben!

Bundessozialminister Hubertus Heil ver-
kündete im Juli, daß eine sichere Altersver-

sorgung, ohne Generationen gegeneinander 
auszuspielen, ein Kernversprechen des Sozial-
staates sei. Das Alter solle nicht von Sorgen um 
die Rente bestimmt sein.
Da fragen sich doch die in Ostdeutschland leben-
den Rentner, warum ihnen zu großen Teilen 
eine „sichere Altersversorgung“ versagt wird. 
Viele Berufsgruppen aus der DDR, darunter 
die der Ingenieure, bleiben, trotz aller rechtli-
chen Bemühungen bei der Rentenberechnung, 
unterbewertet (Nichtanerkennung der Alters-
versorgung der Intelligenz, sogenannte Intelli-
genzrente). Die gesetzliche Grundlage für die 
Rentenzahlung ist das AAÜG – das Anspruchs- 
und Anwartschaftsüberführungsgesetz zur 
Überführung der Ansprüche und Anwart-
schaften aus Zusatz- oder Sonderversorgungs-
systemen der DDR. Es wurde als Artikel 3 des 
Rentenüberleitungsgesetzes (RÜG, Gesetz zur 
Herstellung der Rechtseinheit in der gesetz-
lichen Renten- und Unfallversicherung) am  
25. Juni 1991 im BGBl, Seite 1606, verkündet. 
Damit wurde das SGB 6 auf das „Beitrittsgebiet“ 
ausgedehnt.
Sehr bald stellten sich bei der Anwendung 
gesetzliche Unzulänglichkeiten und finanzi-
elle Belastungen des Staates heraus, die das 

BSG im Jahr 2002 veranlaßten, mehrere Ent-
scheidungen zu treffen, welche den eingetre-
tenen Zustand umkehren sollten. Es entstand 
eine neue Begriffswelt der „Volkseigenen Pro-
duktionsbetriebe“, des „Stichtages 30. Juni 1990“ 
und anderer Absonderlichkeiten, die sich die 
Sozialgerichte in gehorsamer Bürokratenma-
nier bis heute zunutze machen, um Rentenan-
sprüche von Rentnern aus der DDR abzuwehren 
oder zu minimieren. So erging es auch mehre-
ren Klägern aus dem ehemaligen VEB Elek-
tronik Gera. Ihre Klagen auf Gewährung der 

„Intelligenzrente“ wurde vom Thüringer Sozi-
algericht Erfurt, vom Sozialgericht Altenburg 
und vom Landessozialgericht München abge-
wiesen. Mit Ausnahme des LSG München lie-
ßen die Gerichte keine Revision zum BSG zu. Die 
Abweisung der Klage erfolgte mit der Begrün-
dung, daß der VEB Elektronik Gera bereits drei 
Tage vor dem gesetzlich festgelegten Stichtag, 
dem 30. Juni 1990, abgewickelt und in eine Kapi-
talgesellschaft umgewandelt worden sei.
Das nunmehr angerufene Bundessozialge-
richt Kassel teilte aber nicht die Auffassung 
des LSG München, daß die Arbeitsverhältnisse 
der Ingenieure des VEB Elektronik Gera bereits 
vor dem Stichtag am 27. Juni 1990 an die Kapi-
talgesellschaft Electronicon GmbH überge-
gangen sind, und sah juristische Fehler in der 

Urteilsbegründung. Es verwies den Fall an das 
LSG München zurück.  In einem Interview zu 
diesem Fall, welches Karl-Heinz Bornschein, 
Koordinator der 500 betroffenen Ingenieure 
aus Gera, am 4. Mai mit dem Vorsitzenden Rich-
ter am BSG Kassel, Herrn Dr. Josef Berchthold, 
führte, ergeben sich interessante Aspekte für 
den Kampf um die „Intelligenzrente“.
1. Die Auslegung bestehender Gesetze ist eben 
nicht „par ordre du mufti“ (ohne Einbeziehung 
der Betroffenen) machbar. Im konkreten Fall 
geht es um die Anwendung des Gesetzes über 
die Spaltung der von der Treuhand verwalte-
ten Unternehmen, welches ca. ein halbes Jahr 
vor dem AAÜG in Kraft trat. Dessen rückwir-
kende Anwendung auf Gesetze der DDR ist des-
halb unzulässig.
2. Die Art und Weise der juristischen Behand-
lung dieses Falles zeigt, daß „… die Zukunft 
weitere spannende Fragen, nicht nur bei die-
ser Fallkonstellation, bringt, und noch weitere 
hochinteressante Fragestellungen auf dem 
Gebiet des Überführungsrechtes zu klären sein 
werden“. (Dr. J. Berchthold im Interview)
3. Trotz aller Mißerfolge im Kampf um eine 
gerechte Rente kann Ausdauer, Hartnäckigkeit 
und Solidarität letztlich zu einem Erfolg führen!

Heinz Scharf  
Neuenhagen
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Zum FDJ-Verbot in Westdeutschland (1951)

Es ist erfreulich, daß Ralph Dobrawa im 
August-RF das Buch von Josef Foschepoth 

„Verfassungswidrig! Das KPD-Verbot im Kalten 
Krieg“ besprochen hat. Ich möchte auf einen 
weiteren verfassungswidrigen Beschluß der 
Adenauer-Regierung hinweisen – das Verbot 
der Freien Deutschen Jugend von 1951, über 
das bis heute meist geschwiegen wird. 
Ich zitiere aus dem Protokoll zur Bundestags-
sitzung vom 9. Juli 1951, die sich auf Antrag der 
KPD-Fraktion mit dem Verbotsurteil und des-
sen Verfassungswidrigkeit befaßte. 
In der Begründung des Antrags erklärte die 
KPD-Abgeordnete Grete Thiele: „Das Verbot 
der FDJ ist verfassungswidrig, weil die Bun-
desregierung nicht befugt ist, in die Zustän-
digkeit der Rechtsprechung einzugreifen, 
soweit diese durch Gesetz begründet ist. Das 
ergibt sich aus dem im Grundgesetz veranker-
ten Prinzip der Dreiteilung der Gewalten und 
aus der Bestimmung, daß die Gerichte unab-
hängig sind, d. h. daß die Staatsorgane sich 
nicht in die Rechtsprechung einmischen dür-
fen. Es ist aber eindeutig bestimmt, daß die 
Feststellung, ob eine Vereinigung nach Art. 9 
des Grundgesetzes verboten ist, dem Gericht, 
nämlich dem Bundesverfassungsgericht, vor-
behalten ist. Das ergibt sich aus Art. 18 Satz 2 
des Grundgesetzes. (Zuruf von der Mitte: Irr-
tum!) 
Ich muß ebenso wie mein Kollege Fisch dar-
auf hinweisen, daß es der Bundesjustizmini-
ster Dr. Dehler war, der die Aufnahme dieser 
Bestimmung mit der Begründung gefordert 
hat, daß der ganze Artikel ohne den Satz 2 
wertlos sei und in den Polizeistaat gehöre. 
Dr. Dehler führte dazu aus, daß jede Polizei-
behörde die Grundrechte außer Kraft setzen 
könne, wenn nicht die Zuständigkeit des Bun-
desverfassungsgerichts für die Entscheidung 
über die Grundrechtsverwirkung begründet 
werde. Daraufhin stimmten der Hauptaus-
schuß und das Plenum des Parlamentarischen 
Rates der jetzigen Formulierung zu, die wie 
folgt lautet: ,Die Verwirkung und ihr Ausmaß 
werden durch das Bundesverfassungsgericht 
ausgesprochen.‘ 
In der Begründung zum Verbot der FDJ wird 
die FDJ als eine Vereinigung bezeichnet, die 
sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
richte. Ich frage Sie, meine Herren und Damen: 
Ist es gegen die verfassungsmäßige Ordnung, 
wenn eine Jugendorganisation für Frieden und 
Völkerverständigung kämpft? (Lachen.) 
Ist es gegen die verfassungsmäßige Ordnung, 
wenn eine Jugendorganisation nach ihrem 
Programm ihre ganze Tätigkeit auf die Ver-
wirklichung der vier Grundrechte richtet, die 
wie folgt lauten: politische Freiheit für die 
Jugend, Wahlrecht ab 18 Jahre, Recht auf Bil-
dung, Recht auf Arbeit und Arbeitsschutz und 
Recht auf kulturelle Betätigung? Wenn das, 
meine Herren und Damen, gegen die verfas-
sungsmäßige Ordnung ist – das ist nämlich die 
Tätigkeit der FDJ (anhaltende lebhafte Zurufe), 
dann haben Sie allerdings recht mit Ihrem Ver-
bot. (Abg. Strauß: Jeden Tag ein neuer Witz!) 
Die Vorgeschichte des Verbots verdient aber 
auch beachtet zu werden. Bereits Monate vor-
her, beginnend im Oktober vorigen Jahres, 

wurden zur Verhinderung des „Tages der Hun-
derttausend“ willkürlich Mitglieder der FDJ 
aus dem Ruhrgebiet aus ihren Wohnungen, 
aus ihren Betrieben heraus verhaftet. (Bravo-
Rufe in der Mitte.) 
Seit Monaten werden Kulturveranstaltun-
gen der FDJ provozierend durch die Polizei 
gestört und aufgelöst (fortgesetzte lebhafte 
Zurufe), und wahllos wird auf Frauen, Kinder 
und Jugendliche eingeschlagen, damit daraus 
ein Widerstand der FDJ gegen die Staatsgewalt 
konstruiert werden kann. Meine Herren und 
Damen, dieses Zeichen der Demokratie, die-
ses Zeichen Ihrer Demokratie, Herr Dr. Lehr, 
den Gummiknüppel, den habe ich selbst der-
maßen zu spüren bekommen, daß ich in den 
Krankenwagen gelegt werden mußte. (Anhal-
tende Zurufe von der KPD – Gegenrufe von der 
Mitte und rechts.) 
Und so war es auch bei der Kundgebung der 
jungen deutschen Patrioten hier in der Nähe 
des Petersberges, hier vor der westdeutschen 
Zwingburg, als die Polizei eingegriffen hat. 
Das sollte nämlich der äußere Anlaß zum Ver-
bot der FDJ werden, wie es der Innenminister 
Dr. Lehr hier im Bundestag sehr deutlich und 
für meine Begriffe, Herr Dr. Lehr, zynisch und 
brutal gesagt hat. (Zuruf von der KPD: Er grinst 
noch dazu! – Fortgesetzte lebhafte Zurufe.) 
Meine Herren und Damen, warum aber wurde 
die Verfassung gebrochen, und warum wurde 
dieses Verbot ausgesprochen? Damit hier ein 
Polizeistaat nach Herrn Dr. Lehr, nach Herrn 
Dr. Dehler geschaffen wurde, weil die im 
Grundgesetz verankerten sehr bescheidenen 

Rechte für das Volk Hindernisse sind für die 
Verwirklichung der Kriegspläne und für die 
Aufstellung einer deutschen Wehrmacht, von 
Ihnen schamhaft „Sicherheitsbeitrag“ genannt. 
Hunderttausende junger Menschen in West-
deutschland sagen heute nicht mehr nur „Ohne 
uns“ dazu, sondern sie sind bereit, ihr eigenes 
Leben, ihre Zukunft und unsere deutsche Hei-
mat aktiv gegen die Kriegshetzer zu verteidi-
gen. Die Freie Deutsche Jugend steht an der 
Spitze des besten Teils der deutschen Jugend 
im Kampf für die Erhaltung des Friedens (fort-
gesetzte lebhafte Zurufe – große Unruhe) und 
für die Wahrung der demokratischen Rechte 
entsprechend ihrem Programm. (…)
Unaufhörlich ist der Zustrom aus allen Teilen 
der westdeutschen Jugend, die sich zur FDJ, 
ihren Zielen und ihrem Freiheitskampf beken-
nen und zu den Weltfestspielen der Jugend 
und Studenten nach Berlin fahren und damit 
den Willen der westdeutschen Jugend für Völ-
kerverständigung und Frieden unter Beweis 
stellen werden. Darum wurde das Verbot 
ausgesprochen, weil die Regierung und alle 
Kriegstreiber diese Jugend fürchten und sie in 
ihrem Friedenskampf behindern wollen. Die 
westdeutsche Jugend aber will keinen Krieg, 
und darum wird Ihnen dieses Verbot nichts 
nützen. Im Gegenteil, immer mehr junge Men-
schen werden den Charakter dieses Staates 
erkennen. (Sehr gut! bei der KPD.) (…)“
Die CDU beantragte schließlich den „Übergang 
zur Tagesordnung“, die SPD-Fraktion war wie-
der einmal restlos einverstanden.

Johann Weber

Die juristische Verfolgung von Mitgliedern der FDJ

Mit dem am 26. Juni 1951 erfolg ten 
Verbot der Freien Deutschen Jugend 

konnte ein demokratische Jugendorgani-
sation, die zeitweise mehr als 40 000 Mit-
glieder verzeichnete, ihre Tätigkeit nicht 
fortsetzen. Dies hatte einschneidende Fol-
gen für die gesamte Jugendarbeit in der 
Bundesrepublik.
Die FDJ versuchte illegal weiterzuarbeiten. 
Dies gelang ihr unter großen Schwierigkei-
ten nur bis 1956/57.
Wahrscheinlich sind zwischen 1950 und 
1956 mehrere Tausend Mädchen und Jungen 
verhaftet und oft monatelang im Gefäng-
nis festgehalten worden, nur weil sie der 
FDJ angehörten. In einer Veröffentlichung 
vom Herbst 1955 wird davon gesprochen, 
daß seit 1950 in Westdeutschland 6429 
Jugendliche verhaftet und in 425 Prozessen 
zu 1012 Jahren Gefängnis verurteilt worden 
sind. Ein Hauptgrund war die Teilnahme an 
Aktionen gegen die Remilitarisierung.
Der Jurist Alexander von Brünneck kam zu 
folgender Erkenntnis: „Eine große Anzahl 
von Urteilen nach § 90a StGB richtete sich 
gegen Angehörige der FDJ. Besonders viele 
Verurteilungen betrafen die Zeit von 1953 
bis 1956, d. h. die Jahre kurz vor und nach 

dem Verbot der FDJ durch das Bundes-
verwaltungsgericht am 16. Juli 1954. Die 
Anlässe für eine Verurteilung waren viel-
fältig: Teilnahme an einer Revolutionsfeier, 
Schulungsabende, Flugblattverteilung, … 
Plakatieren für ein Jugendtreffen auf der 
Loreley, Lesen von FDJ-Literatur …“ 
Für den Zeithistoriker sind Verhaftungs-
wellen erkennbar. Sie liegen im Herbst 
1950, im September/Oktober 1951 in Ver-
bindung mit dem Verbot der FDJ, im Som-
mer und Herbst 1952 nach den Ereignissen 
vom 11. Mai 1952 in Essen, im März/April 
1953 sowie im Frühjahr und Sommer 1954.
Polizei und Justiz der Bundesrepublik füg-
ten in diesen Jahren durch ihre im Zeichen 
des kalten Krieges gefällten Urteile zahlrei-
chen jungen Menschen Leid zu durch mona-
telange Haft und die Behinderungen im 
beruflichen und öffentlichen Leben. Beson-
ders bedrückend war für viele der „Ange-
klagten“, daß so mancher Polizeioffizier, 
Richter, Beamter der Strafanstalten in der 
Wehrmacht gedient und leitende Positio-
nen im Dritten Reich eingenommen hatte. 

(Aus: Karl Heinz Jahnke, Das Verbot der 
Freien Deutschen Jugend. Neue-Impulse-

Verlag, Essen 1996)
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Wasserfrauen

Ich will über ein Buch schreiben, das von 
besonderer Bedeutung ist. Florence Hervé 

hat es verfaßt, Thomas A. Schmidt lieferte die 
Fotos. Beides, Text und Bilder, machen es zu 
einem Werk ganz eigener Art. Es handelt von 
Frauenpersönlichkeiten, die sich für eine ausrei-
chende Versorgung aller Menschen mit Wasser 
einsetzen – und Wasser ist lebensnotwendig!
Die Autorin stellt engagierte „Wasserfrauen“ aus 
verschiedenen Kulturen mit unterschiedlichen 
Berufen vor, die zeigen, wie globale Verantwor-
tung wahrgenommen, persönliche Probleme 
gelöst und Antworten auf wesentliche Lebens-
fragen gefunden werden. Wunderschöne Fotos 
über Seen, Flüsse und Landschaften ergänzen 
die Porträts, welche die Fähigkeiten, die schöp-
ferischen Leistungen von Frauen und ihre Kraft, 
sich gegen Widerstände durchzusetzen, doku-
mentieren. Sie alle eint der Kampf für eine pro-
gressive gesellschaftliche Entwicklung. Noch 
sind Frauen bei Entscheidungen „auf kommuna-
ler, nationaler und internationaler Ebene unter-
repräsentiert und werden mit ihrem Wissen 
kaum beteiligt. Technische und wirtschaftliche 
Aspekte gelten als Männersache.“ So geht es der 
Autorin darum, solche Frauen vorzustellen, die 
als Stadtplanerin, Ingenieurin für Wasserbau, 
Deichgräfin, Landschaftspflegerin, Biologin, 
Völkerrechtlerin für Wasserrecht, Umwelt-
wissenschaftlerin, Gondoliera, Iglu-Architektin 
und Schifferin unbeirrbar für ein lebenswertes 
Leben für alle eintreten. 
Unterschiedlichste Wirkungsmöglichkeiten von 
Frauen werden dokumentiert. Durch Deich-
rückverlegung gaben Stadtplanerin und Biolo-
gin der Elbe 400 Hektar zurück, um Schutz vor 
Hochwasser zu erreichen. In den Niederlanden 

setzt sich eine Wasserfrau dafür ein, Städte an 
die Folgen des Klimawandels mit technischer 
Infrastruktur anzupassen. Aufregend und 
bemerkenswert: Die Gondoliera hat 1000 Jahre 
alleiniger Vorherrschaft der Männer gebrochen. 
Die Mutter von drei Kindern ist leider bisher die 
einzige in diesem Beruf. Wasser ist eine Ursa-
che für Konflikte und eine Waffe in Konflikten, 
wie die Expertin für internationales Wasser-
recht und -konflikte belegt. Sie verweist auf die 
Nutzung der Staudämme durch den IS im Nor-
den Syriens und des Irak. In Istanbul kämpft die 
Umweltwissenschaftlerin für ein Menschen-
recht auf Wasser. Sie möchte eine andere Was-
serverwaltung, welche die Menschen und nicht 
die Profite in den Mittelpunkt stellt. „Die Priva-
tisierung von Wasser in der Türkei – unter ande-
rem ein Ergebnis neoliberaler Politik – steht im 
Gegensatz zu den Interessen der einfachen Men-
schen.“ Birsen Argun aus Südanatolien kämpft 
gegen einen Staudamm, der die Weltkulturstadt 
Hasankeyf fluten würde.  
Einfach ist der Beruf von Wasserfrauen nicht. 
Die einzige Schifferin im Nationalpark Grande 
Brière und der Schilfrohrlandschaft zwischen 
der Loire und der Vilaine erhielt Drohungen, 
weil diese Arbeit ausschließlich als Männersa-
che angesehen wurde. „Die Sumpflandschaft ist 
ein Männer- und Machogebiet“, sagt sie.  Drei 
Jahre hat sie um Anerkennung kämpfen müs-
sen. Interessant sind die vorgestellten Künst-
lerinnen. Ob als Opernintendantin, die sich 
vom Bodensee inspirieren läßt, oder als Tän-
zerin und Musikerin, die aus dem Wasser ihre 
künstlerischen Anregungen erhält, die Foto-
grafin, für die Wasser und Schnee die Konstan-
ten ihres Lebens sind, oder die Künstlerinnen, 

die ihr Arbeitsgebiet 200 Kilometer nördlich 
des Polarkreises gefunden haben, beeindruc-
ken mit ihrem Engagement für das Wasser und 
den Erhalt dieser lebenswichtigen Ressource. 
Die porträtierten Frauen stehen für viele Akti-
vistinnen, die den Erhalt des Wasserreservoirs 
beruflich fördern und damit Verantwortung für 
sauberes Wasser übernehmen. Es sollte für alle 
Menschen dieser Erde dasein. Sie zeigen prak-
tisch und theoretisch, wo und wie und durch 
wen gegen dieses elementare Menschenrecht 
verstoßen wird. 
Die französische Autorin und promovierte Ger-
manistin Florence Hervé und ihr Partner, der 
Rechtsanwalt für Gewerkschaften und Fotograf 
Thomas A. Schmidt, schufen mit dieser mit gro-
ßem Aufwand erarbeiteten Dokumentation den 
Wasserfrauen ein bleibendes Denkmal. 
Die Lektüre des Buches verspricht den Inter-
essierten wichtige Informationen und ästhe-
tischen Genuß. Sie fordert Respekt für die 
Tätigkeit der Wasserfrauen.

Prof. Dr. Helga E. Hörz  
Berlin

Florence Hervé/ 
Thomas A. Schmidt: 
Wasserfrauen. 
AvivA-Verlag, 
Berlin 2017,  
192 Seiten, 29 €

DDR-Rodlerinnen ist Unrecht widerfahren

Seit der ungerechtfertigten Disqualifikation 
der DDR-Rodlerinnen bei den Olympischen 

Spielen 1968 in Grenoble sind während der 
Olympischen Winterspiele in Pyeongschang 
am 13. 2. 2018 genau 50 Jahre vergangen.
Bekanntlich hat die Internationale Rodelföde-
ration (FIL) und auch das IOC die Chance einer 
Rehabilitierung der Sportlerinnen anläßlich 
dieses Jubiläums vertan. Im Vorfeld und nach 
den Olympischen Winterspielen 2018 gab es 
aufgrund neuer erdrückender Beweise zur 
Unschuld der Frauen eine Reihe von Initia-
tiven, die Sportlerinnen vom Vorwurf des 
Betrugs zu entlasten. Es ging schon lange 
nicht mehr um die Rückgabe der Medaillen.
Die „Welt“ und die „Sächsische Zeitung“ 
haben sich noch einmal ausführlich mit dem 
Thema beschäftigt. Selbst das dem IOC nahe-
stehende „Journal of Olympic History“ hat in 
seiner ersten Ausgabe 2018 die Rehabilitie-
rungen der DDR-Sportlerinnen als überfäl-
lig bezeichnet. Auch der „Sport-Senior“ hat in 
seiner 99. Ausgabe die FIL aufgefordert, end-
lich die Sportlerinnen von dem Vorwurf des 
Betrugs zu befreien.
Die FIL hat mit der fadenscheinigen Begrün-
dung fehlender Zeitzeugen und der Angst, die 

Medien könnten die Inkompetenz der Föde-
ration während des Rodelskandals belegen, 
erneut die Chance vertan, Gerechtigkeit her-
zustellen.
Dem Vorfall und Ereignis angemessen hat 
sich die Vorstandsvorsitzende des Deut-
schen Olympischen Sportbundes Veronika 
Rücker anläßlich des Wiedersehenstref-
fens der Medaillengewinner der Olympi-
schen Winterspiele von Grenoble und der 
Olympischen Spiele von Mexiko 1968 in 
ihrem Grußwort geäußert. Indem sie die 
Geschichte als abenteuerlich und stark nach 
kaltem Krieg riechend bezeichnete, sagte 
sie wörtlich: „Wir sind der festen Über-
zeugung, daß Ortrun Enderlein und ihren 
Mannschaftskolleginnen damals Unrecht 
widerfahren ist. Aus unserer Sicht hätte sie 
eine Medaille gewonnen.“
Mit den Worten „im Sinne des Sports und der 
Werte wie Fairneß und Teamgeist“ wurde 
Ortrun Enderlein vom Präsidenten des DOSB, 
Alfons Hörmann, zu diesem Treffen einge-
laden. Trotz eindeutiger Beweise bemerkte 
Hörmann einschränkend in seiner Einla-
dung: „Leider ist der Vorgang aus heutiger 
Sicht für uns als DOSB nicht mehr objektiv 

zu bewerten. Dennoch sehen wir uns hier in 
der Verantwortung und wollen dieser best-
möglich gerecht werden.“
Ortrun Enderlein ist dieser Einladung nicht 
nachgekommen. Sie erklärte u. a.: „Solange 
eine vollständige öffentliche Rehabilitation 
nicht erfolgt ist, sehe ich mich außerstande, 
Ihrer wenn auch gutgemeinten Einladung 
Folge zu leisten.“
Bei vollem Verständnis für die Haltung von 
Ortrun wurde vielleicht durch ihre Abwesen-
heit die Chance vertan, daß sich die Öffent-
lichkeit und die Medien erneut mit den 
Vorgängen in Grenoble 1968 stärker ausein-
andersetzen. Schließlich war es ein kleiner 
Schritt in Richtung Gerechtigkeit.
Wenn auch die Rodelföderation nach wie vor 
für die Entlastung vom Vorwurf des Betrugs 
zuständig ist, kann auch der DOSB seinen 
Beitrag leisten, indem er die Worte von Vero-
nika Rücker auf dem Wiedersehenstreffen 
befolgt: „Wir setzen uns intensiv mit der 
Geschichte auseinander und werden auch 
Sorge dafür tragen, daß die Vergangenheit 
nicht in Vergessenheit gerät.“

Dr. Thomas Köhler  
Berlin
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Hundert Fliegen im Zug und ein Taschenhuhn

Ein Herr in einem auffallenden Outfit trat 
auf mich zu. Beatlefrisur, Oberlippenbart, 

kurzärmelige Bluse, die mit einem Schnürsen-
kel kreuzweise gebunden halb geschlossen 
war, kurze Hose – damals, 1950, total unüb-
licher Aufzug. Ich befand mich auf der Über-
fahrt nach Hiddensee auf dem Dampfer „Insel 
Hiddensee“. Viele Stralsunder nutzten die 
Tagesfahrtangebote, zum Ausspannen, zur 
Vogelbeobachtung, zum Wandern über die 
Triften zum Leuchtturm, zur Bernsteinsuche, 
zum Heidekrautpflücken, zum Sanddornern-
ten im Herbst. Stralsund hatte keinen schö-
nen Strand, und die Überfahrt allein schon 
war es wert. Kostete damals drei Mark hin 
und zurück.

„Wollen Sie mal Kormorane sehen?“ Ja, ich 
wollte Kormorane sehen und fragte zurück: 

„Sind Sie Ornithologe?“ Er hatte einen großen 
Feldstecher um den Hals.
Das Schiff hielt kurz zum Aussteigen in Vitte 
an, bevor es nach Kloster weiterfuhr, und der 
Herr verließ den Dampfer. Während einer 
kurzen Unterhaltung hatte er sich als Direk-
tor des Parasitologischen Instituts der Uni-
versität Leipzig vorgestellt und mir gesagt, 
wenn ich mal Rat oder Hilfe bräuchte, könne 
ich mich jederzeit an ihn wenden.
Ich lebte seinerzeit noch im Elternhaus. Span-
nungen und harte Auseinandersetzungen 
diktierten den Alltag. Eigene Wohnungen 
bekamen in den Jahren damals nur Familien 
mit mehreren Kindern. Natürlich war das in 
die Unterhaltung mit eingeflossen. Obendrein 
wurde ich Monate später schwanger, was die 
Situation zu Hause verschärfte.
Und so fand ich mich dann im April des näch-
sten Jahres als wissenschaftliche Hilfsarbeite-
rin des Parasitologischen Instituts in Leipzig 
wieder. Unterkunft hatte ich in der großen 
Wohnung des Direktors und genoß auch den 
Familienanschluß.
Mein Direktor und Chef war mit 32 Jahren der 
jüngste Professor der DDR.

Doch was gehörte zu meinen Tätigkeiten? Zu- 
allererst das Züchten von Fliegen. Dazu kam, 
daß ich, ein junges Mädchen, ohne jede Men-
schenkenntnis und Lebenserfahrung als 
Kaderleiterin des Instituts eingesetzt wurde. 
Die Ehefrau des Direktors studierte in Babels-
berg an einer Schule, die Volksrichter aus
bildete, und so wurde ich verpflichtet, die drei 
Kinder dieser Familie zu beaufsichtigen, eine 
ältere Frau versah den Haushalt.
So ganz nebenbei erwartete ich ein Kind.
Die Fliegenzucht. Im Keller des Instituts befan-
den sich große Glaskästen, in denen zum einen 
die gewöhnliche Stubenfliege und zum ande-
ren die kleine Frucht- oder Obstfliege für Ver-
suche gezüchtet wurden. Die Abteilung F8 war 
damals mit der Entwicklung des Insektizides 
DDT beauftragt und forderte für ihre Arbeit je 
nachdem zwischen 100 und 300 Fliegen die-
ser Arten an. Die Glaskästen hatten seitwärts 
eine trichterartige Öffnung, an die eine Art 
Einweckglas gehalten wurde, und eine Lampe, 
so daß die Tiere dort hinein ins Helle flogen, 
denn der Raum selbst war dunkel. Nun hatte 
sich herausgestellt, daß die Stubenfliegen im 
Verlaufe der Zeit resistent wurden. In Chem-
nitz forschten die FEWA-Werke an dem Flie-
genvernichtungsmittel MUX, und ich wurde 
nach Chemnitz geschickt, um 300 Fliegen in 
6 Gläsern zu je 50 Stück zu holen. Die Gläser 
waren in einer Tasche, und ich befürchtete 
während der Reise, daß mir ein Mißgeschick 
passieren könnte. Der Zug nach Leipzig war 
voll, man drängelte sich sehr, und meine dick-
bauchige Tasche war ständig im Wege. Damals 
gab es noch einzelne Abteile in den Waggons, 
und als dann in dem zuvor fliegenleeren Raum 
plötzlich viele herumschwirrten und die Rei-
senden die lästigen Tiere abwehrten, um sich 
schlugen und schimpften „Wo gommen denn 
die vielen Fliechen her?“ ahnte ich, daß wohl 
einige Gläser durch das Gedränge aufgegan-
gen waren. Mit Sicherheit hatte ich einen roten 
Kopf und einen schuldbewußten Blick, aber 

das fiel keinem auf. Wer zog schon die Mög-
lichkeit in Betracht, daß ein so junges Ding, 
offensichtlich schwanger, mit Fliegen reiste.
Es waren nur zwei Gläser, deren Deckel ver-
rutscht waren, aber hundert Fliegen in einem 
Eisenbahnabteil waren hundert zuviel.
Später erhielt ich, Ende Mai, noch einen zwei-
ten Sonderauftrag.
In Treseburg im Harz war die Schwiegermut-
ter des Professors verstorben, und ich sollte 
den Haushalt auflösen und das Huhn, das zum 
Haushalt gehörte, mitbringen. Es wurde als 
Wirtstier für Lausfliegen benötigt. Da aber 
irgendeine Epidemie unter Hühnern ausge-
brochen war, durften Hühner nicht ihre Ställe 
verlassen, nicht verkauft werden oder den Ort 
wechseln. Man hatte mir eine Aktentasche mit-
gegeben, das war alles, und das Viech sollte 
ich unbedingt mitbringen. Nach zwei Tagen 
also, Huhn in Tasche, bestieg ich das Zügle. Wie 
der Teufel so will, setzte sich auf die Bank mir 
gegenüber ein älterer Eisenbahner. Ach Du lie-
ber Gott. Ich preßte die Tasche an meinen Kör-
per und rutschte auf der Holzbank hin und her, 
ständig hustend oder mich räuspernd, denn 
das Huhn gab des öfteren gackernde Laute von 
sich. Der Eisenbahner guckte, gab mir dann 
gute Ratschläge gegen den Husten. „Nehmen 
Sie mal Buchenteer, junge Frau, Sie hören ja 
gar nicht auf zu husten. Läßt Ihr Mann Sie so 
krank allein reisen? Lindenblüte und Honig ist 
auch gut. Sie gehören ins Bett. Na, meine Frau 
dürften Sie nicht sein, aber das ist die heutige 
Jugend.“
Als er ausstieg, war ich heilfroh und fuhr ohne 
Zwischenfälle nach Hause, das Tier war dann 
auch ruhig, und ich lüftete ab und zu den 
ledernen Käfig, in Sorge, der Insasse könne 
ersticken.
Erst in der Wohnung machten wir die Tasche 
auf und fanden den Grund des leisen und lan-
gen Gegackers: ein Ei.

Beate Bölsche  
Beetzsee

Auftritt der „RotFuchs“-Singegruppe
mit Hartmut König auf dem Dortmunder UZ-Pressefest 
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Zum 70. Jahrestag der Gründung der Pionierorganisation

Und das war im Dezember …
Am 13. Dezember 1948, nur vier Jahre 

nach Beendigung des 2. Weltkriegs, 
wurde im Osten Deutschlands die Organi-
sation der Jungen Pioniere gegründet. Ihre 
Aufgabe war es, den Kindern sinnvolle Frei-
zeitaktivitäten anzubieten und mitzuhel-
fen, sie im demokratischen, humanistischen 
Sinne zu bilden und zu erziehen.
Zunächst als Pionier, später als Freund-
schaftspionierleiter und danach als Funk-
tionär war ich mehrere Jahrzehnte mit der 
Pionierorganisation verbunden, konnte 
in ihr tätig sein und ihre Vorhaben mitge-
stalten. Mit den Kindern zu arbeiten, war 
eine wichtige Schule in meinem politischen 
Leben.
An den Tag ihrer Gründung erinnere ich 
mich noch sehr genau. Aufgeregt war ich 
auf dem Weg in den Berliner Friedrich-
stadtpalast. Nach einer Rede, von der ich 
als Neunjährige kaum etwas verstand, und 
einem Kulturprogramm wurde uns das 
blaue Halstuch als symbolischer Teil der 
FDJ-Fahne umgelegt. Der Pioniergruß lau-
tete: „Für Frieden und Völkerfreundschaft 

– Seid bereit!“ Die fest zusammengefügten 
Finger der rechten Hand wurden über dem 
Kopf erhoben und sollten die Freundschaft 
und Solidarität der Kinder auf allen fünf 
Erdteilen symbolisieren und dokumentie-
ren, daß die Interessen der Kinder der Welt 
über den eigenen stehen.
Es entstanden Pioniergruppen und Pionier-
freundschaften, die zumeist identisch mit 
der Klasse bzw. der Schule waren. Mit der 
Bildung der Bezirke konstituierten sich 
Kreis- und Bezirksleitungen sowie die Zen-
tralleitung der Pionierorganisation, deren 
Vorsit zende v ieleror t s Ant ifaschisten, 
Widerstandskämpfer, Parteiveteranen und 
Spanienkämpfer waren, die gegen Faschis-
mus und Krieg, für ein besseres Deutsch-
land gekämpft hatten.
Sowohl in der Verfassung der DDR, dem 
Kinder- und Jugendgesetz als auch im Ein-
heitlichen Bildungs- und Erziehungsgesetz 
sowie in anderen staatlichen Beschlüssen 
waren die Rechte und der Schutz der Kin-
der verankert. Der Erziehungsauftrag lau-
tete, eine sinnvolle Freizeitgestaltung für 
und mit den Kindern zu organisieren, die 
dazu beitrug, gemeinsam mit der Schule, 
dem Elternhaus und später mit den Paten-
brigaden allseitig entwickelte Persönlich-
keiten zu bilden, sie auf ein Leben in der 
sozialistischen Gesellschaft vorzubereiten.
Anläßlich des 1. Pioniertreffens 1952 in 
Dresden erhielt die Pionierorganisation das 
Recht, den verpf lichtenden Namen „Ernst 
Thälmann“ zu tragen. Mit dem Pioniergruß 
„Für Frieden und Sozialismus – Seid bereit!“ 
grüßten die Pioniere das erste Mal zum  
3. Pioniertreffen 1958 in Halle. Zum 25. Jah-
restag der Gründung der Pionierorganisa-
tion 1973 wurden das rote Halstuch als ein 
Teil der Arbeiterfahne und die Gesetze der 
Thälmann-Pioniere eingeführt. Von nun 
an waren die Schüler der 1. bis 3. Klassen 

Jungpioniere mit dem blauen Halstuch, die 
Kinder der Klassen 4 bis 7 Thälmann-Pio-
niere mit dem roten Halstuch.
Gebote der Jungpioniere, Gelöbnis oder Pio-
niergesetze – überall waren unsere huma-
nistischen Werte präsent, die es galt, den 
Kindern erlebbar zu machen und ihnen zu 
helfen, sie zu verinnerlichen.

Ich erinnere an das Versprechen, vorbildlich 
zu lernen, das dazu anregte, Lernzirkel und 
andere Formen der gegenseitigen Hilfe und 
Unterstützung beim Lernen zu bilden. 
Mit solchen Initiativen wie dem Sammeln von 
Bausteinen für den Rostocker Hafen, Altstoff-
sammlungen und vielem anderen leisteten die 
Kinder ihren kleinen Beitrag zur Entwicklung 
unserer Volkswirtschaft. In Anlehnung an das 
sowjetische Vorbild „Timur und sein Trupp“ 

verpflichteten sich die Pioniere, älteren Men-
schen zur Seite zu stehen, sie zu unterstützen 
und bei deren Tagesarbeit zu helfen, was sehr 
dazu beitrug, daß Kinder lernten, das Alter zu 
achten und zu ehren.
Wer als Pionier an Solidaritätsaktionen für 
Ethel und Julius Rosenberg, Angela Davis 
oder Luis Corvalán teilnahm, erinnert sich 
noch heute gern daran. Oder denken wir an 
das Gebot: Junge Pioniere halten ihren Körper 
sauber und gesund. Wer war nicht begeistert 
von der „Kleinen Friedensfahrt“, den Schul-
sportfesten und Spartakiaden,  dem Manö-
ver „Schneeflocke“ oder dem Wettstreit um 
den „Goldenen Schneemann“!
Wir erinnern uns an die vielfältigen Arbeits-
gemeinschaften in den Schulen, Pionierhäu-
sern und Pionierpalästen, in denen die Kinder 
ihren Interessen nachgehen konnten, sowie 
an die erlebnisreichen Ferientage in den 
Betriebs- und Pionierlagern. 12 Mark der DDR 
bezahlten die Eltern für einen 14tägigen Auf-
enthalt ihres Kindes.
Im Bezirk Frankfurt (Oder) gab es drei Zen-
trale Pionierlager mit einer jeweiligen Kapa-
zität von 1000 Plätzen. Jedes Jahr, wenn der 
legendäre sowjetische Reitergeneral Bud-
jonny in Bad Saarow zu Kur weilte, konnten 
wir ihn auch bei uns begrüßen. Ein Abste-
cher in unser Pionierlager war für ihn ein 
Muß. Günter Simon, der unweit unseres Pio-
nierlagers in Bad Saarow wohnte und die 
Rolle Ernst Thälmanns im zweiteiligen Thäl-
mann-Film von Kurt Maetzig spielte, kam oft 
gemeinsam mit Rosa und Irma Thälmann zu 
uns und sprach mit den Kindern über das 
Leben und den Kampf von „Teddy“. Unverges-
sen bleiben die Lagerfeuer, an denen wir mit 
Teilnehmern ausländischer Kinderdelegatio-
nen zusammensaßen, miteinander sprachen 
und Lieder sangen. Freundschaftlich und soli-
darisch nahmen wir Arbeiterkinder aus der 
BRD bei uns auf, deren Aufenthalt durch die 
DDR finanziert wurde. Zur „gesamtdeutschen“ 
Geschichte gehört auch, daß Organisatorin-
nen und Organisatoren solcher Kinderferi-
enaktionen in Westdeutschland gerichtlich 
verfolgt und inhaftiert wurden. 
Nach 1990 erfuhren wir, und mancher von 
uns ganz persönlich, daß das, was uns lieb 
und teuer war, in den Schmutz getreten 
wurde. Begriffe wie Kinderarmut, Kinder-
kriminalität, Bildungsnotstand, geistige und 
körperliche Verkümmerung der Kinder, Stra-
ßenkinder kannten wir nicht. Heute prägen 
Schlagzeilen wie „Kinder- und Jugendobjekte 
auf der Streichliste“, „Schülerstreiks für glei-
che Bildung“, „Freizeit muß von den Eltern 
finanziert werden“, „Berliner Kinder im Alko-
holrausch“ das mediale Bild.
Es ist die Verantwortung der Älteren, unsere 
Erfahrungen und unser Wissen an Enkel und 
Urenkel und überall dort, wo es möglich ist, 
weiterzugeben, um Halb- und Unwahrheiten 
in der Betrachtung der geschichtlichen Ent-
wicklung der DDR entgegenzuwirken.

Heidi Richter  
Berlin

Pioniernachmittag

Eröffnung des Internationalen Pionierlagers 
1967 in der Pionierrepublik „Wilhelm Pieck“. 
An der Veranstaltung nahmen als Gäste 
auch vietnamesische Kinder teil. 
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Trompetenruf zum Kriege wider die Reichen (Teil 2)
Die materiellen Verhältnisse erwiesen 

sich stärker als die feurigste Rede der 
christlichen Apostel. Die Worte eines Chri-
sostomus, des Mannes mit dem goldenen 
Munde, die Donnerstimme des großen Gre-
gors verhallten wie die Stimme des Rufers 
in der Wüste. Der Strom der geschichtlichen 
Entwicklung, dem das christliche Evange-
lium des Kommunismus und der Abschaf-
fung des Reichtums eine Zeitlang zu trotzen 
versuchte, riß das kühne Boot der Welter-
löser mit, kehrte es um und zwang es, mit 
dem Gang der Verhältnisse zu schwimmen. 
Die Klassengesellschaft hat die zu ihrer 
Vernichtung verkündete Lehre in ihren 
eigenen Dienst gespannt, die Erlöserin Kir-
che wurde zu einem neuen Pfeiler der jahr-
tausendealten Sklaverei der Volksmassen. 
Aus dem Evangelium der sozialen Gerech-
tigkeit haben die herrschenden Klassen und 
ihre Diener, die Kirchendiener, ein Evan-
gelium der Barmherzigkeit, aus der Reli-
gion Freier und Gleicher eine Religion der 
Bettler und der Aussätzigen gemacht, aus 
der irdischen sozialen Erlösung von Hunger, 
Not und Erniedrigung ein Wolkenkuckucks-
heim der „Seelenerlösung“ nach dem Tode. 
Dieser unbarmherzige Prozeß der histori-
schen Umschmelzung der christlichen Erlö-
sungslehre dauert bis auf unsere Tage fort. 
Die mittelalterliche feudale Gesellschaft 
hatte den urwüchsigen, kühnen christli-
chen Kommunismus zu der krankhaften, 
tränenreichen christlichen Barmherzigkeit, 
zur Lehre des weltabgeschiedenen Kloster-
lebens verrenkt. Die kapitalistische Neuzeit 
hat die christliche Charitas zur Heuchelei, 
zum frechen Hohn auf die christliche Lehre 
gemacht. In jeder Klassengesellschaft, wo 
die Not der Massen eine soziale Notwen-
digkeit, ist die Heuchelei eine öffentliche, 
staatliche Einrichtung. Mit jedem weite-
ren Schritte in der Entwicklung der kapi-
talistischen Gesellschaft wird die mit dem 
christlichen Glauben getriebene Heuche-
lei der herrschenden Klassen gröber und 
ungeschminkter.
Elende Heuchelei ist dieses offizielle Weih-
nachtsfest, wo zur Feier der Geburt des 
Erlösers der Armen, der Geburt in der 
Krippe, von der reichen Bourgeoisie am 
Tannenbaum ein Luxus getrieben wird, 
der den notleidenden, frierenden, darben-
den Massen Hohn spricht. Elende Heuchelei 
die frommen Gebete und die himmelwärts 
verdrehten Blicke der salbungsvollen Kir-
chendiener, die zum Weihnachtsfest, zur 
Geburtsfeier des milden Menschenfreundes 
rüstend, zuvor eilig zu neuen Mordwerkzeu-
gen und neuen Lasten für die Bedrückten 
ihren Segen geben. Elende Heuchelei dies 
ganze offizielle Christentum der heutigen 
Gesellschaft, das sich eine Adventnacht 
auswählte, um durch einen räuberischen 
Überfall Millionen f leißiger Arbeiter den 
letzten Bissen täglichen Brotes vom Munde 
zu reißen und kurz vor Glockenschlag des 
Weihnachtsfestes den schwarzen Brüdern 
in Afrika neue Greuel des Krieges, neue 
furchtbare Vernichtungsbotschaft ins Land 

schickt als Bescherung. Das einzig Wahre an 
dem heutigen christlichen Weihnachtsfest, 
aus dem jeder innere lebendige Geist ver-
schwunden, von dem nur der tote Brauch 
und das sinnliche Blendwerk geblieben, ist 
das ewig grüne Tannenbäumchen, der duf-
tige Gruß der reinen frischen Natur, das 
Bäumchen, das die christlichen Kirchendie-
ner der alten naiven Heidenwelt und ihrem 
Sonnenkultus gestohlen und mitten in das 
fremde, unnatürliche Milieu der christlich-
bürgerlichen Heuchelei gepf lanzt haben – 
zur Freude der Kinder und der kindlichen 
Erwachsenen.
Dieser Welt der offiziellen christlichen Heu-
chelei gegenüber stehen wir proletarische 

„Rotte“, wir „Vaterlandslosen“, wir Geäch-
teten, wir „Elenden“, und mit Prometheus 
fragen wir:

Ich dich ehren? Wofür? 
Hast du die Schmerzen gelindert 
je des Beladenen? 
Hast du die Tränen gestillet 
je des Geängsteten?

Auch wir feiern die Ankunft des Erlösers, 
des wahren Erlösers der Menschheit . In 
jeder verfallenden Gesellschaft, in der die 
aufstrebende, unterdrückte Klasse durch 
ihren Kampf neue Bahnen der Entwick-
lung nicht auszuhauen vermag, da taucht 
der Glaube an einen wundertätigen Erlö-
ser auf, die ermüdete, verzweifelte Mensch-
heit klammert sich an die Darstellung einer 
mächtigen, rettenden Persönlichkeit, die 
durch ihre Wunderwirkung alle erlösen 
wird. Das alte Volk der Hebräer erwar-
tete seine Befreiung aus der ägyptischen 
Sklaverei von Mose, in dem verfallenden 
Rom steht Christus als Erlöser auf, in den 
Anfängen der kapitalistischen Gesellschaft, 
bevor noch das moderne Proletariat auf die 
geschichtliche Bühne trat, suchte ein Fou-
rier lange den Mächtigen und Reichen, der 
ihm helfen sollte, seinen Erlösungsplan für 
die Menschheit zu verwirklichen.
Uns hat der Erlöser Sozialismus den star-
ken Hammer des Klassenkampfes und der 
Erkenntnis in die Hände gedrückt und zuge-
rufen: Erlöset euch selbst! Die Selbsterlö-
sung der Menschheit durch den Kampf des 
klassenbewußten Proletariats, die Erlösung 
der Masse nicht durch einen wundertäti-
gen Erlöser, sondern durch die Masse selbst 

– das ist der erlösende Gedanke des Sozialis-
mus, das unser Erlösungsevangelium.
Auch wir feiern unser Weihnachtsfest, auch 
wir stecken Lichter auf unseren Weih-
nachtsbaum, auch unter uns ist heut’ Freude, 
und Hoffnung und Glaube ziehen in unsere 
Herzen. Denn unsere Erlösung vollzieht sich 
schon mit jedem Tage, mit jeder Stunde. Hört 
Ihr vom Osten das Stimmengewirr und den 
Lärm des Kampfes? Dort brechen bereits 
unsere Brüder ihre schwersten Ketten, die 
Selbsterlösung der Masse beginnt, der zün-
dende Blitz der sozialistischen Erkenntnis 
hat bereits die alte Finsternis erhellt, der 
starke Hammer des Klassenkampfes wird 
geschwungen, das Volk wird zum Schmiede 
des eigenen Schicksals.

Auch dort in dem „heiligen Rußland“ wurde 
jahrhundertelang Weihnachten gefeiert. In 
dem alten frommen „Mütterchen Moskau“ 
erdröhnten alljährlich zur Geburt des Erlö-
sers die betäubenden schweren Glocken 
von den vierzig mal vierzig schwerfälligen 
byzantinischen Kirchen mit ihren breiten, 
schreiend goldenen Kuppeln. In der neueren 
Zarenhauptstadt, in Petersburg, wurden 
alljährlich zur Feier der christlichen Weih-
nacht am Newa-Strande krachende Salut-
schüsse gegeben. Fromm bekreuzten sich 
dreimal mit eiliger Gebärde und besonde-
rer orthodoxer Fingerstellung die offiziellen 
russischen Christen und berührten in f lei-
ßigem Erdengruß unzählige Mal den Boden 
mit der schweißperlenden Stirn. Jahrein, 
jahraus jubelte die russische Christenheit 
ob der Geburt des Erlösers, dieweil Millio-
nen Muschiks an Hungertyphus und Skor-
but starben, wegen rückständiger Steuern 
mit Nagajkas [Knütteln] ausgepeitscht wur-
den, dieweil Hunderte Fabrikproletarier in 
16stündiger Fron verkrüppelten und bei 
geringster Auflehnung erschossen wurden, 
dieweil Kibitkas mit eintönigem Schellen-
geläute über die unendliche Schneesteppe 
Sibiriens fegten und einen Schub Verbann-
ter nach dem anderen in das große Toten-
haus der Zwangsarbeit in den Bergwerken 
lebendig ablieferten. Und es war knapp 
zwei Wochen nach dem letzten orthodo-
xen Weihnachtsfest, als in Petersburg der 
Zug der Zweihunderttausend mit dem Kru-
zifix in der Hand vor das Zarenschloß zog, 
um in des Erlösers Namen um Erlösung von 
der furchtbaren Sklaverei zu f lehen. Noch 
waren die feierlichen Glockentöne der Weih-
nachtsfeier in den Lüften nicht verklun-
gen, als sie von krachenden Gewehrsalven 
übertönt wurden, und des Erlösers Kruzifix 
senkte sich blutbespritzt zu Boden, entfiel 
der todesstarren Hand der Bittenden unter 
dem Kugelregen des allerchristlichen Zaren. 
Darauf ermannte sich die Volksmasse und 
griff zur Selbsterlösung, von der Bitte und 
der Hoffnung zum Kampf, vom Kruzifix zum 
roten Banner der Sozialdemokratie [der Bol-
schewiki].
Ein Jahr ist seitdem verf lossen, heute keh-
ren die Weihnachten wieder, die heilige 
Nacht zieht im heiligen „Rußland“ herauf – 
über einem rauchenden Trümmerhaufen der 
ehemaligen christlichen Zwingburg. Noch ist 
heiß der Kampf und furchtbar der Opfer Zahl. 
Doch die Erlösung, die Selbsterlösung des 
russischen Volkes, unser aller Selbsterlösung 
hat begonnen. Das rote Banner, unserer Erlö-
sung Zeichen, f lattert aus dem Kampfge-
wühl immer wieder siegreich in den Lüften 
auf, und Millionen und aber Millionen Ent-
erbter, Erlösungsharrender scharen sich um 
die Sturmfahne auf dem ganzen Erdenrund. 
Klopfenden Herzens, des Glaubens und der 
Hoffnung voll, senden wir heut heiße Blicke 
nach dem Osten und begleiten jede Bewe-
gung der stolzen Standarte mit Jubel. Die 
ersten Wälle der alten Gesellschaft fangen 
an zusammenzustürzen, die rote Fahne führt 
siegreich den ersten Sturmlauf aus.
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Und so feiern wir heute unser Weihnachts-
fest, durch einen Abgrund getrennt von der 
heuchlerischen bürgerlichen Christenwelt 
mit ihren heuchlerischen Feiern, Gebeten 
und Glocken. 
Um unseren grünen Lebensbaum geschart, 
fest im Glauben und froh in der Hoffnung auf 
der Menschheit nahende Erlösung, gestützt 
auf den nie versagenden Hammer – unse-
rer Arbeit und unserer Befreiung Symbol, 
feiern wir unser Arbeitsfest, wir Millionen 

Elender und Enterbter, ein stolz und trotzig 
und kräftig Geschlecht und rufen der ver-
logenen herrschenden Christenwelt zu, wie 
Prometheus:

Hier sitz’ ich, forme Menschen 

nach meinem Bilde, 

ein Geschlecht, das mir gleich sei, 

zu leiden, zu kämpfen, 

zu genießen und zu freuen sich 

und Dein nicht zu achten, 

wie ich!

Rosa Luxemburg 
(24. Dezember 1905)

(Der erste Teil dieses Beitrags  
erschien im „RotFuchs“ 239,  

Dezember 2017)

Gisela Steineckert: Hand aufs Herz

Ich habe gute Freunde. Schön, aber das 
Leben wird dadurch auch unbequemer, 

weil ehrlicher. „Aber nu“, sagte der alte Jidd 
zu mir, als ich auf einer Schwelle stand und 
nicht wußte, ob ich den geweihten Raum vor 
mir betreten oder auf dem Absatz kehrtma-
chen sollte. „Aber nu“ bewahrte mich vor 
einigen Konflikten und Verlusten, die mein 
Leben ärmer gemacht hätten. 
Einer meiner guten Freunde mailte mir 
gerade: „Wundere dich nicht, daß mit dem 
Reifen auch das Welken einhergeht“ – nach 
diesem deutlichen Hinweis auf mein Alter 
und Benehmen folgt seine Erklärung: „Das 
hat man mich an der großartigen Karl-
Marx-Universität während meines Studi-
ums der Landwirtschaftswissenschaften 
gelehrt , bevor ich wegen diverser poli-
tischer ,Verfehlungen‘ 1961 den Wissen-
schaften entrissen wurde. Demzufolge –  
schreib und schreib, und schiele nicht auf 
die Lebensuhr!“
Es wird Weihnachten. Weihnachten wird 
es, weil ich das will. Wie oft haben wir uns 
vorgenommen, dieses jährliche Ereignis zu 
renovieren, den Familientisch zu schmälern, 
weniger Geld auszugeben für Geschenke, um 
schließlich dankbar an den Punkt zu gelan-
gen, wo man die Beine lang macht und die 
Besuche kurz. 
Es ist fast genauso gekommen. Nicht ganz. 
Mir fällt ein, daß wir immer früh starten 
konnten, weil wir jedes Mal lange vorher 
eine lange Liste möglicher Geschenke ver-
fertigt haben und also wußten, für wel-
ches der Familienmitglieder, eingeboren 
oder neuverliebt , wir in die Buchläden 
gelangen mußten, ein Start, der sich auch 
für Schmuck aus China, Parfüm aus dem 
Intershop und Kuscheltieren aus Sonne-
berg lohnte. Damals gab es monatlich ein 
kleines Druckwerk mit den Daten für das 
Erscheinen der neuen Bücher. Wir konn-
ten im Buchladen lange voraus unseren 
Wunsch anmelden, was oft nicht gleich zum 
Erwerb von der ersten Auflage führte. Nun 
ja, in der DDR gab es für fast jedes Buch 
Nachauf lagen. 
Aber es gibt im Leben Wichtigeres. Nun 
haben wir, die ganz normalen Bürger, mit 
unseren Einwänden und unserem Genöle 
die Bundeskanzlerin an den Rand der Heim-
reise gedrängt. Daß sie es sich am näch-
sten Montag anders überlegt, dafür gibt es 
keine Beispiele. Allerdings nützt uns ihre 

Tugend in diesem Zusammenhang wenig: 
Wer da hinterm Vorhang oder mit einem 
großen Sprung nach vorne als Nachfolger 
lugt oder hampelt, den kennen wir entwe-
der zur Genüge oder zuwenig. 
Aber es wird ja Weihnachten. Es duftet, kni-
stert, breitet sich aus. Die Bilder der Erin-
nerung an unsere Traditionen und Genüsse 
sind Anekdoten geworden, die sich beleben. 
Weihnachten umgibt uns, weil ich es so 
will. Freunde sorgen, daß wir uns nicht 
nur erinnern. Wir begegnen uns neu, weil 
uns das Leben unterwegs Aufgaben zuteilt, 
die wir gemeinsam oder überhaupt nicht 
lösen können. 
Gucken uns die Politiker jetzt, uns, das 
dumme Volk, mit großen Augen an? Wol-
len sie uns sagen: Ihr habt falsch abgelehnt 
und falsch zugestimmt, also wie sollten wir 
denn die richtigen Entscheidungen treffen, 
wenn ihr uns dauernd mit euren abseiti-
gen Hauptforderungen in die Arme gefal-
len seid? Letztlich, um uns aufzuhalten, uns 
immer wieder in die Folgen eurer Meinun-
gen zu stürzen. 
Ja, wir haben versucht, uns einzumischen, 
wenigstens unseren Vorschlag einzubrin-
gen. Zufrieden sind wir mit den Ergebnis-
sen, falls es sie gegeben hat, nicht. 
Ich wollte für Weihnachten diesmal über-
quellende Einfälle, Wünsche und Erinne-
rungen auf ein erträgliches Maß bringen. 
Die Familie sollte sich einfinden, aber nicht 
jedes Thema zulassen, das bisher nicht aus-
reichend zur Sprache gekommen ist. Ich 
kenne uns. Wir werden mitten in der Ente 
auf die Regierungskrise kommen und von 
dort auf die gelbliche Frisur eines bestimm-
ten mächtigen Machos, dem jede Entglei-
sung zum weiteren Mißbrauch seiner Macht 
dient. 
Manchmal ist es ja nur das eigenen Regeln 
folgende normale Leben, das uns unter-
bricht und große Reaktionen erzwingt, die 
das Leben verändern. Als mir das widerfuhr, 
habe ich erst verstanden, wie sinnvoll wir 
früher den Alltag im Einvernehmen geord-
net haben. 
Der Stuhl mir gegenüber wird wieder leer 
bleiben. Das bleibt traurig. 
Und was ist Glück? Wenn auf diesem Stuhl 
mir gegenüber ein besonders dickes Sitzkis-
sen liegt, damit die liebenswürdige kleine 
Person in der dritten Generation an  ihren 
besonderen Teller reicht – und wir werden, 

weil die knapp Zweijährige es liebt, rund 
um die Bescherung ihre liebsten Lieder 
spielen. Da tanzt sie durchs Zimmer, und 
auch das hilf t dabei, daß wir nicht nur 
über Politik reden, über Verluste, Ängste 
und Bedrängungen. Wir wollen aber auch 
große Momente hochleben lassen, wenn es 
sie denn in diesem, sich verabschiedenden 
Jahr gegeben hat. Immer zu wenige, aber es 
gab sie. Unter unseren Fenstern sind jüngst 
240 000 Menschen in Richtung Potsdamer 
Platz mit Bildern, Sprüchen und internatio-
nalen Liedern unterwegs gewesen. Berli-
ner, gerade erst – oder aus dem Kaukasus 
oder Neukölln. Alte Leute und junge, die ab 
jetzt dazugehören wollen. Wir standen auf 
dem Balkon, Tränen und Lachen. Zeit für 
gute Vorsätze. Es wird nicht alles gelingen, 
manches vielleicht gar nicht erst angefaßt. 
Was wir gesehen haben, war ein Wirklich-
keit gewordener lauter Widerspruch und 
eine deutliche Forderung nach nötigen Ver-
änderungen. 
Auch das gehört zu Weihnachten: ein Blick 
voraus und einer auf das Ereignis vor zwei-
tausend Jahren, jenes an der Krippe, das sei 
als mahnendes Beispiel für ungeahnte Fol-
gen auch erlaubt. 

Liebe Leser des „RotFuchs“,  
liebe Zeitgenossen, 

ich habe mir nie überlegt, was ich zu sagen 
hätte, wenn ich an dieser Stelle ein vorerst 
letztes Mal mit euch rede. Am Anfang hatte 
ich keine Konzeption, außer dem unverges-
senen Klaus Steiniger zuzustimmen, daß 
sich damals in seinem Blatt zu viel harte 
Männersprache in den politischen Themen 
breitgemacht hatte und ihm ein weiblicher 
Beitrag sehr recht käme. Schon nach den 
ersten Kolumnen gab es ein starkes Echo. 
Ich war dankbar, denn ich empfing sowohl 
Ermutigung als auch kritische Hinweise. 
Das war für mich ein großes Geschenk. Ich 
hatte das so nicht erwartet und bin immer 
noch dankbar für den geistigen Austausch, 
der sich daraus ergab und nach vorn wies, 
in kommende Arbeit. 
Ich möchte mich also vorerst von euch ver-
abschieden. Wenn wir uns wieder begeg-
nen, werden wir neue Gedanken auspacken 
und Pläne schmieden. Um die Welt zu ver-
ändern? Das können wir nicht. Aber ver-
suchen, versuchen werden wir es immer 
wieder.
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Stimmen aus aller Welt über die DDR
Solange der sozialistische deutsche Staat, die 
DDR, existierte, haben sich immer wieder Per-
sönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder 
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. 
Jahrestag am 7. Oktober 1979 hat die Auslands-
presseagentur Panorama DDR über hundert 
solcher Stellungnahmen in einem Buch ver-
eint. Entstanden ist so ein Mosaik persönlicher 
Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein 
Stück gesellschaftlicher Wirklichkeit wider-
spiegeln. Stellvertretend für die anderen ver-
öffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen 

– Älteren zur Erinnerung, Jüngeren zur Ver-
deutlichung dessen, was die DDR für die Welt 
(und für uns) war.

Hirouyuki Iwaki (1932–2006)

Dirigent, Leiter des NHK-Orchesters Tokio, 
Japan

Stets freue ich mich auf Gastdirigate in 
der Deut schen Demok rat ischen Repu-
blik, denn die Zusammenarbeit mit Ihren 
hervorragenden Klangkörpern ist jedes-
mal beglückend. Sie haben eine hohe 
Orchesterkultur. Gerade im Gewandhaus 
spürt man, wie die Traditionen eines Men-
delssohn Bartholdy von einer Generation 
zur anderen „weitergereicht“ werden. Men-
delssohn begründete die Leipziger Musik-
hochschule, und immer wieder kommen 
Orchestermusiker aus dieser Institution, 
in der die besten Mitglieder des Orchesters 
Lehrer sind. Das ist ein Beweis für eine sehr 
organisch aufgebaute Nachwuchspf lege. 
Wenn ich an die DDR denke, so möchte ich 
noch er wähnen, daß Ihr Instrumenten-
bau bei uns einen guten Ruf hat. Viele Kon-
trabässe aus Markneukirchen erklingen 
zum Beispiel in unseren Orchestern, so 
aus der Werkstatt Rubner. Ich nahm mehr-
fach Instrumente mit, eine Tuba – ein nicht 
unkompliziertes Transport-Experiment! – 
auch eine Oboe für Musiker im NHK-Orche-
ster. Und die Qualitäten sind großartig.

Prof. Otmar Suitner (1922–2010)

Dirigent, Österreich

Berlin als Hauptstadt der DDR bot mir in all 
den Jahren meines Wirkens an der Deutschen 
Staatsoper eine Fülle wunderschöner Aufga-
ben auf dem Gebiet der Mozart-, Wagner- und 
Strauss-Pf lege, aber auch die Möglich-
keit, mich intensiv mit einem international 

anerkannten Komponisten wie Paul Dessau, 
zuletzt mit der Uraufführung seines „Ein-
stein“ zu beschäftigen. Gerade heute, wo sich 
die Beziehungen zwischen meiner österrei
chischen Heimat und Ihrem Lande so erfreu-
lich gestalten, empfinde ich mein Wirken 
in der Musikstadt Berlin als nützlich und 
fruchtbar. Es läßt sich im kulturellen Klima 
der DDR künstlerisch gut arbeiten. Es ist ein 
Land begabter Sänger und Musiker; es ver-
fügt über eine vortreff liche Schallplatten-
produktion – kurz, ein Wirkungskreis, dem 
ich mich verbunden fühle.

Luigi Nono (1924–1990)

Komponist, Italien

Es gibt in der DDR zahlreiche Chöre und 
Orchester in den Städten, aber auch an den 
Universitäten, die sich der Musikpflege wid-
men. So hat die Karl-Marx-Universität in 
Leipzig einen Chor der Studenten der Natur-
wissenschaften, der mit Orchester unter der 
Stabführung von Max Pommer auftritt und 
Werke von Bach bis Schönberg und Dessau 
zu Gehör bringt. Das ist nur ein Beispiel für 
die hohe Qualität, dem man auch in Italien 
nicht nur an den Universitäten nacheifern 
sollte. Andere Jugendliche spielen neben 
ihrer Arbeit im Orchester oder in Gruppen 
zur Pf lege der Musik des Barocks und der 
Renaissance. Sie werden von Musikwissen
schaftlern organisiert und geleitet . Das 
sind sorgfältig vorbereitete und einstu
dierte Musikveranstaltungen, die sich gro-
ßer Beliebtheit erfreuen, doch über die wir 
kaum informiert sind.

Krzysztof Penderecki 

Komponist, Polen

Ich bin oft in der DDR, vor allem, um eigene 
Stücke zu dirigieren. So habe ich sehr gute 
Erfahrungen mit Orchestern Ihres Landes 
gemacht, zum Beispiel dem Leipziger Rund-
funk-Sinfonieorchester und der Dresdner 
Staatskapelle. Ich arbeite viel mit diesen 

Klangkörpern und kann sagen, daß ich nir-
gends einen Widerstand spüre, der bei dem 
Charakter meiner Kompositionen durchaus 
verständlich wäre: Im Gegenteil, man kommt 
mir stets entgegen. Ganz besonders freue ich 
mich über die Inszenierung meiner Oper „Die 
Teufel von Loudun“ an der Berliner Staatso-
per. Diese Aufführung ist eine der besten die-
ses Werkes überhaupt, vielleicht die beste. 
Ich wünsche der DDR und ihrer Bevölkerung 
weitere Erfolge und freue mich auf künftige 
Begegnungen.

Prof. Mordecai Bauman (1912–2007)

Sänger, Gesangspädagoge, USA

Ich kam zur Hanns-Eisler-Ehrung 1978 erst-
mals in die DDR, und ich bin froh darüber, 
hier zu sein, wo sein Name lebt. 1935 lernte 
ich Hanns Eisler kennen, sang als junger 
Bariton seine Lieder bei seiner USA-Tour-
nee zugunsten der Kinder von Verfolgten 
des Naziregimes. Ich habe erstmals diese 
neue Art von Musik gehört und interpre-
tiert. Das hat mein Leben verändert. Bei 
der Arbeit an den Eisler-Songs in unmittel-
barem Kontakt mit dem Komponisten habe 
ich viel gelernt – und nicht nur künstlerisch. 
Ich blieb der Musik Hanns Eislers eng ver-
bunden. Mehrfach habe ich seine Lieder als 
erster in den USA gesungen, so zum Beispiel 
das Solidaritätslied. Auch das berühmte Lied 
der KZ-Häftlinge „Die Moorsoldaten“ habe 
ich im Arrangement von Eisler in Amerika 
bekanntgemacht und es mitunter im rie-
sigen Madison Square Garden in New York 
gesungen.
Während des zweiten Weltkrieges war ich 
dann Soldat. Ich tat, was ich konnte, für 
die Befreiung der „Moorsoldaten“ und aller 
anderen vom Faschismus Gepeinigten.
Hanns Eisler hat mir, als er kurze Zeit in 
Mexiko war, einmal gesagt, er wolle zurück 
nach Berlin, in ein neues Deutschland, und 
hinzugefügt: „Du wirst als mein Gast nach 
Berlin kommen.“ Nun also begegnete ich 
als 66jähriger in Begleitung meiner Frau 
in Eislers Heimat vielem von dem, was ich 
43 Jahre zuvor in meiner Heimat durch die 
Zusammenarbeit mit Hanns erstmals ken-
nengelernt hatte. Und wenn auch der Meister 
nicht mehr lebt – ich traf seine Familie und 
die Menschen, die ein Hanns-Eisler-Archiv 
aufgebaut haben, um seine Musik und seine 
Ideen zu pflegen. Ich sprach mit Lehrern und 
Studenten der Hochschule für Musik „Hanns 
Eisler“, mit vielen anderen DDR-Bürgern, 
denen die Musik und die Prinzipien Eislers 
sehr teuer geblieben sind.
Überdies traf ich mit dem sowjetischen 
Musiker Grigori Schneerson zusammen. Wir 
hatten sogar schon vor Jahrzehnten korre-
spondiert, uns aber aus dem Blick verloren. 
Nun schloß diese Begegnung auch die mit 
dem für mich immer legendären alten Ernst 
Busch mit ein. Bald summten und sangen wir 
drei, aus drei Ländern, gemeinsam manches 
Lied aus den alten Zeiten – Lieder, die noch 
heute aktuell sind.
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Am 28. September trafen sich rund einhundert 
Unterstützer der linken Sammlungsbewegung 

„Aufstehen!“ – Frauen, Männer, Junge, Ältere, 
Atheisten, Christen, Sozialisten, Kommunisten, 
Grüne, Sozialdemokraten, Pazifisten – in der 
Potsdamer Urania. Sie kamen aus Potsdam, 
Brandenburg/Havel, Teltow, Kleinmachnow, 
Eberswalde … Sie alle einte der Wille, die Idee 
zu einer großen Sammlungsbewegung werden 
zu lassen. Die häufigste Begründung für die 
Teilnahme an der Veranstaltung lautete: „Ich 
stehe auf für Frieden und soziale Gerechtigkeit.“
Die beiden Moderatoren – Harald Neuber und 
Constantin Braun – informierten über den 
Gründungsaufruf, den Stand der Bewegung, 
Strukturaufbau und Vernetzung, Basisver-
bundenheit und geplante Aktionen. In der 
anschließenden sehr lebhaften, anregenden 
und sachlichen Diskussion wurden Vorschläge 
zur Stärkung der Bewegung und zum eigenen 
Mittun unterbreitet.
Nach dem offiziellen Abschluß des Treffens 
kamen zwanglos mehrere Gruppen zusammen, 
um sich kennenzulernen und weitere gemein-
same Vorhaben zu besprechen. So bot z. B. 
Pfarrerin Rugenstein die Französische Kirche 
als Veranstaltungsort an, andere empfahlen 
den Bürgertreff in der Waldstadt als Treffpunkt. 
Man verständigte sich dazu, eine Landesar-
beitsgemeinschaft Frieden zu gründen. Diese 
und weitere Vorschläge zeugen davon, daß 
die Teilnehmer verstanden haben: Es ist Zeit, 
aufzustehen.� Horst Jäkel, Potsdam 

Der Gründungsaufruf der Sammlungsbewegung 
„Aufstehen!“ ist zu begrüßen. Wir sollten ihn zur 
Kenntnis nehmen, diskutieren und uns letztlich 
beteiligen. Es ist heute dringender denn je 
notwendig, alle linksgerichteten, antikapitali-
stischen und friedliebenden Kräfte zu einem 
einheitlichen Handeln zusammenzuführen. 
Erkennbar wird im Aufruf die Stoßrichtung, 
mit massivem außerparlamentarischem Druck 
auf die Legislative einzuwirken, um die Politik 
gerechter und friedlicher zu machen. Insofern 
kann sich jeder, der diese Ziele sein eigen nennt, 
dort, wo er politisch oder gesellschaftlich aktiv 
ist, mit ganzer Kraft für die Grundsätze der 
Sammlungsbewegung einsetzen.
Auch ich unterstütze diesen Aufruf. Er trägt 
unverkennbar die Handschrift des linken Sozial-
demokraten Oskar Lafontaine, den ich schätze. 
Man darf aber nicht bei kosmetischen Korrekturen 
am heute vorherrschenden Wirtschaftssystem 
stehen bleiben, weil die rücksichtslose Jagd 
nach Maximalprofit, der nur mit gnadenlosem 

Konkurrenzkampf erreichbar ist, immer wieder 
Unmenschlichkeit in allen Richtungen gebiert. 
Man muß letztlich auf den entscheidenden 
Punkt, die Eigentumsfrage, zurückkommen.
Zudem sollte man auch auf die Schattensei-
ten der „Friedens- und Entspannungspolitik“ 
Willy Brandts und Egon Bahrs verweisen. 
Bundeskanzler Brandt unterzeichnete am 28. 
Januar 1972 den „Radikalenerlaß“, mit dem, 
aus bloßen Ansichten und Verhaltensweisen 
abgeleitet, eine Tätigkeit im öffentlichen Dienst 
untersagt wurde. Man grenzte damit Menschen 
aus, die eine wirkliche Veränderung der Politik 
im Interesse der Ausgebeuteten anstrebten.
Egon Bahr war Leiter des Presse- und Infor-
mationsamtes unter dem Bürgermeister der 
selbständigen politischen Einheit Westberlin 
Willy Brandt, als er 1963 in einem Vortrag 
an der Evangelischen Akademie Tutzing die 
Notwendigkeit der Politik des „Wandels durch 
Annäherung“ durch die bundesdeutsche Regie-
rung erläuterte. Sie ergab sich daraus, daß die 
Politik der Konfrontation nicht zur Beseitigung 
des Sozialismus geführt hatte. Er meinte: „Unsere 
Welt ist die bessere.“ DDR-Außenminister Otto 
Winzer charakterisierte diese Politik treffend 
als „Konterrevolution auf Filzlatschen“, weil sie 
den Sturz einer Gesellschaftsordnung zum Ziel 
hatte, in der die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen beseitigt und Frieden zur 
Staatsdoktrin erhoben worden war.

Bernd Gnant, Geithain

Zu: „Aufgaben einer Sammlungsbewegung“ 
(RF 249, Seite 19)
Schon den ersten Zwischentitel „Der Staat 
muß endlich wieder Anwalt des Gemeinwe-
sens werden“ halte ich für irreführend, denn 

„der Staat“ sind nicht irgendwelche anonymen 
Institutionen, sondern die Staatsbürger. Worin 
unterscheiden die sich vom „Gemeinwesen“?
Eine derartige Forderung transportiert und 
akzeptiert Untertanengeist sowie Macht- und 
Einflußlosigkeit von Beherrschten, für die der 
Staat immer noch aus Herrscherhaus und 
dessen Territorium zu bestehen hat. Wer 
derart offensichtlich resigniert, statt die zu 
Sammelnden mit durchführbaren strategischen 
und taktischen Plänen/Aktionen/Aktivitäten 
anzusprechen, hat schon verloren.
Was ist der Inhalt solcher Aussagen, an wen 
wenden sie sich? Was muß wer? Etwa jeder 
Staatsbürger zu sozialem Engagement verpflichtet 
werden? Oder nur seine Stimme abgeben (also 
das Maul halten)? Angesprochen wird nur „der 
Staat“ als Phantom, das irgend etwas „muß“...
Die Forderung nach Änderung der Regie-
rungspolitik zugunsten der Bevölkerung darf 
nicht durch unreflektierte Nutzung des Herr-
schaftsvokabulars verschleiert werden. Sie ist 
klar und eindeutig zu formulieren.
Durchzusetzen ist sie jedoch nicht, solange 
Berufspolitiker aller Parteien als extrem privile-
gierte Kaste „Beraterhonorare“ und überhöhte 

„Aufwandsentschädigungen“ kassieren, nach 
relativ kurzer „Berufstätigkeit“ als Aufsichtsräte 
von Konzernen etc. geringfügig beschäftigt, 
aber gut besoldet werden und nebenbei ihre 
nicht zu knapp bemessene Pension beziehen. 
Sie müßten ja verrückt sein, würden sie für ihre 
Wähler und daher gegen freigebige Konzerne, 
Banken und Spekulanten arbeiten.

Otto Kustka, Österreich

Die Unterzeichner des Artikels „Aufgaben 
einer Sammlungsbewegung“ schreiben: „Ohne 
ein klares Verhältnis zur Frage von Krieg und 
Frieden wird es kein Wiedererstarken einer 
europäischen Linken geben. Hier herrschte in 
der letzten Zeit viel Unklarheit. Der Kampf für 
die Menschenrechte, ursprünglich ein pazifi-
stisches Postulat, wird zunehmend willkürlich 
zur kriegsbegründenden Moral pervertiert.“ 
Das sind genau die Worte, die auch ich unter-
schreiben kann und die so wichtig sind. Aber 
wer hat diesen Aufruf unterzeichnet? Da lese 
ich unter anderem den Namen Antje Vollmer. 
Und auch Ludger Volmer ist dabei. 
Sind das nicht einige der Hauptverantwortli-
chen für den NATO-Krieg gegen Jugoslawien? 
Dieser Krieg ist auf allerverlogenste Weise mit 
dem Kampf für Menschenrechte begründet 
worden. Um diesen Krieg führen zu können, 
sind serbische Massaker herbeiphantasiert 
worden, von denen man genau wußte, daß sie 
nie stattgefunden hatten. Man scheute sogar 
den Vergleich mit Auschwitz nicht. Später 
behauptete die Bundesregierung, das Beste, 
was sie geleistet hätte, wäre die „Enttabuisierung 
des Militärischen“ gewesen, was konkret heißt, 
den Krieg für die Deutschen wieder salonfähig 
gemacht zu haben. 
Was bedeuten solche Sätze wie die oben 
zitierten, so gut und so wichtig sie auch sind, 
wenn sie von denen unterschrieben oder sogar 
verfaßt werden, die genau das gemacht haben, 
wogegen sich diese Sätze dem Wortlaut nach 
richten? Wie stehen Antje Vollmer und Ludger 
Volmer zu diesem Krieg? Haben sie ihre Stand-
punkte geändert?

Wolfgang Quambusch, Köln

Als Mitunterzeichner von „Aufstehen!“ verfolge 
ich natürlich das Geschehen in dieser Bewe-
gung, deren eindeutige Richtungsorientierung 
ich vermisse bzw. nicht erkennen kann. Die 
Diskussionen, die über „soziale Medien“ geführt 
werden, wo jeder seine Meinung sagen darf, 
verlaufen wie die Spuren im Sand und führen 
zu keinem Ergebnis, geschweige denn zu einem 
Beschluß. Nur in sehr wenigen Fällen wird der 
Kapitalismus als Verursacher erkannt, doch 
dann melden sich sofort bestimmte Leute, die 
das Gegenteil behaupten. 

Peter Dornbruch, Schwerin

Als „Umsiedler“ 1946 habe ich aus der Geschichte 
Deutschlands gelernt, daß die Uneinigkeit der 
Arbeiterbewegung stets zu ihrem Nachteil 
gereichte, wobei sie durch ihr gemeinsames 
Handeln den I. und II. Weltkrieg hätte ver-
hindern können. Ich erinnere hierbei an die 
Zustimmung zu den Kriegskrediten 1914 durch 
die SPD sowie die Uneinigkeit der KPD und der 
SPD 1933, welche die Machtergreifung Hitlers 
ermöglichte. Heute stehen wir wieder an einer 
Scheidelinie unserer Geschichte, in der die 
SPD und die Linkspartei den gleichen Fehler 
begehen, wenn sie die Sammlungsbewegung 

„Aufstehen!“ nicht unterstützen.
Die große Mehrheit der deutschen Bevölkerung 
ist mit der nur am Profit orientierten neoliberalen 
Politik unzufrieden. Sie lehnt die Erhöhung der 
Ausgaben für Aufrüstung sowie die Teilnahme 
an Kriegen ab und fordert die Abschaffung der 
Harz-IV-Gesetze, mehr Geld für die Bildung 
und eine bessere Versorgung der Kranken 

L E S E R B R I E F E
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sowie Rentner, damit alte Menschen nicht 
noch einen „Nebenjob“ aufnehmen müssen. 
Um das zu erreichen, ist eine grundsätzliche 
Veränderung der Regierungspolitik erforder-
lich. Trotz großer Versprechungen waren die 
SPD, die Linkspartei und die Grünen dazu 
nicht in der Lage, weil sie ihre „spezifischen 
Parteiinteressen“ daran hinderten, die große 
Masse der unzufriedenen und ausgegrenzten 
Menschen hinter sich zu scharen.
Der einzige Weg, um eine dem Volk dienende 
Regierungspolitik zu erzwingen, ist der Zusam-
menschluß aller für Frieden, soziale Gerechtigkeit 
und Umweltschutz eintretenden Menschen über 
Parteigrenzen hinweg – wie er mit der Samm-
lungsbewegung „Aufstehen!“ angestrebt wird. 
Damit richtet sie sich nicht gegen o. g. Parteien, 
sondern schafft das Fundament für dringend 
notwendige Veränderungen. Erfreulich ist, daß 
immer mehr Persönlichkeiten und Politiker 
sowie um unsere Zukunft besorgte Menschen 
den Mut haben, aufzustehen, um eine breite 
Massenbewegung ins Leben zu rufen, die den 
kommenden Wahlen ihren „Stempel“ aufdrückt. 
Dazu ist es höchste Zeit, denn es geht um sozi-
ale Gerechtigkeit und die Verhinderung eines 
Krieges, um unsere Zukunft.

Rudolf Höll, Berlin

Das gegenwärtige Verhalten der SPD-Führung 
erinnert an das Bild der drei Affen: Nichts hören, 
nichts sehen, nichts sagen. Sie dreht und windet 
sich, nur um an der Macht zu bleiben. Selbst in 
einer Situation, da Nazis Aufwind bekommen, 
wie jetzt die AfD, ist die Linke im Kalkül der SPD 
nur bedingt erwünscht. Die Partei Die Linke 
jedoch verliert an Glaubwürdigkeit, wenn sie sich 
weiter rot-rot-grünen Koalitionsträumen hingibt, 
und verspielt jede Chance, dem Rechtsruck 
entgegenzutreten.

René Osselmann, Magdeburg

Fast an jedem Tag erhalten wir „Bittbriefe“ von 
Hilfsorganisationen zur Rettung von verhun-
gernden, verdurstenden und schwerstkranken 
Kindern in Afrika, arabischen Ländern, in 
Südamerika. Statt dringend benötigte Lebens-
mittel und Medikamente dorthin zu schicken, 
exportiert die Bundesregierung Waffen, die 
Leid und Tot bringen. 
Ich frage mich: Wo bleibt der Aufschrei der 
Kirchen, der Gewerkschaften, der Hilfsorga-
nisationen? Wo bleibt der Appell an Anstand 
und Moral, den sie sonst immer predigen? Eine 
Anfrage diesbezüglich an eine Vorsitzende von 
IG Metall wurde mir so beantwortet: „Wenn 
Deutschland keine Waffen produzieren würde, 
dann wären viele Leute hier arbeitslos.“ Diese 
Reaktion hat mich sehr erregt. Meine Devise 
ist: andere Menschen unterstützen. Ich mache 
das noch heute als fast 80jähriger, indem ich 
ausländischen Studenten behilflich bin, die 
deutsche Sprache besser zu verstehen. 

Damian Schittko, Magdeburg

In Chemnitz war es die nationale Reaktion, die 
für die schrecklichen Ereignisse verantwortlich 
zeichnet. In Kiew war’s schon die internationale 
Reaktion, bei deren Aufmärschen auch Deut-
sche dabei waren. Europaweit breitet sich der 
Ungeist des Faschismus aus, und die deutsche 
Regierung tut nichts, um dieser Entwicklung 
Einhalt zu gebieten. Zum Glück gibt es Kräfte, 

die sich zu wehren beginnen, wie die große 
„unteilbar“-Demo vom 13. Oktober in Berlin mit 
ca. 240 000 Teilnehmern zeigte. 

Hans-Georg Vogl, Zwickau

Anläßlich des 75. Jahrestags des Sieges der 
Roten Armee in der Schlacht um Stalingrad 
folgten der Arbeitskreis Kultur- und Bildungs-
reisen der GBM mit fast 40 Mitgliedern sowie 
Mitglieder der GBM, der GRH, des „RotFuchs“-
Fördervereins und von ISOR einer Einladung des 
Oberbürgermeisters von Wolgograd zu einem 
mehrtägigen Besuch.
Wir erinnern uns noch an die guten Beziehun-
gen zwischen der Sowjetunion und der DDR. 
Dazu gehörten die Städtepartnerschaften, die 
wissenschaftlichen, sportlichen, kulturellen und 
wirtschaftlichen Beziehungen, Freundschaftszüge 
der Jugend und Studienaufenthalte. Viele junge 
Bürger der DDR haben an der Baikal-Amur-
Magistrale in Sibirien oder der Erdgastrasse 

„Sojus“ gearbeitet. Es entstanden Freundschaf-
ten und menschliche Kontakte, die heute noch 
gepflegt werden. 
Mit unserem Besuch in Wolgograd wollten wir 
auch die Bundesregierung daran erinnern, daß 
am 9. November 1990 in Bonn ein Vertrag von 
Helmut Kohl und Michail Gorbatschow unter-
zeichnet wurde, in dem beide Seiten versicherten, 
einen Beitrag für eine dauerhafte und gerechte 
europäische Friedensordnung und Sicherheit 
zu leisten. Dieser Vertrag ist noch in Kraft, wird 
aber, wie wir gerade in diesen Tagen erleben 
müssen, von westlicher Seite immer wieder 
verletzt. Rußland sieht sich von Deutschland und 
der NATO bedroht. 10 000 deutsche Soldaten 
beteiligten sich im Oktober und November an 
dem NATO-Manöver „Trident Juncture 18“ in 
und um Norwegen. 
Fast jeder Ort Wolgograds – von der Allee der 
Helden, dem Mamajew-Hügel, dem Soldaten-
friedhof bis zur Straße der Roten Armee – hält 
die dramatische Geschichte der Stadt wach. 
Zu den Klängen der „Träumerei“ Robert Schu-
manns betraten wir den Mamajew-Kurgan, 
das meistbesuchte Denkmal in Rußland. Tief 
bewegt ehrten wir die gefallenen Helden der 
Roten Armee mit einem Rosenbukett. Diese 
Gedenkstätte ist das Werk des berühmten 
sowjetischen Bildhauers Jewgeni Wutschetitsch, 
der auch das Sowjetische Ehrenmal in Berlin-
Treptow schuf. Schon kilometerweit sieht man 
die gigantische Frauenfigur mit dem erhobenen 
Schwert („Mutter Heimat ruft“). 
Unmittelbar an der Uferpromenade der Wolga liegt 
das Panorama-Museum mit der Gedenkstätte, 
das der Schlacht um Stalingrad gewidmet ist. Wir 
spürten einmal mehr, daß diese Schlacht bei den 
Bewohnern bis heute tiefe Spuren hinterlassen 
hat. Von den zahlreichen Bildungseinrichtungen 
Wolgograds haben wir das städtische Kinder- und 
Jugendzentrum besucht. Empfangen wurden 
wir von einer 83jährigen Veteranin, die schon 
viele Jahre den „Club der Völkerfreundschaft“ 
der Kinder leitet. Mit Begeisterung sprach sie 
von den langjährigen Kontakten mit der Partner-
stadt Karl-Marx-Stadt, die immer noch gepflegt 
werden. In der Aula dieser Einrichtung fand ein 
Treffen mit dem Oberbürgermeister der Stadt, 
Abgeordneten der Stadtduma, dem Vorsitzenden 
der Friedensstiftung sowie Kriegsveteranen, 
Kindern und Jugendlichen statt. In Gesprächen 
mit hochrangigen Offizieren erfuhren wir, daß 

einige in der Schlacht um Berlin gekämpft und 
nach dem Sieg noch längere Zeit in Karlshorst 
gedient haben. Dabei versicherten sie, daß sie 
nicht gegen das deutsche Volk, sondern gegen 
den Faschismus gekämpft haben. 
Die aufrichtige Haltung uns gegenüber, die 
Herzlichkeit und das Interesse an der Fortführung 
unserer Beziehungen war für alle Teilnehmer 
der Reise bewegend. Die nächste Flugreise 
im Juni 2019 ist bereits geplant; Anmeldungen 
werden jetzt schon entgegengenommen: Mail: 
gisbert-graff@t-online.de, Handy: 0162 4931 176

Gisbert Graff und Hans-Günter Schleife, 
Berlin

Vor einiger Zeit ließ die Äußerung Frank Walter 
Steinmeiers, die Welt scheine ihm aus den Fugen 
geraten, so manchen aufhorchen. Doch kaum 
hatte sich das Erstaunen über diesen plötzlichen 
Realitätssinn gelegt, gab ein anderer in der 

„Super-illu“ seine Meinung zur gegenwärtigen 
politischen Situation zu Protokoll. Gregor Gysi 
wurde mit folgenden Worten zitiert: „Was an 
Liebknecht für uns heute noch gilt: der Wunsch 
nach Frieden – und daß er für soziale Gerech-
tigkeit eintrat. Aber natürlich ist unsere Zeit 
heute eine andere.“
Im Prinzip ist den beiden zuzustimmen. Zweifel-
los hat sich die Welt in den letzten 100 Jahren 

„gedreht“, und unsere Zeit ist eine andere. Aber 
geblieben ist der Kapitalismus, und im Vormarsch 
ist seine Ausgeburt, der Faschismus. Die zuneh-
mende Verkommenheit und Verwahrlosung 
gesellschaftspolitischer Verhältnisse rund um 
den Erdball ist eben nicht mit der Veränderung 
von „Raum und Zeit“ zu erklären – denken wir 
an die ständig zunehmende Kriegsgefahr, die 
vielerorts tobenden Bürgerkriege, die wach-
sende Verrohung in zwischenmenschlichen 
Beziehungen und andere Ungeheuerlichkeiten, 
mehr denn je bedarf es der Methodik des 
dialektischen und historischen Materialismus, 
um diese Erscheinungen und ihre Ursachen 
zu erkennen und entsprechend bekämpfen 
zu können. Der „RotFuchs“ hat sich in dieser 
Hinsicht sehr verdient gemacht, indem er die 
Weltanschauung der Arbeiterklasse seinen 
Lesern in vielen Artikeln näher gebracht hat.

Helmuth Hellge, Berlin

Dreiundsiebzig Jahre nach der bedingungslosen 
Kapitulation des faschistischen Deutschen Rei-
ches beginnen neofaschistische Parteien und 
Organisationen immer offener und unverhohlener 
aufzutreten. Sie etablieren sich als gemeinsame 
Front, ermutigt nicht zuletzt durch die Baga-
tellisierung der faschistischen NPD durch den 
Bundesgerichtshof. Zweimal wurde ein Verbot 
dieser Partei abgelehnt und damit diesen Kräften 
entsprechender Freiraum geschaffen. 
Die antifaschistische DDR hatte, solange sie 
bestand, faschistischer Ideologie den Boden 
entzogen. Doch seit der Vereinnahmung der 
DDR durch die BRD vor 29 Jahren dehnt sich 
das Aufmarschgebiet der neonazistischen, 
rechtsextremistischen Parteien und Vereini-
gungen auch auf den Osten Deutschlands aus. 
Nach Rostock-Lichtenhagen und Hoyerswerda 
und den konzentrierten Aufmärschen in Dres-
den wird nunmehr Chemnitz von diesem Mob 
heimgesucht. 
Bürgerliche Medien und Politiker aller Schat-
tierungen, einschließlich mancher in der Partei 
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Die Linke, behaupten, es wäre 1989/90 eine 
„friedliche Revolution“ der Bürger der DDR 
gewesen. Wozu diese Lüge, wem dient sie? 
Tatsache ist, daß in der DDR keinerlei staatsge-
fährdenden Übergriffe der Bürger stattfanden, 
es gab keinen Streik, der Verkehr rollte, Schulen, 
Kindergärten, Hochschulen und Universitäten 
haben lückenlos ihren Lehrbetrieb aufrechter-
halten, Krankenhäuser, Arztpraxen erfüllten 
genauso ihre Pflichten wie die landwirtschaft-
lichen Produktionsgenossenschaften, Bäcker 
und Fleischer. Im Dezember 1989 war der 
Exportplan der volkseigenen Industrie in das 
sozialistische Wirtschaftsgebiet mit 99,7 % und 
in das nichtsozialistische Wirtschaftsgebiet mit 
99,8 % erfüllt. Auch auf den Großbaustellen 
lief die Investitionstätigkeit normal.
Ich frage mich: Wer hat all diese permanen-
ten Zusammenkünfte organisiert, wer hat die 
Menschen zu diesen Protesten zusammenge-
führt? Man beruft sich, wenn man von einer 

„friedlichen Revolution“ der Bürger spricht, auf 
die immer wieder demonstrierenden und zu 
Kundgebungen anrückenden Menschen – das 
waren vielleicht ein oder zwei Millionen, doch 
in der DDR lebten seinerzeit 16,43 Millionen … 

Klaus Glaser, Schwarzenberg

Im Karl-Marx-Jahr 2018 konnte ich in seriösen 
Publikationen einiges über das Leben und 
Wirken von Karl Marx erfahren. Vieles war mir 
bekannt, einiges nicht. Daß Friedrich Engels 
engster Mitstreiter von Karl Marx war, wissen 
wir. Wer aber kennt Georg Weber?
Georg Weber wurde 1818 in der Fördestadt 
Kiel geboren. Sein Vater war dort Arzt. Georg 
trat in die Fußstapfen seines Vaters, promo-
vierte bereits mit 24 Jahren und arbeitete als 
Armenarzt.
1844 fuhr er für ein Jahr nach Paris. Hier traf 
er Karl Marx und Friedrich Engels. Von ihren 
Ideen ist er begeistert. Nach Kiel zurückgekehrt, 
versuchte Weber, dort eine Kommunistische 
Partei aufzubauen –  zu damaliger Zeit ein 
erfolgloses Unterfangen. In Kiel gab es kein 
Proletariat. Die ansässigen Handwerker wollten 
sich weder für die Pläne von Marx und Engels 
noch für die Ideen von Weber einspannen 
lassen. Vermutlich war Weber desillusioniert 
und meldete sich als Arzt an die Front, als 1848 
der Krieg zwischen Schleswig-Holstein und 
Dänemark begann. Hier geriet er in Kriegsge-
fangenschaft. Nach seiner Freilassung lebte 
er elf Jahre in den USA. Georg Weber kehrte 
später zurück nach Kiel und arbeitete wieder 
in seinem Beruf. Seinen Freund Karl Marx hat 
er über die Zeit nicht vergessen, er besuchte 
ihn mehrmals in London.
1891 starb Georg Weber in seiner Heimatstadt 
Kiel. Er war der Mann, der die Ideen von Marx 
und Engels in den Norden getragen hat. Weber 
hat als einer der ersten den Namen Kommu-
nistische Partei im Norden benutzt.
Es gibt so gut wie keine Unterlagen und Bilder 
von Georg Weber. Eventuell können hier Leser 
des RF helfen.� Wilfried Steinfath, Berlin

In einer Talkshow Anne Wills zum Thema Migran-
ten und Chemnitz behauptete der ehemalige 
Bundestagspräsident Thierse, die Ostdeutschen 
hätten wenig Umgang mit Fremden gehabt. 
Das empörte viele in meinem Bekanntenkreis. 
DDR-Bürger haben ihre Erinnerungen. Da 

trafen sich vietnamesische Industriearbeiter 
mit deutschen Kollegen und deren Familien, 
ganz privat. Manche über die „Wende“ hinaus. 
Tausende Chilenen fanden bei ihrer Flucht vor 
dem Pinochet-Terror in der DDR mehr als nur 
eine Bleibe. In Äthiopien traf ich Menschen, die 
voll des Lobes waren über die DDR-Betreuung 
durch Ausbildung und technische Ausstattung. 
1989/90 hatte ich mit Bernhard Jagoda (CDU) zu 
tun, damals Parlamentarischer Staatssekretär. 
Nach einem Mongolei-Besuch berichtete er von 
Beispielen beeindruckender DDR-Solidarität 
und kommentierte das mit dem Satz: „Es waren 
immer Ihre Leute, leider!“ 
Ist Thierse entgangen, daß Wortführer rechter 
Auftritte und Märsche zumeist westdeutscher 
Herkunft sind und von den versprochenen 

„blühenden Landschaften“ nur wenig zu sehen 
ist?� Atti Griebel, Berlin

Es ist begrüßenswert, wenn sich Medien, in 
diesem Falle das „NDR-Nordmagazin“ am  
30. September, mit den Hinterlassenschaften 
der Treuhand auseinandersetzen.
Diese Institution wurde noch durch die letzte 
Regierung der DDR ins Leben gerufen. Man kann 
davon ausgehen, daß das Ziel bestimmt nicht 
darin bestand, industrielle Brachen in vielen 
Teilen des Ostens zu hinterlassen. Sowohl den 
Wirtschaftsexperten der DDR als auch denen 
im Westen war doch klar, wo die Probleme 
lagen. Wir brauchten vor allem Investitionen 
in moderne Maschinen und Anlagen. Dazu 
bedurfte es Millionen an Fördermitteln und 
Hilfe von Experten. Was aber oft kam, war 
die dritte Garnitur, die das letzte Geld aus den 
Unternehmen zog und sie so in den Untergang 
trieb. Eines dieser negativen Beispiele hat nun 
der NDR mit dem Faserplattenwerk Ribnitz-
Damgarten, zugleich Sitz des Möbelkombinats 
Nord, zu dem auch die Möbelwerke Bützow 
gehörten, aufgegriffen. In Ribnitz steht noch 
heute eine Industrieruine, und Bützow wurde 
ganz platt gemacht. Damit wurden nicht nur 
materielle Werte vernichtet, sondern viele Bio-
graphien zerstört und umfangreiches geistiges 
Wissen in die Wüste geschickt.
Es ist unfaßbar, mit welcher kriminellen Energie 
die sogenannten Experten der Treuhand ihr 
Werk betrieben und wie blauäugig die Landes-
regierung ihnen auf den Leim gegangen ist. Bei 
allen hätten doch die Alarmglocken schrillen 
müssen, wenn man einen Hamburger Immobi-
lienhändler als Sanierer für ein Möbelkombinat 
einsetzt. Dieser Mann, Eduard Kinder, ist für 
einen Verlust von ca. 260 Millionen D-Mark 
an Beihilfen, also Steuergelder, verantwort-
lich. Dabei hat er alte Anlagen in der Schweiz 
abbauen lassen, in Ribnitz wieder aufgebaut 
und dafür Fördermittel für neue Anlagen kassiert. 
Eduard Kinder hat sich rechtzeitig mit einem 
Teil der Millionen in die Schweiz abgesetzt, 

hat die Verjährung abgewartet und lebt heute 
wieder als unbescholtener Mann in Hamburg.

Ralf Kaestner, Bützow

Oberst a. D. Gerhard Giese war kürzlich Gast im 
RF-Leserkreis Zwickau. Mit einem beeindruc-
kenden und informativen Vortrag zum Thema 

„Militärisches Gleichgewicht in der Welt von heute“ 
zog er seine Zuhörer in den Bann. Überraschend 
für die meisten Zuhörer war wohl, was der Fach-
mann zu den militärischen Fähigkeiten und sogar 
einer bedeutenden Überlegenheit Rußlands 
gegenüber den USA auszuführen hatte. Dazu 
die Betrachtung zu China, und es ergibt sich ein 

„beruhigendes“ Gleichgewicht des Schreckens. 
Doch wie „beruhigend“ kann ein solches Gleich-
gewicht oder sogar „positives“ Ungleichgewicht 
für uns und die Welt wirklich sein? Können wir 
angesichts dieses militärischen Kräfteverhältnisses 
in gleichem Maße auch relativ sicher sein, daß 
damit ein Weltbrand auszuschließen oder zu 
verhindern ist? Kann uns ein Gleichgewicht heute 
ruhiger schlafen lassen als ein solches, das zu 
Zeiten des Systemkonflikts bestand? Dürfen wir 
heute mehr Hoffnung haben, daß zunehmende 
militärische Konflikte, die maximale Annäherung 
der NATO an Rußland, die unmittelbare Nähe der 
militärischen Gegner in Nahost oder anderen 
Orten weniger Gefahr laufen, zu eskalieren und 
in einen großen Krieg zu münden? 
Wenn wir davon ausgehen, daß der Imperia-
lismus höchste Aggressivität auch militärisch 
in sich trägt, wenn wir die Erfahrung zugrunde 
legen, daß Imperialismus letztlich jedes Risiko 
bei Strafe eigenen Untergangs eingeht, jeden 
Wahnsinn auch zu begehen bereit ist, dann ist 
ein militärisches Gleichgewicht vielleicht eine 
Hemmschwelle, mehr aber kaum. In Zusam-
menhang betrachtet mit der ökonomischen 
Aggressivität, den globalen Interessen nationaler 
und internationaler Imperialisten, dem Streben 
nach Märkten, Rohstoffen und Einflußsphären 
dürfte es alles andere als ein Ruhekissen sein, sich 
auf die militärische Überlegenheit zu verlassen. 

Roland Winkler, Aue

Seit vielen Jahren beziehe ich den „RotFuchs“, 
muß aber alters- und gesundheitshalber an die 
Vorbereitung meines Nach- bzw. Vorlasses 
denken. Dazu gehören ältere Jahrgänge des 
RF, insbesondere die Jahrgänge 2003–2005 
sowie die Hefte März 2015 bis einschließ-
lich Dezember 2016. M. E. sind die RF-Hefte 
zum Wegwerfen entschieden zu wertvoll, so 
daß ich um Hinweise bitte, wem bzw. welcher 
Institution/Bibliothek/Antiquariat/Einzelperson 
ich die Bände übergeben könnte.

Prof. Dr. Karl-Heinz Bernhardt, Berlin

Wer sich für dieses freundliche Angebot inter-
essiert, wende sich bitte an unseren Vertrieb: 
Telefon 030-53 02 76 64.

Allen Leserinnen und Lesern des „RotFuchs“,
den gleichgesinnten Kampfgenossen, unseren aufgeschlossenen  

Sympathisanten und den kritisch-solidarischen Weggefährten wünschen wir

schöne Weihnachtstage und ein friedliches,  
gesundes und sinnerfülltes neues Jahr 2019.
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Letzte Titel-Montage John Heartfields für die AIZ vom 19. Februar 1933 vor deren  
erzwungenem Umzug ins Prager Exil

■■ „RotFuchs“-Gruppe Torgau 
Am 1. Dezember um 10 Uhr 
spricht Diplomphilosoph Siegfried 
Kretzschmar zum Thema: Warum die 
Theorie des Marxismus im Wesen 
nicht veralten kann 
Ort: Gaststätte „Mohrrübe“, 
Vorstädter Gärten, Abfindungen Weg 0,  
04860 Torgau 

■■ „RotFuchs“-Gruppe Luckenwalde 
Am 15. Dezember um 10 Uhr spricht 
Rechtsanwalt Hans Bauer, Vorsitzender 
der GRH e. V., zum Thema: Wer 
verteidigt heute das Grundgesetz? 
Ort: Steakhaus „La Villa“, Baruther 
Straße 30, 14943 Luckenwalde 

■■ Regionalgruppe Erfurt-Weimar 
Am 15. Dezember um 11 Uhr 
Mitglieder- und Leserversammlung 
Ort: Gaststätte „Dahlie“, Roßlauer 
Straße 1, 99086 Erfurt 

■■ Regionalgruppe Berlin Marzahn-
Hellersdorf 

Am 18. Dezember um 18 Uhr 
spricht Rechtsanwalt Hans Bauer, 
Vorsitzender der GRH e. V., zum 
Thema: Der Rechtsstaat BRD und 
das Grundgesetz
Ort: Stadtteilzentrum Marzahn-Mitte, 
Marzahner Promenade 38,  
12679 Berlin 

■■ Regionalgruppe Leipzig 
Am 19. Dezember um 17 Uhr  
Öffentliche Mitgliederversammlung 
der „RotFuchs“-Regionalgruppe und 
gemeinsamer Jahresabschluß mit dem 
Marxistischen Forum
Ort: Liebknechthaus, Braustraße 15, 
04107 Leipzig


